Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3854 


26. 11. 92 


Unterrichtung 

durch die Deiegation der Bundesrepubiik Deutschland in der Pariamentarischen 
Versammiung des Europarates über die 

— Tagung der Pariamentarischen Versammiung des Europarates 
vom 30. September bis 8. Oktober 1992 in Straßburg 

— Debatte der Erweiterten Pariamentarischen Versammlung über die Aktivitäten 
der OECD am 2. Oktober 1992 in Straßburg 


Während des dritten Teils der 44. Sitzungsperiode vom 30. Sep- 
tember bis 8. Oktober 1992 erörterte die Parlamentarische Ver- 
sammlung des Europarates Berichte, behandelte die üblichen 
geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge und faßte Beschlüsse zu 
folgenden Themen: 


Bericht des Präsidiums und des Ständigen Ausschusses 
Bericht des Ministerkomitees 

Fragen stellten hierzu die Abg. Dr. Günther Müller (S. 47), Leni 
Fischer (Unna) (S. 47) und Klaus Bühler (S. 47). 


Politische Fragen 

— Ansprache des Premierministers des Schwedischen König- 
reiches, Carl Bildt 

— Die Zukunft des Aufbaus Europas (Empfehlung 1193 — S. 45) 

Hierzu sprachen die Abg. Wilfried Böhm (Melsungen) (S. 42), 
Hans Büchler (Hof) (S. 43) und Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 44). 

— Die politischen Konsequenzen des Vertrags von Maastricht 
(Entschließung 990 — S. 52 und Richtlinie 481 — S. 53) 

Hierzu sprachen die Abg. Robert Antretter (S. 50) und Gerhard 
Reddemann (S. 51). 

— Aktuelle Aussprache über die Krise im früheren Jugoslawien 
(Erklärung — S. 42) 

Hierzu sprachen die Abg. Gerhard Reddemann (S. 36), Leni 
Fischer (Unna) (S. 36), Margitta Terborg (S. 37), Prof. Dr. Hart- 
mut Soell (S. 38) und Prof. Dr. Uwe Holtz (S. 38). 
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— Ansprache und Antwort des Co-Vorsitzenden der Internationa- 
len Konferenz über Frieden im früheren Jugoslawien, Lord 
Owen (S. 31, 39). 

— Ansprache des Premiernünisters der Republik Slowenien, 
Janez Drnovsek 

— Ansprache der Generalsekretärin der Parlamentarischen Ver- 
sammlung, Catherine Lalunüere 


Kulturelle Fragen 

— Die europäische Zusammenarbeit im Bereich des Sports (Emp- 
fehlung 1190 — S. 12 und Richtlinie 479 — S. 13) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Günther Müller (S. 10, 11). 

— Die Lage der Jugend im neuen Europa (Empfehlung 1191 — 
S. 15 und Richtlinie 480 — S. 16) 

Hierzu sprachen die Abg. Margitta Terborg (S. 13, 14) und Leni 
Fischer (Unna) (S. 14). 


Wissenschaft und Technologie 

— Die technologischen Risiken und die Gesellschaft (Entschlie- 
ßung 986 — S. 17) 

Hierzu sprach Abg. Erich Maaß (Wilhelmshaven) (S. 16). 

— Klimaveränderungen (Entschließung 987 — S. 18) 

Hierzu sprach Abg. Benno Zierer (S. 18). 


Umwelt-, Regionalplanungs- und Kommunalfragen 

— Ergebnisse und Auswirkungen der UNO-Konferenz über 
Umwelt und Entwicklung auf Europa (Empfehlung 1192 — 
S. 22) 

Hierzu sprach Abg. Benno Zierer (S. 21). 

— 27. Sitzung der Ständigen Konferenz der Gemeinden und 
Regionen Europas (Stellungnahme 164 — S. 61) 

(Unterbrechung der Tagung der Parlamentarischen Versamm- 
lung) 


Debatte der Erweiterten Parlamentarischen Versammlung über 
die Aktivitäten der OECD am 2. Oktober 1992 

— Ansprache des Generalsekretärs der OECD, Jean-Claude 
Paye 

Fragen stellten hierzu die Abg. Peter Kittelmann (S. 23, 24) und 
Prof. Dr. Uwe Holtz (S. 24). 
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— Bericht über die Aktivitäten der OECD im Jahre 1991 {Entschlie- 
ßung 988 — S. 26). 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Hermann Scheer (S. 24) und Prof. 
Dr. Uwe Holtz (S. 25). 


(Fortsetzung der Tagung der Parlamentarischen Versammlung) 

Wirtschafts- und Entwicklungsfragen 

— Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion — Die Fol- 
gen des EG-Vertrags über die Europäische Union {Empfeh- 
lung 1195 —S, 53) 

Hierzu sprachen die Abg. Robert Antretter (S. 50) und Gerhard 
Reddemann (S. 51). 


Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und zur Öffentlich- 
keit 

— Die nationalen Parlamente und der Aufbau Europas {Entschlie- 
ßung 989 — S. 46) 

Hierzu sprachen die Abg. Wilfried Böhm (Melsungen) (S. 42), 
Hans Büchler (Hof) (S. 43) und Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 44). 


Rechts- und Menschenrechtsfragen 

— Reform der Kontrollmechanismen der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention {Empfehlung 1194 — S. 50) 

Hierzu sprachen die Abg. Friedrich Vogel (Ennepetal) (S. 48, 
49) und Rudolf Bindig (S. 48). 


Sozial-, Gesundheits- und Familienfragen 

— Extreme Armut und Ausschluß aus der Gesellschaft: Für ein 
gesichertes Existenzminimum {Empfehlung 1196 — S. 56) 

Hierzu sprachen die Abg. Manfred Reimann (S. 54) und 
Dr. Günther Müller (S. 55). 

— Die Veranstaltung sozialpolitischer Debatten {Richtlinie 482 — 
S. 58) 


Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

— Die Bevölkerungsstruktur der zyprischen Gemeinschaften 
{Empfehlung 1197 — S. 59) 

— Die Aktivitäten des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz 
(IKRK) (1989-1991) {Entschließung 991 — S. 60) 

— Ansprache des Präsidenten des Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz, Comelio Sommaruga 
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Zum Ablauf der Tagung 

Die Reden und Fragen der Mitglieder der Delegation der Bundes- 
republik Deutschland in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates, die Ansprache des Co-Vorsitzenden der Internationa- 
len Konferenz für Frieden im früheren Jugoslawien, Lord Owen, 
sowie die Beschlußtexte sind nachstehend im Wortlaut abgedruckt, 
die Antworten zusammengefaßt wiedergegeben. 

Den Bericht des Ministerkomitees trug der amtierende Vorsit- 
zende, der türkische Außenminister, Hikmet Qetin, vor. Außerdem 
sprachen zu der Versammlung der schwedische Premierminister, 
Carl Bildt, der Generalsekretär der OECD, Jean-Claude Paye, der 
Co- Vorsitzende der Internationalen Konferenz für Frieden im 
früheren Jugoslawien, Lord Owen, der slowenische Premiermini- 
ster, Janez Dmovsek, die Generalsekretärin der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates, Catherine Lalumiere, und der 
Präsident des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz, Cornelio 
Sommaruga. 

Die Jugoslawien-Debatte erfolgte in Form einer aktuellen Aus- 
sprache ohne Beschlußfassung. Die OECD-Debatte wurde von 
einer Erweiterten Parlamentarischen Versammlung geführt, an der 
erstmals Parlamentarier aus den übrigen OECD-Staaten mit vollem 
Stimmrecht teilnahmen (Australien, Kanada, Japan und Neusee- 
land). 

Erstmals nahmen an der Tagung Abgeordnete aus der Ukraine und 
Weißrußland mit Besonderem Gaststatus teil, der den Parlamenten 
beider Länder auf der Sitzung des Erweiterten Präsidiums in 
Helsinki am 16. September 1992 verliehen worden war. 

Der österreichische Völkerrechtler, Felix Ermacora, sowie die in- 
ternationale Ärzteorganisation „Medecinssans Frontieres" (MSF) 
erhielten den alle drei Jahre vergebenen europäischen Men- 
schenrechtspreis. Der bulgarische Abgeordnete, Vassil Gotzev, 
wurde als Richter in den Europäischen Gerichtshof für Menschen- 
rechte berufen. 


Schwerpunkte der Beratungen 

Einen Tag lang befaßte sich die Versammlung mit den Aktivitäten 
der OECD im Jahre 1991. An der Debatte der Erweiterten 
Versammlimg konnten erstmals Abgeordnete aus nichteuropäi- 
schen Mitgliedstaateh gleichberechtigt mit vollem Stimmrecht 
teilnehmen. 

Der Generalsekretär der OECD, Jean-Claude Paye, dämpfte in 
seiner Rede vor der Versammlung die Erwartungen in bezug auf 
die aktuelle Wirtschaftslage. Obwohl die Voraussetzungen für den 
Aufschwung gegeben seien, lasse dieser auf sich warten. Er führe 
dies vor allem auf das fehlende Vertrauen der Wirts chaftsakteure 
zurück. Die Beschleunigung der Wirtschafts- und Wähmngsunion 
sowie der Politischen Union, der Abbau des Protektionismus, 
verstärkte Investitionen in den Ausbildungs- und Bildungssektor, 
die Sanierung der Haushalte und ihre qualitative Verbesserung 
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sowie die internationale Solidarität mit den armen Ländern könn- 
ten zur Überwindung dieser Vertrauenskrise beitragen. Zur deut- 
schen Zinspolitik befragt, antwortete der Generalsekretär, der 
Bundesbank bliebe derzeit keine andere Wahl, als dem inflationä- 
rem Druck durch hohe Zinsen entgegenzutreten. Solange Deutsch- 
land die Lasten der Wiedervereinigung, von der auch insbesondere 
die übrigen EG-Länder profitierten, fast ausschließlich allein zu 
tragen habe, seien hier auch keine wesentlichen Änderungen zu 
erwarten. 

Zu den Aktivitäten der OECD in den Bereichen Wissenschaft und 
Technologie, Soziales und Gesundheit, Kultur und Erziehung, 
Wanderbewegungen und Flüchtlingsfragen, Umwelt, Energie und 
Regionalplanung sowie Landwirtschaft trugen Berichterstatter die 
Stellungnahmen der Fachausschüsse vor. Die Versammlung unter- 
strich ihre Verantwortung für die neuen Demokratien Mittel- und 
Osteuropas sowie für die Entwicklungsländer und forderte einen 
substantiellen und progressiven Abbau der Handelshemnmisse im 
Verhältnis zu diesen Ländern. Sie appellierte an die OECD- 
Mitgliedstaaten, der Uruguay-Runde durch die Liberalisierung des 
Agrarsektors zu einem schnellen Durchbruch zu verhelfen, der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und der Inflation Priorität einzu- 
räumen und die bei der UNO-Konferenz in Rio eingegangenen 
Verpflichtungen zu erfüllen. Im Hinblick auf die Nord-Süd-Bezie- 
hungen sprach sich die Versammlung für eine qualitative und 
quantitative Verbesserung der entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit sowie für verstärkte Anstrengungen im Bereich der 
Familienplanung aus. 

Zu Beginn der aktuellen Aussprache über die Krise im früheren 
Jugoslawien, die mehrere Debatten überlagerte, beschrieb Lord 
Owen, der Co-Vorsitzende der Internationalen Friedenskonfe- 
renz, die dramatische Lage in Bosnien-Herzegowina. Erverurteilte 
die ethnischen Säuberungen aufs schärfste imd skizzierte seine 
Vorstellungen vom Friedensprozeß auf der Grundlage der Prinzi- 
pien der Londoner Konferenz. In keinem Falle dürften territoriale 
Eroberungen hingenommen werden. Grenzänderungen könnte 
man nur im Wege gegenseitigen Einvernehmens vornehmen. 
Insbesondere die in Kroatien lebenden Serben müßten wissen, daß 
es kein Großserbien geben werde. Auch warnte Lord Owen vor 
einem unabhängigen Kosovo. Angehörigen von Minderheiten sei 
aber ein Sonderstatus einzuräumen. Lord Owen unterstrich, daß 
Bosnien-Herzegowina nicht in drei Teile zerstückelt werden dürfe. 
Eine Lösung könne nur in nicht ausschließlich auf ethnischer 
Grundlage basierenden Regionen bestehen. Auch sprach er sich 
gegen eine militärische Intervention aus,* versucht werde eine 
Einstellung der Feindseligkeiten unter Verknüpfung mit Maßnah- 
men zur Entmilitarisierung. Hierzu gehöre notfalls eine weitere 
Verschärfung der Sanktionen. 

Lord Owen rief die Abgeordneten dazu auf, ihre Regierungen zu 
entsprechenden Maßnahmen, insbesondere auch zu einer Inten- 
sivierung der Hilfsaktionen zu drängen. Schließlich dürfe nicht 
vergessen werden, daß hinter den Opfern der ethnischen Säube- 
rungen in Bosnien-Herzegowina Millionen von Muslimen in der 
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Welt stünden, die es Europa nie verzeihen würden, wenn es den 
Status Quo akzeptiere. 

An die Adresse des Europarates richtete Lord Owen den Vorschlag 
der Einführung eines vorübergehenden ad hoc-Mechanismus zum 
juristischen Schutz der Menschenrechte für Staaten, die noch nicht 
Mitglieder des Europarates sind und die Schwierigkeiten haben, 
die Beitrittsvoraussetzungen zu erfüllen. Er denke dabei vor allem 
an Bosnien-Herzegowina. Dies wäre eine wichtige vertrauensbil- 
dende Maßnahme für die dortigen Minderheiten. 

In der sich anschließenden Debatte stimmten die Abgeordneten 
mit Lord Owen darin überein, daß gerade im Hinblick auf den 
nahenden Winter eine Verstärkung der humanitären Hilfe drin- 
gend erforderlich sei. Auch wurde vielfach die Einrichtung einer 
Flugverbotszone über dem Kriegsgebiet gefordert. Die Abgeord- 
neten befürworteten eine effektivere Durchsetzung der Sanktio- 
nen. Einige Redner plädierten für die Aufhebung des für das Gebiet 
Bosnien-Herzegowinas verhängten Embargos, Kontrovers disku- 
tiert wurde vor allem die Frage, inwieweit friedensschaffende 
Maßnahmen zur Konfliktlösung beitragen können. Entgegen dem 
Votum des Politischen Ausschusses sah die Versammlung von 
einer abschließenden Beschlußfassung ab. Der Präsident der 
Parlamentarischen Versammlung, Miguel Angel Martinez, gab im 
Anschluß an die Debatte eine Erklärung ab. 

In seiner Rede vor der Versammlung gab der Premierminister der 
Republik Slowenien, Janez Drnovsek, der Hoffnung Ausdruck, 
daß sein Land bald in den Europarat aufgenommen werde. Er 
beschrieb die politischen Fortschritte, die Slowenien seit der 
Erlangung der Unabhängigkeit gemacht habe. Auch die wirt- 
schaftliche Entwicklung sei trotz des Verlustes von Absatzmärkten 
in den früheren jugoslawischen Republiken und der Kriegsschäden 
zufriedenstellend. Auf die Flüchtlingsproblematik eingehend 
betonte Premierminister Dmovsek, sein Land habe mit 72 000 
Flüchtlingen aus Bosnien-Herzegowina die Grenze der Belastbar- 
keit erreicht? er forderte die internationale Staatengemeinschaft 
auf, die Last gerechter zu verteilen. 

Die Zukunft des Aufbaus Europas, die Rolle der nationalen 
Parlamente und der Vertrag von Maastricht standen ferner im 
Mittelpunkt der Beratungen. In Hinblick auf das für Oktober 1993 
geplante Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der Euro- 
parats-Mitgliedstaaten in Wien befaßte sich die Versammlung mit 
der zukünftigen Rolle des Europarates auf gesamteuropäischer 
Ebene und seiner Reform. So wurde das Ministerkomitee aufgefor- 
dert, Prinzipien und Modalitäten der Zusammenarbeit zwischen 
den europäischen Organisationen zur Vermeidung von Doppelar- 
beit festzulegen. Im Rahmen einer Arbeitsteilung der europäischen 
Organisationen sei der Europarat die kompetenteste Organisation 
in allen Fragen der Konsolidierung der parlamentarischen Demo- 
kratie, der Wahrung der Menschenrechte und der menschlichen 
Dimension der europäischen Zusammenarbeit. Es gelte daher, die 
Bemühungen um die Verabschiedung eines Zusatzprotokolls zur 
Menschenrechtskonvention zum Schutz von Minderheiten zu 
intensivieren. Die nationalen Parlamente forderte die Versamm- 
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lung auf, sich dem Thema Europa stärker zu widmen und die 
interparlamentarische europäische Zusammenarbeit zu fördern. 

In der Debatte über den Maastrichter Vertrag, bei der es sowohl 
um die politischen Konsequenzen als auch die Auswirkungen 
hinsichtlich der geplanten Wirtschafts- imd Währungsunion ging, 
wurden zahlreiche Argumente für und wider den Vertrag darge- 
legt. Redner bezweifelten, daß der Maastrichter Vertrag und eine 
einheitliche europäische Währung eine Garantie für monetäre 
Stabilität sein könnten. Hierbei wurde wiederholt auch auf die 
Rolle der vorgesehenen europäischen Zentralbank hingewiesen, 
deren Befugnisse und Kontrolle nicht kleir genug definiert seien. 
Die wirtschaftlichen und sozialen Unterschiede in den einzelnen 
Mitgliedstaaten der EG seien noch zu groß. Außerdem bestehe in 
Europa ein Nord-Süd-Gefälle, das bereinigt werden müsse, ehe 
Maastricht auf den Weg gebracht werden könnte. Die wirtschaft- 
liche Integration Europas sei unumgängliche Voraussetzung hier- 
für. 

Bemängelt wurde das demokratische Defizit der EG -Institutionen 
und die Tatsache, daß die Bürger Europas nicht ausreichend über 
Maastricht informiert worden seien. Die Referenden in Dänemark 
und Frankreich zeigten deutlich, daß die Bevölkerung Vorbehalte 
gegenüber dem Vertrag habe/ und daß es an der Zeit sei, hierauf 
einzugehen. 

Hervorgehoben wurde aber auch, daß der Maastricht er Vertrag 
zwar nicht perfekt, jedoch als ein vernünftiger Beginn für den 
Aufbau Europas zu sehen sei. Eine Öffnung der EG werde 
notwendig, aber es dürfe kein Europa der zwei Geschwindigkeiten 
geben. Nur ein vereinigtes Europa könne im Wettbewerb gegen- 
über den anderen Kontinenten bestehen. In bezug auf den von 
einigen Staaten befürchteten Kompetenzverlust wurde mehrfach 
betont, die Kompetenzen der EG und der nationalen Parlamente im 
Konsens festzulegen und das Subsidiaritätsprinzip strikt anzuwen- 
den. 

Die Generalsekretärin des Europarates, Catherine Lalumiere 

ging in ihrer Ansprache auf die Öffnung des Europarates gegen- 
über den Staaten Mittel- und Osteuropas und auf die Schwierig- 
keiten ein, Europas Grenzen zu definieren. Im Hinblick auf die 
Rolle des Europarates erinnerte sie daran, daß er sich zu einer 
starken politischen Organisation entwickelt habe. Die Beziehun- 
gen zu anderen Organisationen, wie der KSZE, seien sehr wichtig, 
und die Teilnahme des Europarates am ersten Treffen der Parla- 
mentarischen Versammlung der KSZE in Budapest habe deutlich 
gemacht, welchen Stellenwert der Europarat diesen Beziehungen 
beimesse. 

Die Verbesserung des Schutzes der Menschenrechte als Dreh- und 
Angelpunkt der Tätigkeit des Europarates sei ein Bereich, in dem 
nunmehr selbst bei Regierungen, die sich bislang zögernd verhal- 
ten hätten, viel Bewegung entstanden sei. Hierbei müsse man das 
derzeit noch erörterte Zusatzprotokoll zur Menschenrechtskonven- 
tion über die Minderheitenrechte sowie die bereits verabschiedete 
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Charta über regionale und Minderheitensprachen besonders her- 
vorheben. 

Zur Tragödie im ehemaligen Jugoslawien erinnerte die General- 
sekretärin daran, daß gerade für den Europarat eine Verpflichtung 
zum Handeln bestehe, ebenso wie die Verpflichtung, verstärkten 
Druck auf die Regierungen der Mitgliedstaaten auszuüben, damit 
die humanitäre Hilfe verstärkt werde. Sie befürwortete den von 
Lord Owen vorgeschlagenen Kontrollmechanismus zur Überwa- 
chimg der Menschenrechte in Nichtmitgliedstaaten des Europa- 
rates. 

Abschließend ging die Generalsekretärin auf den erhöhten Haus- 
haltsbedarf des Europarates ein, der nicht zuletzt durch den 
erweiterten Mitgliedskreis und die neue Rolle des Europarates 
sowie die erforderliche Reorganisation seiner Strukturen entstan- 
den sei. Sie wies darauf hin, daß sie dem Ministerkomitee eine 
entsprechende Forderung vorgelegt habe. 

Den Bericht des Ministerkomitees erläuterte der amtierende 
Vorsitzende, der türkische Außenminister Hikmet ^etin. Hierbei 
trat er als Anwalt der Nachfolgerepubliken der ehemaligen Sowjet- 
union imd insbesondere der muslimischen Staaten auf und plä- 
dierte für deren Annäherung an den Europarat. Die Türkei habe 
bei der Integration dieser Staaten in die Familie der demokrati- 
schen Nationen eine besondere Rolle. Sein Land werde u. a. unter 
der Schirmherrschaft des Europarates ein Ausbildungszentrum für 
Fühnmgskräfte aus diesen Staaten beherbergen. Von den Abge- 
ordneten wurde Außenminister (^etin kritisch zum Stand der 
Arbeiten des Ministerkomitees im Bereich des Minderheitenschut- 
zes und zur Menschenrechtslage in der Türkei und insbesondere zu 
der Politik der Türkei gegenüber den Kurden befragt. 

Angesichts der Überlastung der Europäischen Kommission und des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte und der erwarte- 
ten Aufnahme neuer Mitgliedstaaten betonte die Versammlung die 
Dringlichkeit einer Reform der Kontrollmechanismen der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention. Vor allem die Länge der 
Verfahren von derzeit dmchschnittlich fünf Jahren bis zur abschlie- 
ßenden Entscheidung durch einen Richterspruch müsse verkürzt 
werden. Die Abgeordneten sprachen sich für den Ersatz des 
zweistufigen Systems durch die Fusion des Europäischen Gerichts- 
hofs und der Kommission für Menschenrechte zu einem neuen, 
einheitlichen Gerichtshof aus. Der. bestehende Gerichtshof habe 
sich im Laufe der Jahre solches Vertrauen erworben, daß auf das 
vorgeschaltete Verfahren vor der Menschenrechtskommission ver- 
zichtet werden. könne. Die Berichterstattimg zu diesem Thema 
oblag dem deutschen Abgeordneten Friedrich Vogel. 

In seiner Rede vor der Versammlimg unterstützte der Premier- 
minister von Schweden, Carl Bildt, die Anliegen der baltischen 
Staaten. Er befürwortete ihren baldigen Beitritt zum Europarat und 
warb um Verständnis für die Behandlung der russischen Minder- 
heit in Estland und Lettland. 

Premierminister Bildt würdigte die Leistungen des Europarates für 
die mittel- und osteuropäischen Staaten und ging ferner auf dessen 
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Rolle in einer zukünftigen europäischen Architektur ein. Dem 
Europarat komme eine Schlüsselfunktion im Bereich der Demokra- 
tie und der Menschenrechte zu, die es auf dem geplanten Gipfel der 
Staats- und Regierungschefs auf Europaratsebene genauer zu 
definieren gelte. 

In der Debatte über Klimaveränderungen bestand Einvernehmen 
über das dringende Erfordernis einer substantiellen Reduzierung 
von Treibhausgasen, vor allem des Kohlendioxids. Dabei wurde die 
besondere Verantwortung der Industrieländer für den Ausstoß 
fossiler Brennstoffe betont. Die Debatte war geprägt von der 
unterschiedlichen Einschätzung der Vorteile und Risiken der 
Kernenergie. Eine Reihe von Delegierten befürwortete den Ausbau 
der Atomkraft als der einzigen „sauberen" Energie, die in der 
nahen Zukunft zu erheblichen Emissionsreduktionen beitragen 
könne. Überwiegend wurde jedoch auch unter Hinweis auf die 
fehlende Akzeptanz in der Bevölkerung von einer Förderung und 
Entwicklung der Kemkraft abgeraten, solange die damit verbun- 
denen Entsorgungs- und Sicherheitsprobleme nicht gelöst seien. In 
einer Entschließung forderte die Versammlung die Besteuerung 
von Kohlendioxidemissionen zur Förderung von Energieeinspa- 
rungen und die Einrichtung eines Beobachtungssystems für das 
Weltklima. Auch trat sie für die Förderung der Erforschung, 
Entwicklung und Einführung erneuerbarer und anderer dauerhaf- 
ter Energiequellen sowie der Erforschung nuklearer Sicherheit 
ein. 

Die Versammlung befaßte sich ferner mit der Situation junger 
Menschen in Mittel- und Osteuropa. Sie sprach sich dafür aus, 
jungen Facharbeitern aus diesen Staaten befristete Arbeitsverhält- 
nisse im Ausland zum Zweck der Fortbildung zu ermöglichen und 
Verwaltungshindernisse, die der europaweiten Jugendmobilität 
im Wege stehen, zu beseitigen. Außerdem wurden dem Minister- 
komitee Vorschläge zur Unterstützung neuer demokratischer 
Jugendstrukturen in diesen Ländern unterbreitet. Gefordert wurde 
u. a. eine verbesserte Koordination aller Jugendaustauschinstitu- 
tionen untereinander. Grundlage war ein Bericht der Abgeordne- 
ten Margitta Terborg. 


Bonn, den 30. Oktober 1992 

Gerhard Reddemann Robert Antretter 

Sprecher der Delegation Stellv. Sprecher der Delegation 
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Mittwoch, 30. September 1992 

Tagesordnungspunkt 

Bericht des Präsidiums 
und des Ständigen Ausschusses 

(Drucksache 6674 und Addenda) 

Berichterstatterin: 

Abg. Tarja Halonen (Finnland) 

(Themen: Wahlbeobachtung in Estland und Rumänien 
— Verleihung des Besonderen Gaststatus an die 
Ukraine und Weißrußland — Treffen der Staats- und 
Regierungschefs des Europarates 1993 in Wien — die 
Parlamentarische Versammlung als parlamentari- 
scher Teil der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung — Zusammenarbeit mit dem Nordi- 
schen Rat und der Baltischen Versammlung) 


Tagesordnungspunkt 

Die europäische Zusammenarbeit 
im Bereich des Sports 

Berichterstatter: 

Abg. Dr. Günther Müller 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU); Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Es 
gibt ein Sprichwort, das lautet, Sport sei die wichtigste 
Nebensache der Welt. Ich möchte es mir nicht so 
einfach machen. Denn, ich glaube, Sport ist keine 
Nebensache, sondern etwas, was mit im Mittelpunkt 
unserer heutigen Gesellschaft steht. 

Der Mensch und seine Sozialisation durch den Sport 
spielen gerade in einer Zeit eine besondere Rolle, wo 
bestimmte gesellschaftliche Ordnungen auseinander- 
brechen. Die Großfamilien lösen sich auf. Wir wissen, 
daß die Menschen gerade in den Ballungsräumen 
immer mehr vereinzeln. In Städten wie München oder 
Berlin macht der Anteil der Einpersonenhaushalte 
mehr als 50 % aus. 

Gerade unter diesem Gesichtspunkt scheint ein Wort 
interessant zu sein, das der bedeutende deutsche 
Dichter Friedrich von Schiller vor 200 Jahren 
geschrieben hat. Er hat sich in seinen Briefen über die 
ästhetische Erziehung des Menschen nicht mit 
„Sport" befaßt, weil es diesen Begriff noch nicht gab. 
Aber er hat sich mit dem „ Spiel" befaßt. Friedrich von 
Schiller prägte den Satz: Der Mensch ist nur dort 
wirklich Mensch, wo er spielt. — Ich glaube, das ist 
etwas, was wir im Zusammenhang mit der Diskussion 
über Sport durchaus in unserem Kopf bewegen dür- 
fen. 

Man könnte auch andere bedeutende Leute zitieren, 
etwa den holländischen Historiker Huizinga, der mit 
seinem Buch „Homo ludens", der spielende Mensch, 
auch diese Probleme aufgegriffen hat. 

Es gibt auch ein Gegenbeispiel. Ich denke an einen 
berühmten Satz eines ehemaligen Mitglieds dieser 


Versammlimg, das einmal britischer Premierminister 
war, der in höherem Alter auf einer Pressekonferenz 
gefragt wurde, warum er so lebendig sei, obwohl er so 
viele dicke Havannas rauche und viele Brandy trinke. 
Seine Antwort war: „No Sports." — Das war Winston 
Churchill. 

Ich glaube, daß es Winston Churchill dabei ein biß- 
chen um Effekthascherei ging. Denn er war in jungen 
Jahren durchaus ein sehr aktiver Sportsmann. Als 
Kriegsberichterstatter im Burenkrieg war er hoch zu 
Roß und durchaus in der Lage, große sportliche 
Leistungen zu vollbringen. 

Es ist kein Wunder, wenn sich der Europarat heute mit 
Fragen des Sports beschäftigt. 

Zum erstenmal haben die Ministerstellvertreter im 
Jahr 1967 eine Entschließung verabschiedet, die inter- 
essanterweise ein Thema zum Gegenstand hatte, das 
auch heute von großer Bedeutung ist. Es war eine 
Entschließung zum Problem des Doping. Sie sehen 
also: Schon vor 25 Jahren hat diese Frage eine Rolle 
gespielt. 

Die Parlamentarische Versammlung beschäftigte sich 
zum erstenmal 1970 mit einem Vorgehen, welches das 
Ziel hatte, eine Konvention „Sport für alle" zu schaf- 
fen. Die entsprechende Resolution vmrde damals auch 
verabschiedet. Der Ministerrat beschloß einen Ent- 
wurf, der aber nicht zur Konvention wurde. 

Vielleicht zeigt es das gute Stehvermögen des Bericht- 
erstatters, daß er sportlich ist; denn er war schon 1970 
der Berichterstatter für jenen Bericht „Sport für alle" 
hier in der Parlamentarischen Versammlung, und er 
ist es auch heute. 

Wir haben uns in der Parlamentarischen Versamm- 
lung darüber hinaus viel mit Fragen der Olympischen 
Spiele, mit Fragen der Zuschauergewalttätigkeiten, 
aber auch mit Fragen wie dem Boxen beschäftigt. Es 
ist nicht von ungefähr, daß die Debatte, die in diesem 
Haus — übrigens sehr kontrovers — zum Thema 
Boxen geführt wurde, schließlich dazu geführt hat, 
daß bei den internationalen Kämpfen von den Ama- 
teurboxern Kopfschutz verlangt wird, was in der 
damaligen Debatte eine große Rolle spielte. 

Grundlage der Arbeit im Europarat ist die Europäi- 
sche Kulturkonvention. Damit wird deutlich, welche 
Rolle der Sport gerade im Rahmen von kulturellen 
Überlegungen spielt. 

Die 1985 beschlossene Konvention zur Frage der 
Zuschauerkrawalle und die 1989 beschlossene Kon- 
vention des Europarates im Kampf gegen Doping 
zeigen darüber hinaus, daß hier international ein 
bestimmtes Regelwerk aufgestellt vmrde, das sicher 
für die weitere Arbeit im Sport von großer Bedeutung 
ist. 

Der CDDS, das intergouvemementale Gremium zur 
Erörterung der Fragen des Sports, war ein überaus 
erfolgreiches Gremium. Die Zusammenarbeit ist in 
der Vergangenheit immer ohne Probleme abgelaufen. 
Es wurde dort Pionierhaftes geleistet, etwa zur Frage 
des Sports für Behinderte, des Sports für Immigranten. 
Das alles sind Themen, die heute in der öffentlichen 
Diskussion eine große Rolle spielen. Sie wurden im 
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CDDS bereits vor Jahren behandelt, und es wurden 
entsprechende Beschlüsse gefaßt. 

Welche Bedeutung der Sport heute hat, geht, glaube 
ich, aus der Tatsache hervor, daß wir in einer Gesell- 
schaft leben, die immer mehr Konflikte aufweist, die 
immer mehr zu einer Gesellschaft ohne viel Bewe- 
gimg wird, in der durch die Massenmedien wie dem 
Fernsehen der Zuschauersport fast eine größere Rolle 
spielt als der aktive Sport. In einer solchen Gesell- 
schaft gewinnt der aktive Sport mit der durch ihn 
gebotenen Möglichkeit, bestimmte Aggressionen 
abzureagieren, eine wachsende Bedeutimg. 

Auch der aktuelle Kampf gegen die Drogen, eine 
Hydra, die uns in ganz Europa bedroht, ist sehr eng mit 
Fragen des Sports verbunden. Wir haben die Erfah- 
nmg gemacht — darüber gibt es auch Untersuchun- 
gen — daß junge Menschen, die aktiv Sport treiben, 
die im Sport tätig sind, für die Versuchungen durch 
Drogendealer kaum anfällig sind. Es ist deswegen 
eine gute Präventivaktion, wenn ich es so bezeichnen 
darf, den Sport jimger Menschen zu fördern, die 
jimgen Menschen aktiv zur Betätigung zu bringen, 
um sie von den Gefahren etwa des Drogenmißbrauchs 
fernzuhalten. 

Sicher spielt für das Zusammenleben verschiedener 
Bevölkerimgsgruppen und verschiedener Rassen der 
Sport eine große Rolle. Wir haben uns in der Vergan- 
genheit auch damit beschäftigt, so mit der Rassentren- 
nung in Südafrika, gerade auch auf dem Gebiet des 
Sports, Wir wissen, wie bedeutsam es ist, in diesem 
Bereich alle diskriminierenden Maßnahmen zurück- 
zudrängen, und wir wissen, daß gerade der Sport hier 
zu einer gewissen Gleichheit beiträgt. 

Die Europäischen Sportministerkonferenzen, die re- 
gelmäßig alle drei Jahre stattfinden, haben ebenfalls 
dazu beigetragen, daß den jeweiligen Regierungen 
die Probleme des Sports bekannt wurden. Die Regie- 
rungen winden darauf aufmerksam gemacht, was zu 
tun ist. 

Die letzte dieser Konferenzen fand im Mai dieses 
Jahres auf Rhodos statt. Auf dieser Konferenz wurde 
eine neue Sport-Charta verabschiedet, die praktisch 
einen Meüenstein darstellt, der klarmacht, wo der 
Sport heute in Europa und in der europäischen Politik 
steht. 

Der ethische Code, der mit verabschiedet wurde, der 
die Verbindung ethischer Probleme mit dem Sport 
herstellt, scheint mir gerade gegenüber den jungen 
Menschen in Europa von großer Bedeutung zu sein. 
Wir haben so viele Probleme im alten imd im neuen 
Europa; wir glauben, daß wir sie mit Hüfe des Sports 
\md der jungen Menschen besser lösen können. 

Es wird notwendig sein — das ist in meinem Bericht 
auch erwähnt — , daß wir Hilfestellung leisten für den 
Aufbau demokratischer Sportorganisationen in den 
früheren diktatorisch geleiteten Ländern Mittel- imd 
Osteuropas. Die Frau Generalsekretärin hat entspre- 
chende Vorschläge gemacht. Ich glaube, auf diesem 
Gebiet muß mehr geleistet werden. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch eine Bemerkimg 
zum Verhältnis zwischen Sport und Politik machen. 


Ich glaube, Sport imd Politik haben vieles gemeinsam. 
Wenn man im Sport etwas leisten wiU, muß man fleißig 
trainieren. Das ist mit Anstrengung verbunden. Das 
gilt sicher auch für den Bereich der Politik. 

Zur Politik gehört ferner, daß man fair miteinander 
umgeht. Auch das kann man vom Sport lernen, wo es 
ein bestimmtes Regelwerk gibt, das man einhalten 
muß. 

Zur Politik gehört darüber hinaus ein gutes Team- 
work. Auch das lernt man aus dem Sport. Wenn man 
sich nicht an die Regeln hält, dann bekommt man 
beispielsweise beim Fußballspiel die rote Karte 
gezeigt. Der Politiker, der sich nicht an die Regeln 
hält, bekommt diese rote Karte vom Wähler gezeigt. 

Danke schön. 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU):*) Herr Präsident! 
Meine lieben Kollegen! Eine ganz kurze Antwort. 
Zunächst möchte ich den Kollegen, die sich an der 
Aussprache beteiligt haben, danken. Sie haben hin- 
sichtlich der Probleme Neues unterstrichen. 

Der Kollege Beix \md noch ein anderer Kollege haben 
die Frage der Jugend im Hochleistungssport ange- 
sprochen. Das ist ein Punkt, der in der Frage der Ethik 
im Sport sicher noch erörtert werden muß; denn es 
geht nicht nur darum, daß jxmge Menschen gelegent- 
lich frühzeitig gesundheitliche Schäden erleiden, wie 
wir das vor allem von den Turnerinnen wissen, son- 
dern es geht darum, daß wir heute bei Mannschafts - 
Sportarten erleben, daß z. B. bereits zehnjährige Fuß- 
ballspieler von Bundesligaklubs gekauft und in Inter- 
nate gebracht werden, um dort heranzureifen und im 
Fußballsport einmal die entsprechende Leistung zu 
bringen. Sie sind bereits Handelsobjekt. Sie werden 
auch weiterverkauft. Das erinnert mich fast ein biß- 
chen an den Sklavenhandel der Antike. Es geht nicht 
ganz so zu wie damals; aber gewisse Dinge scheinen 
mir doch unethisch zu sein, wenn ich das einmal so 
formulieren darf. 

Wir erleben im professionellen Sport, also im Berufs- 
sport, überhaupt, daß die Sportler über sich selber 
eigentlich gar nicht mehr verfügen können und daß 
andere Klubs, gelegentlich sogar Banken, die Verfü- 
gungsgewalt über Sportler haben. Dem, glaube ich, 
sollte die nächste Sportministerkonferenz, die sich mit 
Fragen von Geld und Sport beschäftigt, eine gewisse 
Aufmerksamkeit widmen. 

Wir wissen, daß auch die antiken olympischen Spiele 
nicht ideal waren. Auch da gab es Bestechung und 
Korruption, so wie das heute der Fall ist. Aber unser 
Ziel muß es sein, hier nach Möglichkeit ethische 
Grundsätze durchzusetzen. 

Wichtig erscheint mir — das möchte ich noch einmal 
imterstreichen — der Breitensport. Daß sich Men- 
schen gerade in einem Zeitalter, in dem das Auto, der 
Aufzug im Gebäude, auch die Arbeit an Computern 
usw. vorherrschen, vieles nicht mehr mit schwerer 
körperlicher Arbeit verbunden ist und in dem die 
Bewegung zurückgeht, sportlich betätigen, ist von 
ganz ganz großer Bedeutung. 


*) Schlußbemerkung des Berichterstatters 
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Ich selber bin mit fünf Jahren in einen Sportverein 
gekommen und gehöre ihm noch an. Ich bin stolz 
darauf, daß ich meine erste Urkunde für einen Sieg in 
einem Leistungswettbewerb im Jahre 1946 und meine 
letzte Urkunde im August 1992 emmgen habe. Das ist 
eine sportliche Karriere von immerhin 47 Jahren, 
allerdings in einer Sportart, die man auch mit etwas 
mehr Körpergewicht ausüben kann, nämlich im 
Schwimmen, wo das spezifische Gewicht die Alterser- 
scheinungen — auch als Konsequenz der Restaurants 
hier in Straßburg — etwas ausgleichen kann. 

Liebe Kollegen, Spaß beiseite. Sport ist eine viel zu 
ernsthafte Sache, als daß man nur mit Witzen darüber 
reden könnte. Ich glaube, wir müssen uns im klaren 
sein, daß wir für das Zusammenleben der Menschen, 
die für die Bereitschaft zum Fair Play, zum Teamwork, 
aber auch für die eigene Gesundheit alles tun müssen, 
um nicht den Zuschauersport zu fördern, sondern die 
eigene körperliche Betätigung. 

Es ist bereits heute im Fußballsport so, daß es nicht 
einmal mehr auf die Zuschauer ankommt. Ein Verein 
ist dann abgesichert, wenn er die entsprechenden 
Femsehübertragungsrechte erhalten hat. Das genügt. 
Die Leute spielen für das Fernsehen. Sie brauchen 
nicht einmal mehr das Publikum im Stadion. Sie 
sehen, nicht einmal die Zuschauer sind noch gefragt. 
Es sind nur noch die Zusitz er gefragt. Die Zuschauer 
im Stadion müssen sich ja noch ins Stadion bewegen, 
während diejenigen, die das Ganze in die Wohnung 
geliefert bekommen, aus ihrem Sessel gar nicht mehr 
aufzustehen brauchen. 

Wir sind hier auf einem falschen Weg. Wir müssen den 
Menschen wieder zu mehr sportlicher Betätigung 
führen. Ich bin glücklich darüber, daß der Europarat 
Initiativen, die auf der politischen Ebene unternom- 
men werden, in vorderster Front steht und mit gutem 
Beispiel vorangeht. 


Empfehlung 1190 (1992) 

betr. die europäische Zusammenarbeit 
im Bereich des Sports 

1. Die letzte Debatte der Versammlung über die 
europäische Zusammenarbeit im Bereich des 
Sports (s. Empfehlung 993 und Dok. 5270) fand im 
Jahre 1984 statt. Die Versammlung bekimdete bei 
dieser Gelegenheit ihre Zufriedenheit über die 
vom Europarat auf der Grundlage der Arbeit des 
Ausschusses für die Förderrmg des Sportes 
(CDDS) und der Konferenz der zuständigen euro- 
päischen Minister für Sportangelegenheiten ver- 
tretene Haltung. 

2, Sie hat die Aktivitäten des CDDS sowie der in 
Dublin 1986, in Reykjavik 1989 und Rhodos 1992 
stattgefundenen Ministerkonferenzen sowie der 
informellen Ministerkonferenzen von 1985 in Lis- 
sabon, von 1985 in Straßburg, von 1988 in Athen 
und von 1991 in Budapest verfolgt. 


3. Infolge dieser Aktivitäten sind vier bedeutende 
Dokumente entstanden: 

i. Europäisches Übereinkommen über Gewalt- 
tätigkeiten und Ausschreitungen von Zu- 
schauern bei Sportveranstaltungen, insbeson- 
dere bei Fußballspielen (1985); 

ii. Europäisches Anti-Doping-Übereinkommen 
(1989); 

iii. Europäische Sportcharta (1992); 

iv. Kodex der Sportethik (1992). 

4. Die Versammlung ist sich der Auswirkungen der 
politischen Veränderungen in Mittel- und Osteu- 
ropa auf den Sport bewußt. Sie hält es für notwen- 
dig, unverzüglich Maßnahmen auf parlamentari- 
scher Ebene im Hinblick auf die Bereitstellung 
von finanziellen Ressourcen für den Sport zu 
ergreifen. 

5. Die Versammlung hat ebenfalls die Haltung der 
Europäischen Gemeinschaft zu Fragen des Sports, 
wie in der Mitteilung der Kommission vom 3 1 . Juli 
1991 festgelegt, sowie die Schaffung eines euro- 
päischen Sportforums der Gemeinschaft zur 
Kenntnis genommen. Sie begrüßt die Verständi- 
gung imd die Zusammenarbeit, welche in diesem 
Bereich zwischen der Gemeinschaft und dem 
Europarat bestehen. 

6. Zahlreiche Probleme bleiben jedoch, darunter: 

i. die Bereitstellung von finanziellen Ressour- 
cen für den Sport in Mittel- und Osteuropa 
(und entsprechende Gesetze in diesem 
Zusammenhang) ; 

ii. die Öffnimg der ländlichen Gebiete für Sport- 
und andere Freizeitaktivitäten; 

iii. die Klassifizierung von Sportstätten; 

iv. gleiche Chancen im Sport; 

V. anhaltende Gewaltausschreitungen in Ver- 
bindimg mit Sportveranstaltimgen; 

vi. Doping; 

vü. Geld im Sport. 

7. Die Versammlung begrüßt es, daß das nächste 
informelle Treffen der für Sport zuständigen euro- 
päischen Minister sich mit dem Problem des Gelds 
im Sport befassen wird (Frankreich, 1993). 

8. Sie fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten 
auf, die oben erwähnten Übereinkommen über 
Ausschreitungen im Sport und gegen Doping zu 
ratifizieren, sofern sie dies noch nicht getan 
haben. 

9. Sie empfiehlt dem Ministerkomitee, die Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten aufzufordern, die neue 
Europäische Sportcharta und den Kodex der 
Sportethik (die von den europäischen für Sport 
zuständigen Minister 1992 in Rhodos verabschie- 
det wurden) so wirksam wie möglich anzuwen- 
den. 
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10. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomi- 
tee darüber hinaus: 

i. die Arbeit über Werte im Sport imd deren 
Förderung zu erweitern; 

ii. seine Anstrengungen im Hinblick auf die 
Bereitstellung von Ressourcen für den Sport in 
Mittel- und Osteuropa (mit besonderem 
Augenmerk auf die Gesetzgebung — ein 
Bereich, in dem die Versammlung ebenfalls 
eine Rolle spielen könnte) fortzusetzen; 

iii. ein Übereinkommen über die Öffnung der 
ländlichen Gebiete für Sport- und Freizeitak- 
tivitäten auszuarbeiten; 

iv. Anlagen, die eine besondere Bedeutung für 
den Sport besitzen, in einer Klassifikation zu 
erfassen. 


Richtlinie 479 (1992) 
betr. die europäische Zusammenarbeit 
im Bereich des Sports 

1. Bezugnehmend auf ihre Empfehlimg 1190 (1992) 
beschließt die Versammlung, eine aktive Rolle bei 
der Unterstützung der mittel- und osteuropäischen 
Staaten im Hinblick auf die Überprüfimg der Sport- 
politik dieser Staaten und Bereitstellung von Mit- 
teln für den Sport zu übernehmen. 

2. Zu diesem Zweck wird der Ausschuß für Kultur und 
Erziehung (Unterausschuß für Jugend und Sport) 
aufgefordert, sich mit dem Ausschuß für die Förde- 
rung des Sportes (CDDS) in Verbindung zu setzen 
imd Konsultationstreffen über gesetzliche Bestim- 
mungen im Sport mit den zuständigen parlamenta- 
rischen Ausschüssen in Mittel- und Osteuropa 
abzuhalten. 


Donnerstag, 1. Oktober 1992 

Tagesordnungspunkt 

Die Lage der Jugend im neuen Europa 

Berichterstatterin: 

Abg. Margitta Terborg 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Margitta Terborg (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Es war ein ebenso ehren- 
voller wie schwieriger Auftrag, im Namen unserer 
Parlamentarischen Versammlung die Lage der 
Jugend in den neuen Demokratien Mittel- und Osteu- 
ropas zu untersuchen und daraus Schlüsse zu ziehen. 
Ein ehrenvoller Auftrag war es, weil es so etwas vor 
1990 nicht geben konnte. Schwierig war er, weil die 
Situation in den Demokratien in einem ständigen 
Wandel begriffen ist. Ich kann Ihnen deshalb nur eine 
Momentaufnahme des Frühjahrs 1992 liefern. 

Ich habe versucht, meine persönlichen Recherchen in 
sechs mittel- und osteuropäischen Staaten mit den 


Erkenntnissen des Europäischen Jugendzentrums 
zusammenzufassen, und bin deshalb dem Jugendzen- 
trum und seinem stellvertretenden Direktor, Peter 
Lauritzen, zu besonderem Dank verpflichtet. 

Verehrte Kolleginnen xmd Kollegen, wenn Sie die 
Zusammenfassung auf Seite 1 meines Berichts gele- 
sen haben, sind Sie grob informiert. Ich hoffe aller- 
dings, daß es Ihnen möglich war, auch die zehn 
Punkte meiner Empfehlung, meinen Entwurf einer 
Richtlinie und die 44 Punkte meines Berichts zu 
lesen. 

Ich darf Ihnen nochmals versichern: Es war ein erre- 
gendes Abenteuer, mit Abgeordneten, Ministern, 
Staatssekretären, Jugendforschern und Jugendlichen 
selber über die aktuellen Probleme Mittel- und Osteu- 
ropas diskutieren zu dürfen. Ich habe die Depressio- 
nen, die mich bei vielen solcher Gespräche überfielen, 
zu verarbeiten getrachtet und mich daran erinnert, 
daß wir im Westen Europas auch nicht gerade eine 
glückliche Hand im Umgang mit unserer Jugend 
haben. 

Nun liegt mein Bericht vor, den ich Ihrer Aufmerksam- 
keit empfehle. Er steht unter meiner — sehr unter- 
kühlten — Sicht der Dinge. 

Vor dem Plenum muß ich eine Sorge artikulieren 
dürfen. Die Parlamente Mittel- und Osteuropas haben 
mit so vielen Problemen zu kämpfen, daß ihnen der 
Kontakt mit der eigenen Jugend aus dem Blickfeld 
geraten kann. Aber wenn der Kontakt mit der Jugend 
abreißt, ist höchste Gefahr für die Demokratie gege- 
ben. Ich bin nicht sicher, daß diese Gefahr schon 
bemerkt wird. 

Nun zum Inhalt meines Berichts. Ich möchte Ihre 
Zustimmung zu einem verstärkten Austausch junger 
Facharbeiter erbitten und nenne dazu einige Erleich- 
terungen. Ich möchte Sie dazu bewegen, daß Sie 
bereits vorhandene Austauschprogramme für Schü- 
ler, Studenten, Handwerksgesellen weiter fördern. 

Ich möchte Ihnen empfehlen, daß auf einer internatio- 
nalen Konferenz der bereits bestehenden Jugendaus- 
tauschhilfe Jugendaustauschdienste, -einrichtungen 
und -institutionen die europäischen Bemühungen 
noch effizienter gebündelt werden. Ich möchte Ihre 
Unterstützung für eine Konferenz der Jugendfor- 
schungsinstitute erbitten, weil ich denke, daß wir alle 
Wahrnehmungsdefizite im Umgang mit unserer 
Jugend haben. 

Ich bitte Sie in meinem Bericht um Hilfen für eine neu 
entstehende demokratische Jugendbewegung, die 
ohne Erfahrung, ohne Macht und ohne die geringsten 
Ressourcen, die der früheren Staatsjugend überreich 
zur Verfügung standen, unser Europa mitbauen will. 
Ferner ersuche ich Sie darum, in einem mindestens 
zweijährigen Turnus über die Lage der Jugend zu 
diskutieren und Schlußfolgerungen daraus zu ziehen. 
Zwei Jahre sind fast schon eine zu lange Zeit. Aber wir 
dürfen uns auch nicht selber überfordem. 

Erlauben Sie mir bitte, daß ich noch einmal auf den 
Nebenaspekt meines Berichts zu sprechen komme. Es 
geht um die Frage der Errichtung eines zweiten 
europäischen Jugendzentrums in Mittel- und Osteu- 


13 




Drucksache 12/3854 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


ropa. Wir selbst waren einmal Feuer und Flamme 
dafür. Unsere Verwaltimg hat uns ernst genommen 
und die technischen Voraussetzungen für ein zweites 
Jugendzentrum so weit vorangetrieben, daß nun der 
Ministerrat entscheiden kann. Mein Bericht stellt den 
Nutzen eines solchen zweiten Jugendzentrums in 
Frage imd plädiert für regionale Jugendzentren. 

Ich höre schon das Kostenargument und halte dage- 
gen: Jedes Land, das ein Jugendzentrum des Europa- 
rats will, stellt die baulichen, sachlichen und personel- 
len Voraussetzungen dafür zur Verfügung. Der Euro- 
parat bietet ein dreiköpfiges Team für jedes Regional- 
zentrum an und finanziert es auch. 

Das wäre eine vom Ideellen und Materiellen her 
beherrschbare Größenordnung und hätte für die Staa- 
ten, die das wollen, den imschätzbaren Vorteil, einen 
europäischen Vermittler für ihr Gespräch mit ihrer 
Jugend zu haben sowie mindestens drei Instruktoren, 
die den neuen demokratischen Jugendorganisationen 
Hilfestellung leisten könnten. 

Herr Präsident, meine verehrten Kollegen und Kolle- 
ginnen, mein Bericht ist vor etwa einem halben Jahr 
geschrieben und seither immer wieder aktualisiert 
worden. Ich kann dennoch nicht behaupten, daß er 
voll der Wirklichkeit entspricht. 

Ich muß befürchten, daß die Entfremdung zwischen 
Jugend und Politik weiter fortgeschritten ist. Auch im 
Westen Europas — mit brennenden Asylunterkünften 
in meinem eigenen Land — gibt es dafür beklem- 
mende und beschämende Beispiele. 

Deshalb bitte ich Sie geradezu flehentlich, mit der 
Annahme des Berichts und der Empfehlungen einem 
Europa gegensteuem zu helfen, das für immer mehr 
Bevölkerungsgruppen nur noch aus Haß, Verzweif- 
lung imd Ratlosigkeit bestehen könnte. 

Ich danke Ihnen. 

LenI Fischer (CDU/CSU): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident. 

Zimächst einen herzlichen Dank an Frau Terborg imd 
an alle Debattenredner. Wir haben bei der Schilde- 
rung der Situation unserer Jugend im neuen Europa 
festzustellen, daß gerade in den Ländern Mittel- und 
Osteuropas — das haben die Redner auch durchweg 
herausgestellt — vieles verordnet war und von ande- 
ren geregelt wurde, von der Wiege bis zum Grab. Die 
Jugend war Staatsjugend. Die alten Strukturen sollten 
wohl in erster Linie, wie Frau Terborg auch ausgeführt 
hat, die politische Führung vor ihrer eigenen Jugend 
schützen. 

Deshalb gehörte es zur Arbeitsweise in den alten 
Jugendstrukturen, die jungen Menschen nahezu lük- 
kenlos zu begleiten: in Beruf, Freizeit, Sport und 
Lebensgestaltung. Das war eine totalitär verfaßte 
Jugendarbeit. Diese gibt es nicht mehr. Damit stehen 
wir vor Problemen, die uns auch in Zukunft bei der 
Erziehung von jungen Menschen schon sehr viel 
früher zu Handlungen zivingen. 

Mir ist wichtig, daß wir sehr früh mit einer Erziehung 
beginnen, welche die jungen Menschen zur Phantasie 


und zur Kreativität anregt, welche die geistige Beweg- 
lichkeit und die Eigeninitiative fördert. 

Deswegen scheint es mir ganz wichtig zu sein, beim 
Aufbau von neuen Jugendorganisationen zu helfen, 
daß frei'willige Aufgaben übernommen werden. Ich 
wünsche mir möglichst wenig staatliche Einfluß- 
nahme. Wir wollen die jungen Leute involvieren und 
sie dafür interessieren, sich zu organisieren und am 
politischen, kulturellen und sportlichen Leben und vor 
allem am Neuaufbau ihres Landes teilzunehmen. 
Dieses ist ein schwieriger Prozeß, wie wir allenthalten 
feststellen. 

Ganz kurz zum zweiten Jugendzentrum: Dieses ist 
nicht ein zentrales Thema der Debatte und auch nicht 
Teil der Empfehlungen. Das Ministerkomitee prüft 
diese Fragen zur Zeit. 

Die Diskussionen im Ausschuß waren lebhaft, biswei- 
len natürlich durchaus kontrovers. Wir haben ims in 
mehreren Sitzungen mit diesem Bericht befaßt. Der 
Ausschuß für Kultur imd Erziehung hat die Empfeh- 
lung am 1 . September einstimmig angenommen. 

Es bleibt mir, noch einmal Dank zu sagen an Frau 
Terborg für den umfangreichen Bericht und auch den 
Debattenrednern zu danken. Ich spreche einen herz- 
lichen Dank aus an das Sekretariat für die Unterstüt- 
zung. 

Herzlichen Dank. 

Margltta Terborg (SPD):*) Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Am Ende dieser kurzen, 
aber intensiven Debatte habe ich Ihnen allen für Ihre 
Beiträge zu danken. Sie haben mir die Gewißheit 
gegeben, daß wir uns auf dem richtigen Weg befin- 
den. 

Verschiedentlich ist gesagt worden, ein solcher 
Bericht sollte auch die Situation der Jugend in weite- 
ren Staaten beleuchten. Das ist richtig und sollte dem 
nächsten Bericht, der in zwei Jahren zu erstatten wäre, 
Vorbehalten sein. Dieser Bericht kann nur ein Einstieg 
sein. 

Es ist von den geistigen Werten und humanen Tradi- 
tionen Europas, die es zu vermitteln gilt, gesprochen 
worden. Das gilt natürlich für alle Austauschmaßnah- 
men, die ich vorschlage. Schmalspurbildung dürfen 
wir uns ganz gewiß nicht erlauben. 

Interrail. Die Gefahr, daß die Interrailkarte ersatzlos 
auslaufen könnte, ist angesprochen worden. Auch ich 
würde das für verhängnisvoll halten und hoffe, daß wir 
dies gemeinsam verhindern körmen. 

Stichpimkt „Jugendzentrum". Hier sage ich noch 
einmal: Schließlich ist das Problem eines zweiten 
Jugendzentrums oder regionaler Zentren angespro- 
chen worden. Ich habe Ihnen meine Beobachtungen 
mitgeteilt, die Frage selbst aber offengelassen. 

Was jetzt not tut, verehrte Kollegiimen und Kollegen, 
ist schnelles Handeln. Das ist hier von vielen Rednern 
ausdrücklich gesagt und unterstützt worden. Die Lage 
der Jugend hat sich seit dem Frühjahr nicht zum 
Positiven gewendet. Im Gegenteil: Die Frustration 


*) Schlußbemerkung der Berichterstatterin 
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wächst weiter und weiter und — nehmen Sie die 
Jugend meines eigenen Landes als Beispiel — macht 
sich in schlimmen Aktionen rechtsradikaler Art 
Luft. 

In meinem Bericht schlage ich einen Facharbeiteraus- 
tausch vor, um jungen Menschen eine Perspektive zu 
eröffnen und den Volkswirtschaften neues Know-how 
zuzuführen. Ich schlage Hilfen und Unterstützung für 
die demokratische Jugend Mittel- und Osteuropas vor 
— vor Ort dezentral, nicht in einem zweiten Jugend- 
zentrum. Ich plädiere für eine Konferenz aller Jugend- 
austauschdienste und für eine europäische Konferenz 
der Jugendforschungsinstitute, weil wir mehr von 
unserer eigenen Jugend wissen müssen, ehe sie mit 
Gewalttaten die Politik zu Reaktionen zwingt. 

Die beiden Anträge der Kollegen Iwinski und Pahtas 
zielen darauf ab, den Austausch auf junge Auszubil- 
dende auszudehnen. Der Ausschuß hat soeben zuge- 
stimmt, die Ziffern 5 und 6 entsprechend zu ergänzen. 
Wir empfehlen also die Annahme. 

Noch einmal: Alle Vorschläge sind Millimeterarbeit, 
um unserer Jugend zu helfen, sich in unserer neuen 
Welt zurechtzufinden. Aber am wichtigsten ist es, daß 
wir ihr schnell helfen. — Vielen Dank. 

Empfehlung 1191 (1992) 

betr. den Austausch junger Berufstätiger in Europa 
nach den revolutionären Veränderungen von 1989 

1. Die Versammlung wünscht die Weiterverfolgung 
der auf die Mobilität Jugendlicher gerichteten 
Maßnahmen, wie sie im Abschlußtext der Dritten 
Europäischen Jugendministerkonferenz 1990 in 
Lissabon enthalten sind. 

2. Die Versammlung ist alarmiert über die negativen 
Aussichten in bezug auf Bildung, Ausbildung und 
Beschäftigung für junge Leute in ganz Europa. 

3. Sie ist beunruhigt über die Tatsache, daß viele 
Einrichtungen der Jugendarbeit in Mittel- und 
Osteuropa Gefahr laufen, ohne irgendeinen ähnli- 
chen Ersatz verloren zu gehen, und besorgt über 
die Situation von jungen Leuten in diesen Gebieten 
im Hinblick auf ihren Zugang zu beruflicher Qua- 
hfikation und Beschäftigung. 

4. Sie ist überzeugt, daß jimge Menschen an den 
europäischen Gedanken durch persönliches Erle- 
ben herangeführt werden müssen. 

5. Die Versammlung hofft, daß das im Entstehen 
begriffene „neue Europa" nicht ein Europa der 
Grenzen, Teilungen und des gegenseitigen Aus- 
schlusses wird, sondern ein offener Kontinent, der 
das Recht auf Freizügigkeit für j ede Person anbietet 
und gewährleistet. 

6. Sie begrüßt die Empfehlung der Wiener Konferenz 
über den freien Personenverkehr aus den Staaten 
Mittel- und Osteuropas (Januar 1991), den Jugend- 
austausch pnd Möglichkeiten der Ausbildung und 
Beschäftigung für festgelegte Zeiträume zu för- 
dern. 


7. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomi- 
tee: 

i. den Abbau von Verwaltungsbarrieren für 
junge Leute, die entsprechend den Bestim- 
mungen in ihrem Lande ihre Berufsausbil- 
dung abgeschlossen haben und ihre berufli- 
chen und allgemeinen Kenntnisse durch einen 
zeitlich begrenzten Arbeitsaufenthalt im Aus- 
land erweitern wollen; 

ii. den Europäischen Migrationsausschuß 
(CDMG) aufzufordem, im Rahmen seiner 
Arbeit über temporäre Migrationsströme in 
Europa Vorschläge vorzulegen mit dem Ziel, 
verstärkte Möglichkeiten für junge Menschen 
aus mittel- und osteuropäischen Staaten anzu- 
bieten im Hinbhck auf Ausbildung und 
Beschäftigung für bestimmte Zeiträume in 
anderen europäischen Staaten; 

iii. die Entwicklung von nationalen Jugendkar- 
ten in den Ländern, wo es sie bereits gibt, in 
„Jugendsozialkarten" umzuwandeln mit dem 
Ziel, Visaformalitäten zu vereinfachen, die 
Arbeitserlaubnis zu erleichtern und die 
Finanzgarantien und den zusätzlichen Versi- 
cherimgsschutz zu ersetzen, die in der Regel 
von den Staaten im Falle von zeitlich begrenz- 
tem Auslandsaufenthalt von jungen Leuten 
gefordert werden; 

iv. die Regierungen, die in Betracht ziehen könn- 
ten, das Interrail Kartensystem aufzuheben, 
dringend aufzufordem, Alternativen gemein- 
sam mit ihren europäischen Partnern zu fin- 
den, um ähnliche Reise vorteile für junge 
Leute zu garantieren; 

V. die Erweiterung des Wirkungsbereichs des 
„Handwerksgesellenprogramms" und seiner 
internationalen Koordinierung, wie es von der 
Ständigen Konferenz der Gemeinden und 
Regionen Europas angeregt worden ist, in ein 
vollständiges System des Austausches von 
jungen Arbeitnehmern in Europa; 

vi. die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaft aufzufordern, ein Programm für den 
Austausch von jungen Facharbeitern zu schaf- 
fen, erweitert auf Mittel- und Osteuropa, wie 
es für den akademischen Bereich mit dem 
Programm „Tempus" bereits besteht; 

vii. einen speziellen Verfügungsfonds unter Ver- 
antwortung des Europäischen Jugendwerks 
zu schaffen, der in flexibler unbürokratischer 
Weise auf die speziellen Bedürfnisse Jugend- 
licher in Mittel- und Osteuropa reagieren und 
in besonderer Weise dazu beitragen kann, ein 
System der Jugendinformation in diesen Län- 
dern zu fördern; 

viii. die Empfehlung des Verwaltungsrates des 
Europäischen Jugendzentrums imd Jugend- 
werks an das Ministerkomitee, betreffend die 
Erweiterung der Ausbildungsmöglichkeiten 
für Jugendliche in Mittel- und Osteuropa, 
umzusetzen; 
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ix. eine Konferenz aller Jugendaustauschdienste, 
-einrichtungen und -institutionen, wie sie zur 
Zeit in Europa arbeiten (Deutsch-Französi- 
sches Jugendwerk, Europäisches Jugend- 
werk, Agenturen der Europäischen Gemein- 
schaft usw.) zu organisieren, um eine bessere 
Koordinierung der Leistungen zu erreichen 
und Überschneidxmgen und unnötige Kon- 
kurrenz zu vermeiden; 

X. eine europäische Konferenz von Jugendfor- 
schimgsinstituten zu organisieren, die die 
Grundlage für einen europaweiten Verbimd 
der Erkenntnisse der Jugendforschung sein 
könnte; 

xi. die Jugendminister der Mitgliedstaaten des 
Europarates imd der Europäischen Gemein- 
schaft auf die bestehenden Einrichtungen der 
Jugendarbeit in Mittel- und Osteuropa und 
deren drohende Gefährdung vor Auflösung 
aufmerksam zu machen und sie aufzufordem, 
geeignete Schritte zur Erhaltung dieser Ein- 
richtungen imd deren Ausbau zu einem 
gesamteuropäischen Netzwerk der Jugend- 
zusammenarbeit zu unternehmen. 

Richtlinie 480 (1992) 

betr. die Situation der Jugend im neuen Europa 

Die Versammlung bezieht sich auf ihre Empfehlimg 
1191 (1992) betr. den Austausch junger Berufstätiger 
in Europa nach den revolutionären Veränderungen 
von 1989 und ruft dazu auf, im zweijährigen Turnus 
Debatten über die Lage der Jugend in einem neuen 
Europa abzuhalten. 


Tagesordnungspunkt 

Die technologischen Risiken 
und die Gesellschaft 

Berichterstatter: 

Abg. Claude Birraux (Frankreich) 

Erich Maaß (Wilhelmshaven) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Lassen 
Sie mich als erstes Dank sagen dem Berichterstatter 
Herrn Birraux für den von ihm vor gelegten Bericht. 
Lassen Sie mich als zweites dazu aus der Sicht der 
Arbeit im Deutschen Bundestag Stellimg nehmen. Ich 
bin ein praktischer Mensch und versuche, dieser 
Thematik mit praktischen Handhabimgen zu begeg- 
nen. 

Der Deutsche Bimdestag hat sich mit dieser Thematik 
erstmals 1973 befaßt. Damals wurde eine Enquete- 
kommission mit dem Thema eingesetzt: „Einschät- 
zimg und Bewertung von Technikfolgen — Gestal- 
tung von Rahmenbedingungen der technischen Ent- 
wicklung". Auf Gnmd des Ergebnisses dieser Kom- 
mission wurden die probeweise Einrichtung und 
Errichtung eines Büros für Technikfolgenabschätzung 
beschlossen. Dieser Modellversuch läuft seit Novem- 
ber 1989 und wird im November dieses Jahres zur 


endgültigen Abstimmimg stehen; dann wird darüber 
abgestimmt, ob der Modellversuch fortgesetzt oder 
beendet wird. Aus meiner Sicht sage ich, daß wir eine 
Mehrheit für die Fortsetzimg dieses Modellversuchs 
bekommen werden. 

Pate hat dabei die Arbeit gestanden, die ich in 
Amerika beim sogenannten OTA, dem Office of 
Technology Assessment, schon geleistet worden ist. 
Dabei sind sehr, sehr hilfreiche Wege aufgezeigt 
worden, wie man dieser Problematik besser entge- 
gentreten kann. 

Meine Damen und Herren, ich verhehle nicht, daß in 
den ersten drei Jahren, wo wir uns im deutschen 
Parlament intensiv mit dieser Thematik beschäftigt 
haben, erhebliche Reibxmgsverluste xmd sehr, sehr 
starke Probleme aufgetreten sind, die bewältigt wer- 
den mußten, um überhaupt einen Konsens im Parla- 
ment herzustellen. 

Lassen Sie mich jetzt bitte einmal auf zwei Punkte 
kurz eingehen. 

Ich habe das etwas ungute Gefühl, lieber Herr Kollege 
Birraux, daß wir beim Durchlesen Ihres Berichts 
feststellen, daß vielleicht eine gewisse Überbetonung 
der Risiken vorliegt. Ich bin kein Technikfrexmd und 
kein Technikfanatiker. Aber, ich glaube, wenn wir 
dieses Thema wirklich objektiv bewältigen wollen, 
müssen wir zu einer Art Chancengleichheit zwischen 
Risiken und Chancen kommen. Das muß sicherge- 
stellt werden. Daran sollten wir in imseren nationalen 
Parlamenten imd übergreifend auf europäischer 
Ebene gemeinsam arbeiten. 

Wir konnten auf Grund der Erfahrung einiger Jahre 
feststellen, daß die Chancen der neuen Technologien 
teilweise nur begrenzt wahrgenommen worden sind, 
während die Risiken überbetont worden sind. 

Damit komme ich auf ein weiteres Problem. Dadurch, 
daß die Themen immer komplexer, immer schwieri- 
ger und für die Öffentlichkeit immer undurchschau- 
barer werden, müssen wir überlegen, wie wir so etwas 
im Vorfeld vorbereiten und auf arbeiten. Wir müssen 
den Konsens zwischen den gesellschaftlich relevan- 
ten Gruppen suchen, auch bei Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft. Wenn dieser Konsens gefunden worden 
ist, kann man die öffentliche Diskussion beginnen. 
Dabei spielen die Medien eine wesentliche Rolle. 

In jahrelanger Arbeit habe ich leider die Erfahrung 
machen müssen, daß Randprobleme so hochstilisiert 
worden sind, daß die Risiken überdimensioniert dar- 
gestellt worden sind, so daß am Schluß die Möglich- 
keit, mit der neuen Technologie etwas Neues zu 
erreichen, in der öffentlichen Diskussion kaum noch 
durchsetzbar war und somit diese Themen von der 
Tagesordnung verschwxmden sind. Wir haben leid- 
volle Erfahrimgen bezüglich der Kernenergie ge- 
macht. Zur Zeit machen wir leidvolle Erfahrungen 
beim Thema Biotechnologie. 

Deshalb mein Appell: Lassen Sie uns gemeinsam an 
der Versachlichung dieser Thematik arbeiten, aber 
gleichzeitig auch Einfluß auf die Medien nehmen, 
damit wir hier zu einer objektiven Berichterstattung 
kommen können. 
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Ich sehe in diesem Prozeß die Eingangsstufe zur 
Findung des gesellschaftspolitisch relevanten Kon- 
senses zwischen Politik, Wirtschaft und Wissenschaft. 
Ich betrachte es als eine sehr, sehr nützliche Anregung 
und Arbeit von Ihnen, Herr Birraux, daß dieser Antrag 
hier vorgetragen wurde. Ich hoffe, daß der Antrag hier 
eine breite Zustimmung finden wird. Herzlichen 
Dank. 


Entschließung 986 (1992) 

betr. die technologischen Risiken 
und die Gesellschaft 

1. Die Versammlung ist sich der Tatsache bewußt, 
daß technologische Neuerungen ein unerläßli- 
cher Bestandteil der modernen Gesellschaft sind. 
Sie werden noch lange die treibende Kraft sein für 
den Wettbewerb im Bereich von Handel und 
Industrie, Während die Öffentlichkeit einerseits 
einen erheblichen Nutzen aus dem technologi- 
schen Fortschritt zieht, hat sie andererseits auch 
ein schärferes Bewußtsein entwickelt für die mut- 
maßlichen Auswirkungen bestimmter Technolo- 
gien auf die unserer Gesellschaft zugrunde lie- 
genden ethischen Werte, die Gesundheit und die 
Umwelt. 

2. In diesem Zusammenhang wird die Frage nach 
den Risiken, die insbesondere durch bestimmte 
neue Technologien entstehen, komplizierter: 
Trotz einer generellen Verbesserung der Sicher- 
heitsstandards und einer erheblichen Herabset- 
zung der herkömmlichen Risiken tauchen neue 
Risikoformen auf, die weit schwieriger zu berech- 
nen und vorherzusehen sind. Hierbei handelt es 
sich oft um größere Risiken, die für weite Bereiche 
der Erde langfristige Auswirkungen zur Folge 
haben können, die zu spät entdeckt werden. 

3. Im Laufe der letzten Jahre ist man sich auch der 
Komplexität der Debatte über die Risiken bewußt 
geworden: Es gibt keine „objektive Methode" die 
eine einfache Grundlage für die Berechnung 
dieser Risiken bieten könnte. Insbesondere bleibt 
die Wahrscheinlichkeitsformel (Risiko = Ausmaß 
des Schadens x Wahrscheinlichkeit) das beste 
Mittel für eine Einschätzung der Risiken, selbst 
wenn sich über den Wert dieser Formel diskutie- 
ren läßt bei Fällen, in denen der Schaden sehr 
groß und die Wahrscheinlichkeit fast null ist. 

4. Soziologische Studien haben ebenfalls gezeigt, 
daß der in der breiten Öffentlichkeit herrschen- 
den Vorstellung über Risiken Kriterien zugrunde 
liegen, die oft von denjenigen Kriterien abwei- 
chen, die von Wissenschaftlern und Ingenieuren 
angewandt werden. Obwohl diese Vorstellung 
nicht irrational ist, wird sie oft durch oberfläch- 
liche Kenntnisse und gelegentlich durch einen 
schädlichen Einfluß der Medien bestimmt. 

5. Die soziale und politische Einschätzung von Risi- 
ken ist im Grunde das Abwägen zwischen 
bestimmten Vorteilen, die aus einer Aktivität 
gezogen werden, und den Risiken, die sie in sich 
birgt. Die Einschätzung muß auf wissenschaftli- 


chen Gutachten beruhen, jedoch hängt sie vor 
allem von den Werten sowie den Lebens- und 
Gesellschaftsformen ab, für die wir uns entschei- 
den. Sie ist daher ein typischer demokratischer 
Prozeß, der eine intensive Kommunikation zwi- 
schen den beteiligten Parteien sowie ein interdis- 
ziplinäres Vorgehen erfordert. 

6. Der Unterausschuß „Technologiepolitik" des 
Ausschusses für Wissenschaft und Technologie 
hat ein Kolloquium durchgeführt (Locarno 25. bis 
26. Mai 1992), um diese Fragen zu untersuchen 
und die zahlreichen Aspekte zu erläutern, aus 
denen sich die Problematik der technologischen 
Risiken gegenwärtig zusammensetzt. Dabei 
wurde der Rolle und der Verantwortung der 
Politiker besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 

7. Das Kolloquium hat gezeigt, daß Experten und die 
breite Öffentlichkeit unterschiedlich handeln und 
reagieren, daß Politiker und vor allem Wissen- 
schaftler und Industrielle im Hinblick auf die 
industriellen Risiken ein hohes Maß an Glaub- 
würdigkeit eingebüßt haben. 

8. Die Versammlung ist der Ansicht, daß es von 
grundlegender Bedeutung ist, den Dialog zwi- 
schen allen Partnern wieder aufzunehmen und 
die Rolle jeder einzelnen Gruppe eindeutig fest- 
zulegen. Sie macht folgende Vorschläge; 

i. die Industriellen sollten umfassende, zutref- 
fende und aktuelle Informationen vermitteln 
und gemeinsam mit den Behörden Notstands- 
pläne für den Fall größerer technologischer 
Risiken erstellen; 

ii. die Öffentlichkeit sollte diese Informationen 
verlangen, Fragen stellen und den Entschei- 
dungsträgern ihre Ansichten mitteilen; 

iii. die Mitglieder der Regierung und die gewähl- 
ten Vertreter auf den verschiedenen Ebenen 
sollten ihre Entscheidungen treffen, nachdem 
sie ein Höchstmaß an Informationen über 
mögliche Konsequenzen dieser Entscheidun- 
gen zusammengetragen haben; 

iv. die Wissenschaftler sollten den Parlamenta- 
riern bei der Einschätzung ihrer Entscheidun- 
gen zur Seite stehen; 

V. die Medien sollten die Problematik industriel- 
ler Risiken umfassend und wahrheitsgemäß 
darstellen. 

9. Die Parlamente mehrerer Mitgliedstaaten des 
Europarates haben bereits Strukturen für die 
Einschätzung wissenschaftlicher und technischer 
Risiken entwickelt. Daher fordert die Versamm- 
lung die Parlamente und Regierungen der Mit- 
gliedstaaten auf, ihre Verfahren für die Entschei- 
dungsfindung in wissenschaftlichen und techni- 
schen Bereichen im Lichte des vorliegenden 
Berichts zu überprüfen und die erforderlichen 
Änderungen vorzunehmen, insbesondere im Hin- 
blick auf eine stärkere Berücksichtigung der in 
der Gesellschaft herrschenden Vorstellungen. 
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10. Da die meisten Situationen, die eine solche Ein- 
schätzung erfordern, sowohl in Ost- als auch in 
Westeuropa bestehen, muß zwischen unseren 
parlamentarischen Gremien eine Zusammenar- 
beit eingerichtet werden, die jedem Land den 
Erfahrungsaustausch mit seinen Nachbarländern 
ermöglicht. 


Tagesordnungspunkt 

Klimaänderungen 

Berichterstatter: 

Abg. Martti Tiuri (Finnland) 

Benno Zierer (CDU/CSU):*) Nicht zum ersten Mal 
befaßt sich der Europarat mit diesem Thema. Es ist seit 
drei Jahren ein Dauerbrenner! 

Nach Aussagen von Umweltexperten ist dies die 
schwerwiegendste Herausforderung für imseren Pla- 
neten. Wir müssen leider feststellen; Die Atmosphäre 
der Erde erwärmt sich laufend infolge der Zimahme 
des C02-Gehalts in der Luft. 

Obwohl ims die Ursachen bekannt sind, ist ims 
offensichtlich nicht bewußt, welche verheerenden 
Konsequenzen eine weitere Erwärmung der Atmo- 
sphäre z. B, nur um 1V2°C hat. Ich darf einige aufzäh- 
len: 

Die Klimazonen würden sich verschieben, der sog. 
„ Hungergürtel " (Sahelzone) um den Äquator würde 
sich verbreitern, und die Wüsten würden sich aus brei- 
ten. Unwetter wie Taifime, Hurrikane, Sturmfluten, 
Gewitter und Hagel nähmen zu. Trinkwasserlager- 
stättenwürden trockenfallen, andernorts aber würden 
ganze Landstriche durch monsunartige Regenfälle 
überschwemmt. 

Der Meeresspiegel würde wegen Abschmelzimg der 
Polkappen um 1 bis lV 2 m steigen. Ganze Küstenre- 
gionen würden versinken. Die Vegetation würde sich 
ändern — die Nahnmgsversorgimg bräche vielerorts 
zusammen. 

Die gesamte zivilisatorische und industrielle Infra- 
struktur wäre durch das Ausmaß der physikalischen 
imd biologischen Veränderungen aufs schwerste 
betroffen. Ein Weiterleben nach heutigen Maßstäben 
schiene unmöglich. 

Der Entschließungsentwurf des Kollegen Tiuri spricht 
sich dafür aus, die Kohlendioxid- Emissionen weltweit 
um 60 % zu reduzieren — räumt aber gleichzeitig ein, 
imter Hinweis auf unseren wirtschaftlichen Wohl- 
stand, daß es schwierig sein wird, eine spürbare 
Reduktion zu erreichen. 

Zu den in oben erwähntem Antrag geforderten Maß- 
nahmen wie Schaffung neuer Energieprogramme in 
den Mitgliedsländern in Verbindung mit der Förde- 
rung einer sicheren Atomenergie — wobei ich darauf 
hinweisen möchte, daß die Kernenergie wegen der 
mit ihr verbundenen Probleme nur als Lückenfüller 
für wenige Jahre angesehen werden kann — muß die 


*) zu Protokoll gegebene Rede 


Entwicklimg neuer verbrennungsarmer bzw. -freier 
Energieerzeugungsprozesse nicht nur in imseren Mit- 
gliedstaaten, sondern auch global beschleunigt wer- 
den. 

Eine weitere Notwendigkeit ist die Neuordnung der 
Entwicklungshilfepolitik, ist eine Neuordnung des 
Nord-Süd-Transfers und der Rohstoffmärkte welt- 
weit. 

Drastisch reduziert werden muß das Bevölkerungs- 
wachstum in den armen Ländern. Dazu ist ein allge- 
meiner Konsens darüber erforderlich, daß unter den 
gegenwärtigen Lebensbedingimgen in diesen Län- 
dern ein Verzicht auf Nachwuchs höhere sittliche 
Qualität aufweist als der Wunsch nach Kindern. 

Unsere Aufgabe muß sein, die Völker der reichen 
Hemisphäre umgehend darauf vorzubereiten, daß 
sich die Umweltverträglichkeit ihres Lebensstils lang- 
sam dem Ende nähert imd eine längst überfällige 
Umweltsanierung zur Abwendung drohender Gefah- 
ren riesige finanzielle Lasten mit sich bringen wird. 

Aber wir im Europarat werden nichts bewegen, 
solange wir nur Konventionen imd Dokumente 
beschließen und in unseren nationalen Parlamenten 
nicht in der Lage sind, diese Beschlüsse durch die 
Verabschiedung neuer Gesetze so schnell und umfas- 
send wie möglich umzusetzen. Nur daran wird eines 
Tages unsere Arbeit gemessen. Die Zeit drängt! Je 
mehr Zeit verstreicht, bis sich Gegenmaßnahmen 
in der Natur positiv bemerkbar machen — und dies 
wird angesichts der Trägheit des Systems eine Weile 
dauern — , um so teurer und schmerzlicher werden die 
Folgen für uns alle. 

Wir in Deutschland haben in den vergangenen zehn 
Jahren eine Reihe erster richtungsweisender Maß- 
nahmen ergriffen, teilweise leider auch gegen den 
Widerstand unserer europäischen Partner und erst 
recht unserer Partner in der Welt. 

Ich erinnere an den Pkw-Katalysator —84% des 
heute bei uns gekauften Benzins sind bleifrei. Der 
Bundesumweltminister konnte die Industrie zu einem 
schrittweisen Verzicht auf FCKW — den Ozonkiller — 
bewegen, und für die Reduzierung des Kohlendioxid- 
Ausstoßes wurde schließlich ein Aktionsplan mit ver- 
bindlichen Zielvorgaben aufgestellt. 

Der Erfolg in der Bekämpfung der Klimaänderung 
— um den wir uns alle bemühen — wird sich aber erst 
einstellen, wenn es uns gelingt, einen Umbau der 
reichen Volkswirtschaften hin zu einer ökologisch 
verträglichen, ressourcenschonenden Produktions- 
weise zu vollziehen. 

Entschließung 987 (1992) 
betr. Klimaänderungen 

1 . Die Versammlung ist sich der neuen Herausforde- 
rungen bewußt, die sich der Erde stellen. Sie hat 
Maßnahmen gefordert in der Entschließung 926 
(1989) betr. die Gefahr einer Klimaänderung und 
den Schutz der Ozonschicht, in der Entschließung 
919 (1989) betr. die Zerstörung der Tropenwälder 
— Ursachen und Abhilfe, in der Empfehlung 1130 


18 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/3854 


(1990) betr. die Ausarbeitung einer Europäischen 
Charta und einer Europäischen Konvention über 
Umweltschutz und dauerhafte Entwicklung und 
in der Empfehlimg 1140 (1991) betr. globale 
Umweltveränderungen und die Rolle von Wissen- 
schaft und Technologie. 

2. Die meisten Umweltexperten sind inzwischen 
übereingekommen, die Klimaänderungen als die 
schwerwiegendste dieser Herausforderungen an- 
zuerkennen. Zur Begrenzung des Fortschreitens 
der Klimaänderungen wurde das Rahmenabkom- 
men über Klimaänderungen auf der Konferenz 
der Vereinten Nationen über Umwelt und Ent- 
wicklung verabschiedet, die vom Umweltpro- 
gramm der Vereinten Nationen (UNEP) im Juni 
1992 in Brasilien veranstaltet wurde. 

3. Wenn die durch menschliches Handeln ver- 
ursachten Treibhausgasemissionen (Kohlendi- 
oxide, Methan, Fluor Chlorkohlenwasserstoffe, 
Stickoxid) weiterhin gleichmäßig ansteigen, wird 
die globale Durchs chnittstemperatur in 40 Jahren 
um 2 ^Celsius und vor Ablauf des nächsten Jahr- 
hunderts um 4 ^Celsius ansteigen und das Aus- 
sterben zahlreicher Arten, die Ausbreitung der 
Versteppung und einen Anstieg des Meeresspie- 
gels auslösen. Diese Entwicklung wird schwer- 
wiegende Probleme in der Agrarproduktion und 
in den Küstenstädten und -Staaten zur Folge 
haben. 

4. Angesichts solcher Aussichten ist es nicht mög- 
lich, die zu ergreifenden Maßnahmen hinauszu- 
schieben und die vollständige wissenschaftliche 
Bestätigung der Klimaänderungen abzuwarten. 
Die Experten weisen darauf hin, daß Einschrän- 
kungen von Emissionen, die jetzt erfolgen, eine 
größere Wirkung haben als zu einem späteren 
Zeitpunkt erfolgende Reduzierungen, selbst 
wenn diese bedeutender sind. Frühzeitiges Han- 
deln wird als „Versicherungspolice" gegen 
potentielle Katastrophen in der Zukunft dienen. 
Die Reduzierung der Treibhausgase wird auch zur 
Lösung weiterer Umweltprobleme beitragen, wie 
z. B. saurer Regen, Ausstoß von Aerosolen und 
Abbau der Ozonschicht. 

5. Klimaänderungen sind ein weltweites Problem, 
das die ganze Erde betrifft. Durch Emissionen, die 
in einem Land erfolgen, wird der Gesamtgehalt an 
Treibhausgasen in der Atmosphäre ansteigen. 
Daher ergibt sich die Notwendigkeit, weltweite 
Maßnahmen zu ergreifen. 

6. Die Industrieländer, von denen gegenwärtig die 
meisten Emissionen verursacht werden, tragen 
die Hauptverantwortung im Hinblick auf eine 
diesbezügliche Reduktion. Jedoch wird in den 
unterentwickelten Ländern ein zunehmender 
Prozentsatz der weltweiten Emissionen zu ver- 
zeichnen sein. Die Emissionen werden dort 
ansteigen, und das ist vielleicht auch gar nicht zu 
vermeiden, damit sie ihren Erfordernissen im 
Bereich der Entwicklung gerecht werden kön- 
nen. 


7. Kohlendioxid, das wichtigste Treibhausgas, ent- 
steht hauptsächlich durch Produktion und Ver- 
brauch von Energie unter Verwendung fossiler 
Brennstoffe. Das Ziel besteht darin, die Kohlen- 
dioxidemissionen weltweit um mehr als 60 % zu 
reduzieren. Die erlaubten Kohlendioxidemissio- 
nen werden sich auf 0,2 Tonnen pro Kopf (ausge- 
hend von einer Weltbevölkerung von 10 Milliar- 
den) belaufen, im Vergleich zu den derzeit in 
vielen Industrieländern ausgestoßenen 3 bis 
5 Tonnen. Das Energiesystem der Welt ist so 
weitverzweigt und die Energie spielt eine derart 
wichtige Rolle für den wirtschaftlichen Wohl- 
stand, daß es schwierig sein wird, rasch eine 
spürbare Reduktion der Kohlendioxidemissionen 
durchzuführen. Deshalb muß unverzüglich mit 
der Verringerung begonnen werden. Die Indu- 
strieländer müssen ihre Emissionen so schnell wie 
möglich reduzieren, um den Entwicklungslän- 
dern verhältnismäßig höhere Emissionen zu 
gestatten. 

8. Die Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW) sind 
wichtige Treibhausgase, aber glücklicherweise 
werden in den meisten Ländern die Emissionen 
bereits reduziert, um die Beachtung des Interna- 
tionalen Übereinkommens über den Schutz der 
Ozonschicht zu gewährleisten. Die Ursachen für 
andere Treibhausgase (Methan, Stickoxid) sind 
vielfältig und noch unzureichend bekannt. Neue 
Forschungsarbeiten und Folgemaßnahmen wer- 
den erforderlich sein, um die Verfahren für ihre 
Bekämpfung einschätzen zu können. 

9. Die Versammlung ist der Überzeugung, daß es 
keine einfache Lösung zur Verhinderung der 
Klimaänderungen gibt. Dazu ist ein Zusammen- 
wirken aller erdenklichen politischen Instru- 
mente erforderlich, und dennoch besteht die 
Gefahr, daß die Erderwärmung ein gefährliches 
Ausmaß erreicht. Mehrere Lösungen sind in 
Betracht zu ziehen, einschließlich Vorsorgestrate- 
gien (Emissionsreduktion), Kompensationsstrate- 
gien (Wiederaufforstung) und sozio-kulturelle 
Strategien (Anpassung an die neuen Bedingun- 
gen). 

10. Im Lichte der vorangegangenen Ausführungen 
fordert die Versammlung die Mitgliedstaaten auf, 
folgende politische Antworten auf die Klimaände- 
rungen umzusetzen: 

i. Förderung der internationalen Zusammenar- 
beit und Rechtsinstrumente: Die Mitglied- 
staaten sollten ihre volle politische, wissen- 
schaftliche und technische Unterstützung für 
die Verwirklichung der Rahmenkonvention 
der Vereinten Nationen über Klimaänderun- 
gen zur Verfügung stellen. Alle Industrie- 
staaten sollten bis zum Jahr 2000 eine Redu- 
zierung der Treibhausgasemissionen auf das 
Niveau von 1990 erreicht haben. Die Verein- 
barung über zukünftige weitere Reduzierun- 
gen um mehr als 60 % muß schnellstmöglich 
ausgehandelt werden. 

ii. Stabilisierung der Kohlendioxidemissionen 
im Jahr 2000 auf das Niveau von 1990: Das 
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Ziel besteht darin, die Kohlendioxidemissio- 
nen weltweit um mehr als 60 % zu reduzie- 
ren. Eine realistische, wenn auch ehrgeizige 
Zielsetzung, wäre es, die Kohlendioxidemis- 
sionen im Jahr 2000 auf das Niveau von 1990 
zu beschränken und sie bis zum Jahr 2025 um 
mindestens 30 % zu reduzieren. Diese Ziel- 
setzung bedingt Energieeinsparungen, eine 
Erhöhung des Energiewirkungsgrades und 
den Übergang zu Systemen der Energiege- 
winnung, die weniger oder gar keine Koh- 
lendioxidemissionen mit sich bringen. 

iii. Überprüfung und Anpassung der Energie- 
politiken, vor allem in bezug auf eine effi- 
ziente Energienutzung, die Übertragung der 
elektrischen Energie und die Förderung 
erneuerbarer Energiequellen. 

iv. Überprüfung und Anpassung der Energie- 
programme: Die offiziellen Energiepro- 
gramme vieler Mitgliedstaaten sehen gegen- 
wärtig bis zum Jahr 2000 eine Erhöhung der 
Kohlendioxidemissionen um etwa 20 % vor. 
Nach diesen Programmen wird der pro-Kopf- 
Energieverbrauch fast gleich bleiben, jedoch 
wird für eine Verwirklichung dieses Ziels 
eine erhöhte Produktion von Elektrizität auf 
der Basis fossiler Brennstoffe erforderlich 
sein, die zu verstärkten Emissionen führen 
wird. Darüber hinaus haben mehrere Mit- 
gliedstaaten Pläne vorgelegt, in denen bis 
zum Jahr 2000 eine Stabilisierung und bis 
zum Jahr 2005 eine Reduktion um 20 bis 30 % 
vorgesehen sind. Die Programme müssen 
überprüft, angepaßt und koordiniert werden, 
damit die gewünschte Reduktion erreicht 
wird. Die Energieprogramme der Entwick- 
lungsländer müssen ebenfalls untersucht 
werden, um ein realistisches Bild der welt- 
weiten Emissionswerte zu erhalten. 

V. Förderung von Energieeinsparung und Ver- 
besserung der Energieerträge: Es gibt lang- 
fristig eine breite Palette technischer Mög- 
lichkeiten zur Reduzierung der Emissionen 
durch Energieeinsparungen und eine wirt- 
schaftlichere Form der Energieerzeugung 
und der Energienutzung. Durch die Förde- 
rung von Forschung und Entwicklung sowie 
von entsprechenden Maßnahmen könnten 
im Laufe der beiden nächsten Jahrzehnte 
Verbesserungen von 25 % im Transportwe- 
sen, von 50 % bei Wohnungen und Büroge- 
bäuden und von 30% oder mehr in der 
Industrie erzielt werden. Diese Einsparun- 
gen werden jedoch zum Teil durch den 
erhöhten Energiebedarf und den Anstieg der 
Weltbevölkerung wieder aufgehoben wer- 
den. Die Besteuerung der Kohlendioxidemis- 
sionen kann ein Mittel zur Förderung von 
Einsparungen sein. Sollte eine Erhebung 
steuerlicher Abgaben beschlossen werden, 
müßte dies jedoch auf weltweiter Ebene 
erfolgen, um den Welthandel nicht zu verfäl- 
schen. 


vi. Förderung von Energieerzeugungsmetho- 
den und fossilen Brennstoffen mit geringe- 
rem Kohlendioxidausstoß: Die Emissionen 
aus fossil gefeuerten Kraftwerken können 
reduziert werden, indem man zur Verwen- 
dung von fossilen Brennstoffen übergeht, die 
weniger Kohlendioxid freisetzen (in abstei- 
gender Linie: Torf, Kohle, Öl, Gas) und neue 
Kopplungstechnologien zur Anwendung 
bringt. 

vii. Überprüfung der Entwicklung der Kernkraft 
im Lichte der Entsorgungs- und Sicherheits- 
probleme: Die Förderung und Entwicklung 
der Kemkraft ist nicht ratsam, solange die 
damit verbundenen Entsorgungs- und Si- 
cherheitsprobleme nicht gelöst sind. Wegen 
der grenzüberschreitenden Auswirkungen 
ist die Zusammenarbeit zwischen den Regie- 
nmgen äußerst wichtig, um international 
anerkannte Anwendungsregeln zu entwik- 
keln, die die technischen, wirtschaftlichen, 
sozialen, gesellschaftlichen, politischen und 
Umweltkomponenten der derzeitigen Atom- 
energiepolitik umfassen. Dringlich sind ins- 
besondere internationale Vereinbarungen 
zur Verhütung von Unfällen in Kernkraftwer- 
ken als Folge von Bürgerkriegen. 

viii. Förderung der Forschung im Hinblick auf 
saubere Energien und nukleare Sicherheit: 
Dies wird die Forschung und Entwicklung 
von ökologisch vernünftigen und ökono- 
misch vertretbaren Alternativen zur Atom- 
kraft, wie z. B. erneuerbaren Energien, erfor- 
dern sowie von Möglichkeiten, die Sicherheit 
der Atomkraft zu erhöhen. 

ix. Förderung von Forschung, Entwicklung und 
Nutzung erneuerbarer und anderer dauer- 
hafter Energiequellen: Die Versammlung hat 
einen vollständigen Text über emeuerbare 
Energiequellen verabschiedet [s. Entschlie- 
ßung 974 (1991)]. Eine große Starrheit im 
Energiesystem der Erde, die durch die große 
Fläche und unzureichende Investitionen zu 
erklären ist, erschwert rasche Veränderun- 
gen, aber mit einer tatkräftigen politischen 
Unterstützung in der Forschungs-, Entwick- 
lungs- und Realisationsphase könnte der 
Anteil dieser Energiequellen in den ersten 
Jahrzehnten des kommenden Jahrhunderts 
den kommerziellen Energiebedarf der Welt 
um 10% übersteigen. Forschungsarbeiten 
über Brennstoffreaktoren und Kopplungs- 
energie sollten ebenfalls gefördert werden. 

X. Überprüfung der Programme für Hilfsmaß- 
nahmen und Technologietransfer in den Ent- 
wicklungsländern: Den Entwicklungslän- 
dern sollte eine neue, vor allem finanzielle 
Sonderunterstützung für die Modernisierung 
der Kraftwerke, den Bau von fossil gefeuer- 
ten Kraftwerken und die Entwicklung er- 
neuerbarer Energiequellen zuteil werden. 
Forstwirtschaftsprogramme sollten unter- 
stützt werden. Eine teilweise Konversion der 
Schuldenlast in finanzielle Beiträge zu die- 
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sen Anstrengungen sollte ebenfalls in 
Betracht gezogen werden. In den ehemali- 
gen sozialistischen Ländern Mittel- und 
Osteuropas eröffnet der Technologietransfer 
weitreichende Möglichkeiten für Energie- 
einsparungen imd eine Verringerung der 
Kohlendioxidemissionen. Die Europäische 
Energiecharta verkörpert ebenfalls einen 
wichtigen Schritt in die richtige Richtung, 
weil sie die Nutzung zahlreicher Energie- 
quellen durch den Einsatz umweltverträgli- 
cher Technologien vorsieht, 

xi. Förderung der Wiederaufforstung und der 
Erhaltung der Wälder: Etwa 20% der welt- 
weiten Kohlendioxidemissionen entstehen 
durch eine jährliche Entwaldung von armä- 
hemd 17 Millionen Hektar. Hilfsprogramme 
zur Eindämmung der Entwaldung in den 
Entwicklungsländern und Wiederauffor- 
stungsprogramme werden die Kohlendioxid- 
emissionen spürbar verringern. Die Mit- 
gliedstaaten sollten sich durch internationale 
Maßnahmen zur Erhaltung des Regenwaldes 
und der übrigen Wälder in tropischen Gebie- 
ten verpflichten. Durch eine nachhaltige 
Bewirtschaftung der Wälder in den Industrie- 
ländern kann das Kohlendioxid im Laufe der 
kommenden Jahrzehnte reduziert werden. 

xü. Förderung der Forschung im Hinblick auf die 
Reduzierung von durch den Straßenverkehr 
verursachten Kohlendioxidemissionen: Die 
Entwicklung der Produktion von Fahrzeugen 
und Kraftstoffen, die Kohlendioxidemissio- 
nen begrenzen, muß gefördert werden. Es 
müssen strukturelle Maßnahmen ergriffen 
werden, die denMobilitätserfordemissen der 
Gesellschaft und der Begrenzung von Koh- 
lendioxidemissionen Rechnung tragen. 

xiii. Förderung einer internationalen Kontrolle 
und Koordination im Hinblick auf die Pro- 
bleme der Klimaänderungen: Es ist höchste 
Zeit für die Regierungen, die Errichtung 
eines Beobachtungssystems für das Welt- 
klima ernsthaft in Betracht zu ziehen, damit 
Klimaändenmgen festgestellt und die ent- 
sprechenden Gegenmaßnahmen getroffen 
werden können, 

xiv, Vertiefung der wissenschaftlichen For- 
schung: Die Forschung über Klima, Klimaän- 
derungen und deren Folgen muß gefördert 
werden. Das Beschaffen, Sammeln und 
Untersuchen von Daten muß energisch 
unterstützt werden. Der Dialog innerhalb 
und zwischen den einzelnen wissenschaftli- 
chen Disziplinen sollte gefördert werden, um 
den Arbeiten der Wissenschaftler wieder 
eine stärkere weltweite Ausrichtung zu 
geben. 

XV. Verbesserte Weitergabe der Informationen 
an die Entscheidungsträger: In Anbetracht 
des komplexen Zusammenhangs zwischen 
Treibhausgas, Klima, Umwelt, Technologie 
und Wirtschaft ist es unbedingt erforderlich. 


daß die Entscheidungsträger die besten und 
neuesten verfügbaren wissenschaftlichen 
Daten erhalten. Nur ein fortgesetzter Dialog 
zwischen Wissenschaftlern und Entschei- 
dimgsträgem wird politische Lösungen für 
die Zukunft bringen, die eine Eindämmung 
der Klimaänderungen ermöglichen. 

Tagesordnungspunkt 

Die Folgen der UNO-Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung 

Berichterstatterin: 

Abg, Hanne Severinsen (Dänemark) 

Benno Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Die heutige Umweltpro- 
blematik ist eine Herausforderung an die gesamte 
Weltbevölkerung. So gesehen war die Konferenz von 
Rio ein erster wirklicher Crash-Test hinsichtlich der 
Belastbarkeit einer globalen Solidarität. Es geht 
schließlich um die Sanierung unseres Planeten. Erst 
wenn wir uns darüber klar werden, daß der eben erst 
zu Ende gegangene Ost- West-Konflikt, der kalte 
Krieg, von Problemen vielleicht noch größeren Aus- 
maßes abgelöst wird, werden wir politisch in der Lage 
sein, das nötige Verständnis und die nötige Opferbe- 
reitschaft in der Bevölkerung zu wecken. 

So erfreulich es ist, daß mehr als tausend Nationen mit 
grundverschiedenen Interessen einen gemeinsamen 
Aktionsplan erstellt haben, so wenig konkret und 
ohne verbindlichen Zeitplan sind die Erklärungen 
abgefaßt. So gesehen können die Beschlüsse von Rio 
nur als erster Schritt gesehen werden. 

Ich danke der Kollegin Severinsen für die Zusammen- 
stellung dieser Erklärungen vom Juni dieses Jahres 
und die in der Dokumentation 6667 ausgesprochenen 
Empfehlungen. Ich schlage vor, unter Ziffer 10/IIIc 
bei „Schutz der natürlichen Ressourcen Europas" eine 
Donau-Schutz-Konvention aufzunehmen. 

In Rio hat die Bundesrepublik Deutschland mit am 
meisten auf rasche und wirksame Maßnahmen gegen 
eine drohende Klimakatastrophe gedrängt. Leider 
wurden unsere Vorstellungen gerade auch wegen der 
mangelnden Unterstützung durch die USA nicht im 
erforderlichen Umfang akzeptiert. 

Ich appelliere daher an dieser Stelle an uns Europäer, 
wieder einmal eine Pilotfunktion auszuüben. Insbe- 
sondere muß es unser Interesse und unsere Aufgabe 
sein, die USA als einzig verbliebene Supermacht und 
nach wie vor wirtschaftliche Weltmacht von der Not- 
wendigkeit wirksamer Schritte zu überzeugen und als 
Bündnispartner zu gewinnen. Nur Europa und Ame- 
rika Hand in Hand können im Umweltschutz, der 
immer mehr zur Überlebensstrategie der gesamten 
Menschheit wird, für den Rest der Welt eine überzeu- 
gende Führungsrolle einnehmen. 

Aber auch bei uns zu Hause müssen wir, jeder in 
seinem eigenen Land, mit dem Umsteuem ernstlich 
beginnen, z. B. bei der Mineralölsteuer. 

Wir werden ferner Abschied nehmen müssen von 
vielen sogenannten heiligen Kühen, die heute als 


21 



Drucksache 12/3854 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Leitprinzipien unser Wirtschaftsleben und unsere 
gesellschaftliche Zivilisation beherrschen. Der Traum 
vom ständig steigenden Wohlstand, der sogenannte 
Machbarkeitswahn, der uns die Lösbarkeit aller Pro- 
bleme allein durch die Technik und durch die wirt- 
schaftliche Potenz suggeriert, all das muß auf den 
Prüfstand. Der Wachstumsbegriff muß sich wandeln, 
und zwar hin zum Begriff des qualifizierten Wachs- 
tums. Sanftes Wirtschaften muß sich Bahn brechen in 
Richtung auf kontrolliertes, gezähmtes Wachstum in 
geschlossenen Regelkreisen. 

All das, meine Damen, meine Herren, setzt einen 
Umdenkprozeß nie dagewesenen Ausmaßes voraus. 
Vielleicht steht die Menschheit an der Schwelle eines 
neuen Zeitalters mit besserer Lebensqualität. Wir in 
Europa sind vor allen anderen in der Welt aufgerufen, 
diesen Umdenkprozeß zu fördern und eine neue 
Mentalität zu prägen. Das, meine Damen, meine 
Herren, müssen wir unseren Kindern und Kindeskin- 
dern zuliebe tun. 

Ich darf abschließen mit dem Satz: Gehen wir Euro- 
päer der Welt voran, nicht nur in der Verteidigung von 
Frieden, Freiheit und Menschenwürde, sondern auch 
in der Bewahnmg unserer Lebensgrundlagen. Dies 
muß für ims die Konsequenz aus der Konferenz von 
Rio sein. 

Vielen Dank. 


Empfehlung 1192 (1992) 

betr. die Konferenz der Vereinten Nationen über 
Umwelt und Entwicklung, ihre Ergebnisse und ihre 
Auswirkungen auf Europa 

1. Die Versammlung nimmt Bezug auf ihre Ent- 
schließung 983 (1992) über eine abgestimmte 
europäische Vorbereitung der Konferenz der Ver- 
einten Nationen über Umwelt und Entwicklung 
sowie über die Beteiligung von Vertretern des 
Europarates an der Konferenz. 

2. Die Konferenz der Vereinten Nationen über 
Umwelt und Entwicklung fand vom 1. bis 14. Juni 
1992 in Rio de Janeiro, Brasilien statt. 

3. Die Versammlung würdigt die von allen, die zum 
Erfolg des Gipfels in Rio beigetragen haben 
— ganz gleich, ob nationale Delegationen, Nicht- 
regierungsorganisationen oder andere — unter- 
nommenen Anstrengungen. Sie bekundet insbe- 
sondere höchste Anerkennung für die von den 
Organen der Vereinten Nationen im Verlauf der 
Vorbereitung der Konferenz geleistete Arbeit, 

4. Die Versammlung betont die besondere Verant- 
wortung der Vereinigten Staaten von Amerika 
sowie anderer Industrieländer im Bereich des 
Umweltschutzes imd fordert diese auf, ihre 
umweltbezogenen Anstrengungen zu verstär- 
ken. 

5. Die Versammlung begrüßt ganz besonders die 
positiven Ergebnisse der Konferenz, insbeson- 
dere die Klimaschutzkonvention, die Konvention 
über die biologische Vielfalt, die „Agenda 21", 


die Grundsätze zum Schutz der Wälder sowie die 
Erklärimg von Rio. 

6. Angesichts der wenigen verbindlichen Verpflich- 
tungen in den oben erwähnten Dokumenten wer- 
den die konkreten Auswirkungen der Konferenz 
jedoch zum großen Teil davon abhängen, inwie- 
weit die Ergebnisse von Rio gebilligt und in die 
Tat umgesetzt werden. 

7. Die „Agenda 21" ist das Aktionsprogramm für 
eine tragfähige Entwicklung, und soweit sie sich 
auf internationale Organisationen bezieht, sollte 
sie als Richtlinie für die Aktivitäten des Europa- 
rates und anderer europäischer Organisationen 
im Bereich von Umweltmaßnahmen gelten. 

8. Die Versammlung betont die einzigartige Stel- 
lung und die besonderen Erfahrungen des Euro- 
parates im Bereich des Umweltschutzes, wozu 
insbesondere gehören; 

i. die parlamentarische Dimension der Organi- 
sation, 

ii. die Plattform, die der Europarat kommunalen 
und regionalen Behörden bietet und die für die 
Durchführung eines wirksamen Umweltschut- 
zes unerläßlich ist, 

iii. seine Aktivitäten und Kontakte auf gesamt- 
europäischer Ebene, 

iv. die Multiplikation der Auswirkungen der 
Aktivitäten des Europarates durch seine 
zahlreichen Ansprechpartner (nationale und 
regionale Parlamente oder Verwaltungen, 
Stadträte usw.), 

V. seine umfassenden Erfahrungen in besonde- 
ren herausragenden Bereichen seiner Arbeit 
(z. B, Förderung des öffentlichen Interesses, 
Bildung, Gesetzgebung, Naturschutz und 
Schutz der natürlichen Ressourcen). 

9. Die Versammlung kann die oben erwähnten 
Möglichkeiten in den Dienst von Kooperations- 
programmen mit derzeitigen und zukünftigen 
Partnern stellen. 

10. Die Versammlung empfiehlt daher dem Minister- 
komitee: 

i. die Vorbereitungen für eine zweite pan- 
europäische Konferenz der Umweltminister, 
die im Frühjahr 1993 in Lugano in der 
Schweiz stattfinden soll, zu verstärken und 
sicherzustellen, daß die Parlamentarische 
Versammlung in die Arbeit und die Folgear- 
beit dieser Konferenz mit einbezogen wird; 

ii. die bestehenden Strukturen und Instrumente 
der intergouvernementalen Zusammenarbeit 
in diesem Bereich zu überprüfen und u. a. die 
Einsetzung einer einheitlichen europäischen 
Ministerkonferenz für Umweltfragen, die sich 
mit den Umweltaktivitäten der verschiede- 
nen internationalen und europäischen Orga- 
nisationen befaßt und diesen Anstößen ver- 
leiht und ein Mindestmaß an Koordinierung 
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bei diesen Aktivitäten gewährleistet, in 
Betracht zu ziehen; 

iii. das Aktionsprogramm des Europarates im 
Bereich des Umweltschutzes weiterzuentwik- 
keln, insbesondere im Hinblick auf die drei 
Bereiche, in denen der Europarat eine klare 
imd herausragende Stellung einnimmt: 

a) Erarbeitimg von Rechtsinstrumenten (z. B. 
Stärkimg der Berner Konvention), rasche 
Verabschiedung des Entwurfs eines Über- 
einkommens über die Haftung von Zivil- 
personen, Ausarbeitung weiterer Rechts- 
instrumente in bezug auf den Schadens- 
ausgleich bei Umweltschäden und über 
Umweltschutz durch strafrechtliche Be- 
stimmungen sowie Einleitung weiterer 
notwendiger Anstrengungen mit dem Ziel 
einer Harmonisierung der nationalen um- 
weltbezogenen Gesetzgebungen; 

b) Förderung von Information, Bildung und 
Aufklärimg der Öffentlichkeit in Umwelt- 
fragen, insbesondere durch Stärkung der 
Aktivitäten des Zentrums „Naturopa" des 
Europarates; 

c) Schutz der natürlichen Ressourcen Euro- 
pas — Natur, Flora, Fauna, Wasser — und 
auch Schutz der vom Menschen gestalte- 
ten Umwelt, wie z. B. der ländlichen 
Umgebung und des architektonischen 
Erbes (auf dem Land und in der Stadt); 

iv. eine enge Zusammenarbeit imd möglicher- 
weise eine Arbeitsteilung mit anderen inter- 
nationalen und europäischen Organisatio- 
nen, die in diesem Bereich tätig sind, wie z. B. 
der OECD, der Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen für Europa, dem Nordi- 
schen Rat sowie der Europäischen Gemein- 
schaft, zu organisieren; 

V. die Zusammenarbeit mit den Staaten Mittel- 
und Osteuropas sowohl hinsichtlich der 
Unterstützung dieser Staaten als auch im 
Hinblick auf den gegenseitigen Erfahrungs- 
austausch zu verstärken; 

vi. das Nord -Süd -Zentrum in Lissabon sowie die 
im Rahmen der Berner Konvention geschaffe- 
nen Organe aufzufordem, ein neues Koopera- 
tionsprogramm mit einigen afrikanischen 
Staaten (insbesondere im Rahmen der Berner 
Konvention) zu konzipieren; 

vü. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzu- 
fordern: 

a) die Bestimmungen der Konventionen und 
anderer Dokumente von Rio so schnell und 
umfassend wie möglich umzusetzen, so- 
wohl durch die Verabschiedung neuer 
Gesetze als auch durch die Einführung der 
notwendigen Verwaltimgsv erfahren und 
-abläufe; 

b) sich an den Folgeaktivitäten der Konferenz 
von Rio und an der Arbeit der für die 


Durchsetzung der Ziele des Gipfels einge- 
richteten umweltbezogenen Gremien zu 
beteiligen; 

c) einen finanziellen Beitrag zu den weltwei- 
ten ökologischen Anstrengimgen zu lei- 
sten, insbesondere in Form von Hilfe für 
die Entwicklungsländer, damit der Pro- 
zentsatz von 0,7 % ihres BSP, an dem sich 
ihre Hilfe ausrichten sollte, erreicht wer- 
den kann; 

d) ihre bilaterale und multilaterale Zusam- 
menarbeit untereinander weiterzuentwik- 
keln, um die von der Konferenz von Rio 
festgesetzten Ziele verwirklichen zu kön- 
nen. 


Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Premierministers 
des Schwedischen Königreiches, Carl Bildt 

(Themen: Europarat als Garant von Demokratie und 
Menschenrechten — Rolle der Parlamentarischen 
Versammlung bei der Überwachung der demokrati- 
schen Entwicklung in beitrittsinteressierten Ländern 
— Beitrag des Europarates zum Aufbau und zur 
Unterstützung demokratischer Institutionen — EG als 
Mo^or und Kern beim Aufbau einer europäischen 
Friedens- und Sicherheitsordnung — politische Lage 
in den baltischen Staaten und ihr Interesse an einem 
Beitritt zum Europarat) 


Freitag, 2. Oktober 1992 


Debatte der Erweiterten Parlamentarischen 
Versammlung über die Aktivitäten der OECD 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Generalsekretärs der OECD, 
Jean-Claude Paye 

(Themen: politische und soziale Ursachen der augen- 
blicklichen wirtschaftlichen Stagnation — Möglich- 
keiten zur Wiederherstellung des Vertrauens der Wirt- 
schaftsakteure, u. a, Beschleunigung der Wirtschafts- 
und Währungsunion sowie der Politischen Union, 
Abbau des Protektionismus, Sanierung der Haushalte 
— Aktivitäten der OECD hinsichtlich Arbeitslosigkeit, 
Umweltproblemen und in bezug auf Nichtmitglied- 
staaten — OECD als sachliches und unparteiisches 
Diskussionsforum — deutsche Zinspolitik) 

Peter Kittelmann (CDU/CSU): Herr Generalsekretär, 
Sie waren so freundlich, auch einige Worte zur Wäh- 
rungsunion zu sagen, und haben erklärt, daß Sie der 
Meimmg sind, daß die Unruhe auf den Währungs- 
märkten dazu führen sollte, das Entstehen der Wäh- 
rungsunion zu beschleunigen. 
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Kann ich daraus schließen, daß Sie in der konkreten 
Situation, die augenblicklich quer durch Europa dis- 
kutiert wird, diesen Ratschlag auch der Europäischen 
Gemeinschaft geben? 

Generalsekretär Paye bestätigte, daß aus den jüng- 
sten Währungsturbülenzen der Schluß zu ziehen 
sei, daß die Währungsunion beschleunigt werden 
müsse. 

Zusatzfrage: 

Peter Kittelmann (CDU/CSU): Herr Generalsekretär, 
es stellt sich in den ost- und südeuropäischen Ländern 
auf dem Weg zur Marktwirtschaft zunehmend die 
Frage; Wer koordiniert eigentlich die Hilfe, die wir 
brauchen? Wer sagt uns, wie die Marktwirtschaft zu 
erreichen ist? 

Haben Sie eine Vorstellung, ob es eine Koordinierung 
zwischen der EG und anderen Institutionen gibt, Hilfe 
zu leisten, und zwar nicht nur im wirtschaftlichen, 
sondern auch im ideellen Sinne? 

In seiner Antwort erläuterte der Generalsekretär, daß 
eine Reihe von Treffen internationaler Organisationen 
zur Frage der Koordinierung der Hilfen für die mittel- 
und osteuropäischen Staaten stattgefunden hätten, so 
z. B. im Januar in Washington, im Frühling in Lissabon 
und vor kurzem in Tokyo. Bei der Konferenz in 
Lissabon sei z. B. der OECD die Koordinierung der 
technischen Hilfe für die neuen Staaten der ehemali- 
gen Sowjetunion übertragen worden. 

Prof. Dr. Uwe Holtz (SPD): Wir haben hier heute 
morgen mit Unterstützung der Überseedelegationen 
eine OECD -Parlamentarierversammlung geschaffen. 
Ein Wert besteht für uns darin, daß wir die OECD jetzt 
besser und stärker parlamentarisch begleiten und ihr 
auch Impulse geben können. 

In der Entschließung, die hier vorliegt, fordern wir Sie, 
die OECD, auf, unter anderem Studien zu den The- 
men Armut, soziale Marginalisierung und Arbeitslo- 
sigkeit trotz Wirtschaftswachstums vorzulegen, um 
dann Impulse für die politische Arbeit von Ihnen zu 
erhalten. Sind Sie, Herr Generalsekretär, bereit, die 
Wünsche, die wir jetzt an die OECD richten, umzuset- 
zen? — Danke schön. 

Generalsekretär Paye wies darauf hin, daß die OECD 
sich seit einiger Zeit mit sozialen Problemen befasse 
und diesem Thema zunehmend mehr Bedeutung 
beimesse. Auch finde im November eine Konferenz 
über urbane Probleme und im Dezember eine Konfe- 
renz über soziale Angelegenheiten statt. 

Zusatzfrage: 

Prof. Dr. Uwe Holtz (SPD): Mir geht es um den 
Charakter auch unserer Arbeit, der Arbeit dieser 
OECD -Parlamentarierversammlung. Wenn wir jetzt 
Wünsche an die Adresse der OECD richten, können 
wir damit rechnen, daß diese Wünsche emstgenom- 
men werden im Gegensatz zu dem, was wir vor Jahren 
immer vdeder gefordert haben und was von Ihnen 
nicht ausreichend berücksichtigt worden ist? Wir 


haben jetzt eine ganze Reihe von Forderungen an die 
OECD. Nimmt man das ernst? 

Generalsekretär Paye betonte in seiner Antwort, das 
jährliche Programm der OECD werde von den Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten festgelegt. Da diese von 
den Parlamenten kontrolliert würden, sollten die Mit- 
glieder der Versammlung ihre Regierungen zum Han- 
deln bewegen. Seitens des Generalsekretariats könn- 
ten nur entsprechende Vorschläge unterbreitet wer- 
den, die im konkreten Fall auch die genannten The- 
men enthielten. 


Tagesordnungspunkt 

Bericht über die Aktivitäten der OECD 

im Jahre 1991 

Berichterstatter: 

Abg. Lazaros Efraimoglou (Griechenland) 

Dr. Hermann Scheer (SPD); Herr Präsident! Meine 
Damen imd Herren! Was der Landwirts chaftsaus - 
schuß vorzutragen hat, schließt sich unmittelbar an die 
Ausführungen des Kollegen Eisma und auch an die 
Ausführungen meines Vorredners an. Es ist ange- 
sichts der Weltlage nicht mehr möglich, die Landwirt- 
schaft als isolierten Sektor zu betrachten. Es ist gene- 
rell nicht mehr möglich, die verschiedenen Wirt- 
schaftssektoren getrennt voneinander zu sehen. 

Wir stehen vor einer Entwicklung, die von zwei 
Grundelementen gekennzeichnet ist: Es handelt sich 
um den Sektor der Energie und den Sektor der 
Rohstoffe. 

Auf dem Sektor der Energie nutzen wir gegenwärtig 
erschöpfliche Ressourcen, die zu absehbaren Zeit- 
punkten, auch wenn die genauen Daten unsicher 
bleiben, auf jeden Fall zur Neige gehen und die 
gleichzeitig erhebliche negative globale Umweltaus- 
wirkungen haben. Wir wissen also schon heute, daß 
das eigentliche Problem der jetzigen Energieversor- 
gung nicht die Erschöpfbarkeit der Quellen ist, wie sie 
schon vor 20 Jahren diskutiert worden ist, sondern 
darin besteht, daß wir diese Vorkommen gar nicht alle 
verbrauchen können, weil die globale Umwelt, die 
Ökosphäre dies nicht mehr aushält. 

Wir erleben eine Diskussion, die sich in den Industrie- 
ländern vorwiegend darauf konzentriert, die Energie- 
effizienz zu erhöhen. Aber wir wissen gleichzeitig, 
daß diese Maßnahmen nicht ausreichen. Wenn wir es 
schafften, 50 % der Energie zu sparen, dann hieße das, 
daß wir künftig in zwei Jahren die Emissionen verur- 
sachen, die wir heute in einem Jahr verursachen. Das 
heißt, damit gewinnt man nur Zeit, aber das Problem 
löst man nicht. 

Bezogen auf die Dritte Welt ergibt sich zusätzlich das 
Problem der Energieverfügbarkeit. Dafür gibt es zwei 
Gründe. Man kann in der Dritten Welt die Energie- 
preise, die von den Weltmärkten und den Hauptab- 
nehmern für Energie, nämlich von den industrialisier- 
ten Ländern, bestimmt werden, nicht bezahlen. Die 
Zahlungsfähigkeit der Dritten Welt wird immer 
schlechter. Außerdem verfügt die Dritte Welt nicht 
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Über die Technologien, die wir haben. Der Technolo- 
gietransfer allein auf privat-kommerzieller Ebene 
wird nicht ausreichen, und man wird ihn wieder nicht 
bezahlen können. 

Deswegen gibt es ein doppeltes Problem der Energie- 
verfügbarkeit, bezogen auf die gesamte Bandbreite 
der herkömmlichen Technologien, selbstverständlich 
einschließlich der Atomkraft, die gerade für die Dritte 
Welt neben vielen anderen Dingen unerschwinglich 
geworden und auf dem strukturellen Niveau tech- 
nisch nicht handhabbar ist, auf dem sich diese Länder 
befinden. 

Die Antwort kann und muß deshalb nur darin beste- 
hen, die erschöpf liehen und umweltunverträglichen 
Ressourcen durch unerschöpfliche und umwelt- 
freundliche Ressourcen zu ersetzen, d. h. durch die 
emeuerbaren Energien; dafür gibt es keine Alterna- 
tive. Dies ist kein Notbehelf, sondern sogar eine große 
Chance. Dies hat auch der Landwirtschaftsausschuß 
sehr deutlich hervorgehoben. 

Das gleiche Problem stellt sich bei den Rohstoffen. 
Auch bei den Rohstoffen können wir feststellen, daß 
sie begrenzt, daß sie erschöpflich sind. Der Gebrauch 
der Rohstoffe ist in der Stofftransformation natürlich 
ebenfalls in erheblicher Weise umweltbelastend. Wir 
haben dort also genau dieselben zwei Grundprobleme 
wie beim jetzigen Energieverbrauch. Die Konsequenz 
muß auch hier sein, daß wir auf unerschöpfliche 
Ressourcen, die gleichzeitig bei der Stoffumwandlung 
umweltfreundlich sind, umsteigen. 

In der Konsequenz landen wir bezüglich beider 
Gebiete, nämlich der Energie und der Rohstoffe, 
unmittelbar bei der Landwirtschaft. Denn der Ersatz 
herkömmlicher Energien ist zum großen Teil in dem 
breiten Spektrum erneuerbarer Energien in der Land- 
wirtschaft zu finden. 

Wir kommen dabei nicht ohne die Nutzung der 
Biomasse aus, allerdings in einer Weise, die die 
Biomasse erneuerbar hält, d. h. nicht mit einer Inten- 
sivierung der Landwirtschaft, sondern unter Be- 
achtung der negativen Erfahrungen, die wir bei 
der landwirtschaftlichen Lebensmittelerzeugung ge- 
macht haben. Wir dürfen die bezüglich der pflanzli- 
chen Energie, der Rohstoffe und der Primärenergien 
gemachten Fehler nicht wiederholen. 

Dasselbe gilt für die Substitution bisheriger Rohstoffe 
durch pflanzliche Rohstoffe, die der einzige Weg ist, 
um auf Dauer die Fortsetzung von industriellen Struk- 
turen zu gewährleisten, und die wahrscheinlich die 
einzige tragfähige autonome ökonomische Basis für 
die Entwicklungsländer ist, deren Ressourcen dabei 
nicht ausgebeutet werden und die sich eine solche 
Entwicklungsgrundlage nur mit der Landwirtschaft 
schaffen können. 

Das heißt, der gesamte industrielle und gesellschaft- 
liche Entwicklungstrend, wie er sich in den letzten 
200 Jahren vollzogen hat, dessen Grenzen wir jetzt 
erkennen, die vor uns liegen, der zu immer größeren 
Ballungsräumen, zur Flucht aus ländlichen Regionen 
in städtische Regionen führte, zu Agglomerationszen- 
tren, wird sich automatisch umkehren müssen hin zu 
dezentralen Strukturen in ländlichen Räumen. 


Es ist vollkommen falsch, die Landwirtschaft gewis- 
sermaßen, wie es hier in Europa und teilweise auch in 
Nordamerika diskutiert wird, als letztes Glied, als zu 
vernachlässigendes, zu marginalisierendes Glied in 
der volkswirtschaftlichen Kette zu betrachten, die 
man nur noch aus sozialen Gründen aufrechterhält. 
Wir stehen in der Tat in diesem Zusammenhang vor 
neuen Grundüberlegungen, die man nur aus einem 
zusammenhängenden Politikansatz heraus entwik- 
keln kann und die die Landwirtschaft in einer Weise in 
das Zentrum der Zukunftsüberlegungen rücken müs- 
sen, wie wir uns das vor zehn Jahren niemals haben 
denken können. 

Dies möchte der Landwirtschaftsausschuß hervorhe- 
ben. Es geht bei der Landwirtschaft der Zukunft nicht 
nur darum, daß wir die Sozialstrukturen der jetzt 
vorhandenen Marktwirtschaft mit großen Subventio- 
nen mühsam aufrechterhalten; es geht darum, daß wir 
die Landwirtschaft als Grundlage einer sich selbst 
tragenden gesellschaftlichen Entwicklung ansehen 
und hierbei gleichzeitig neue Entwicklungsstrategien 
für die Dritte Welt ergreifen können. 

Das ist das Ergebnis unserer Empfehlungen. Ich 
denke, wir werden gerade in dieser Hinsicht noch sehr 
vieles konkretisieren müssen. 

Prof. Dr. Uwe Holtz (SPD):*) Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Schaffung einer Parla- 
mentarischen Versammlung der OECD unter dem 
Dach des Europarats bedeutet einen großen Schritt 
nach vorn, was die multinationale parlamentarische 
Begleitung internationaler Organisationen angeht. 
Die Abgeordneten der Europarats- und OECD-Län- 
der, hier auch vertreten durch die Überseedelegatio- 
nen aus Australien, Kanada, Japan und Neuseeland 
— leider noch nicht aus den USA — , messen der 
OECD eine hohe Bedeutung zu. Diese wichtige Orga- 
nisation der westlichen Industrieländer wird damit 
einer stärkeren Rechenschaftspflichtigkeit zuge- 
führt. 

Ihr Bericht, Herr Generalsekretär, für den ich Ihnen 
herzlich danken möchte — ich danke Ihnen auch für 
Ihre Bemerkungen zu Deutschland und zur deutschen 
Einigung — , erfährt damit eine zusätzliche Bedeu- 
tung. Auch der Bericht der Parlamentarischen Ver- 
sammlung der OECD hat jetzt ein größeres Gewicht. 
Deshalb nochmals besten Dank für den exzellenten 
Bericht des Kollegen Efraimoglou. 

Die Diskussion im erweiterten Wirtschafts- und Ent- 
wicklungsausschuß machte deutlich, daß wir, die 
Abgeordneten aus dem Europarat, uns davor hüten 
sollten, einem Eurozentrismus zu erliegen. So sorgten 
die Überseedelegationen dafür, daß unsere Resolu- 
tion auch auf die Kontakte und die Zusammenarbeit 
der OECD mit Ländern aus anderen Weltregionen, 
z. B. Mexiko und Südkorea — Bezug nimmt. 

Nun einige Schlaglichter zur Resolution. Gemäß der 
uns ohne Amendments vorliegenden Entschließung 
plädiert die Parlamentarische Versammlung der 
OECD dafür, die Chancen, die das Ende des Ost- 


*) als Vorsitzender des Ausschusses für Wirtschaft und Ent- 
wicklung 
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West-Konflikts bieten, zu ergreifen, und zwar in 
Richtung auf eine friedlichere Welt und auf einen 
stärkeren Wirtschaftsaustausch zum allseitigen Nut- 
zen, 

Unsere in dieser Entschließimg zum Ausdruck kom- 
mende Auffassung ist, daß die OECD -Länder in einer 
Reihe von Bereichen die Eigenanstrengungen ver- 
stärken müssen. Gerade die Delegationen aus Über- 
see haben auf die enorme Herausforderung hingewie- 
sen, die in der zum Teil imerträglich hohen Arbeitslo- 
sigkeit in einigen OECD-Ländem besteht. Trotz haus- 
intemer Schwierigkeiten wie Inflation, hohe Zinsen, 
Haushaltsdefizite, wirtschaftliche Strukturprobleme 
— z. B. in der Landwirtschaft — erkennt die erwei- 
terte Parlamentarische Versammlung auch die Ver- 
antwortung gegenüber Nichtmitgliedstaaten an. Sie 
macht deutlich, daß die OECD-Staaten die Länder 
Zentral- und Osteuropas und die Entwicklungsländer 
nicht alleinlassen dürfen auf ihrem Weg — jetzt wört- 
lich — zu Demokratie und sozial gerechten und 
umweltverträglichen, marktorientierten Wirtschafts- 
ordnungen. 

Eine der vdchtigsten Hilfen, die die reichen Industrie- 
länder geben können, ist ein von proteküonistischen 
Fesseln befreiter Welthandel. Deshalb fordert die 
Resolution einen schrittweisen, substantiellen Abbau 
des Protektionismus in realistischer, pragmatischer 
Einschätzung. 

Aber ich 'will gleich hinzufügen, daß einige Kollegen 
im erweiterten Ausschuß, insbesondere Kollegen aus 
Ost- und Zentraleuropa, die Befürchtung geäußert 
haben, daß sich hinter diesem schrittweisen Abbau 
vielleicht doch noch Protektionismus verstecken 
könnte. Insofern ist es an den westlichen Industrie- 
staaten, zu beweisen, daß es wirklich um einen 
essentiellen Abbau des Protektionismus geht. 

Die OECD hat errechnet, daß der Schuldendienst aus 
den Entwicklungsländern in die Industriestaaten 
höher ist als die von dort empfangene Hilfe. Das ist ein 
Skandal. Der Denktank der OECD hat errechnet, daß 
der Protektionismus der Industrieländer die Entwick- 
lungsländer mehr kostet, als diese an öffentlicher 
Ent'wicklungshilfe erhalten. 

Ich nehme das zum Anlaß, um darauf hinzuweisen, 
daß man in ein paar Tagen den 500. Jahrestag der 
Kolumbus-Fahrt nach Amerika begehen wird, einer 
folgenschweren Atlantiküberquerung. Die Inbesitz- 
nahme Lateinamerikas, einschließlich der damit ver- 
bundenen brutalen Vorgänge der weitgehenden Aus- 
rottung der indigenen Bevölkerungsgruppen, zeitigte 
zeitgeschichtlich folgenschwere Wirkungen und un- 
terscheidet sich von daher etwa von den Entdecker- 
reisen der Polynesier nach Neuseeland, weil es eben : 
welthistorische Auswirkungen gab. Diese Inbesitz- 
nahme Lateinamerikas steht für den Beginn der Euro- 
päisierung der gesamten Welt. Dort wurde praktisch 
die Dritte Welt geboren. Auch heute stehen die 
Weltwirtschaftsstrukturen weitgehend noch immer in 
der Tradition von 500 Jahren Nord- Süd-Beziehun- 
gen. 

Das Jahr 1992, das Jahr 500 Jahre nach der ersten 
Kolumbus-Fahrt, sollte Ansporn sein, ein neues, soli- 


darisches Kapitel in den Nord-Süd-Beziehungen auf- 
zuschlagen. Dieser Ausschuß nennt sich ja Wirt- 
schafts- und Entwicklungsausschuß. Deshalb weise 
ich darauf hin, daß in der Resolution wichtige Ele- 
mente für ein neues Kapitel in den Nord-Süd-Bezie- 
hungen zu finden sind: 

Erstens. Wir wollen faire, offenere Handelsbeziehun- 
gen. 

Zweitens. Die auf der UN-Konferenz in Rio de Janeiro 
eingegangenen Verpflichtungen müssen erfüllt wer- 
den. 

Drittens. Die entwicklungspolitische Zusammenar- 
beit muß qualitativ verbessert und quantitativ aufge- 
stockt werden. 

Viertens. Größere Anstrengungen sind im Bereich der 
Familienplanung zu unternehmen, um den dramati- 
schen Anstieg der Weltbevölkerung zu stoppen. 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, in 
dieser Entschließung wird zum erstenmal unter der 
Überschrift „Erweiterte Parlamentarische Versamm- 
lung" die OECD auf gefordert, wichtigen Wünschen 
von uns Abgeordneten entgegenzukommen und die 
Ideen aufzugreifen, wie z. B. die Anregung, daß die 
entwicklungspolitischen Leitlinien der 90er Jahre, 
von der OECD verabschiedet, jedes Jahr auf den 
Prüfstand gestellt werden, um zu sehen, ob man diese 
neuen in vielen Bereichen nach vorne weisenden 
Leitlinien durchführt. 

Wir wünschen, daß zum Bereich der Arbeitslosigkeit 
und der sozialen Marginalisierung nicht nur Studien 
gemacht werden, sondern auch darüber hinausge- 
hende Handlungsvorschläge, über die dann die Poli- 
tik zu entscheiden hat. Ich möchte nochmals die Bitte 
an die OECD, an Sie, sehr geehrter Herr General- 
sekretär, richten, diese Wünsche und Aufforderungen 
ernst zu nehmen. Wir Abgeordneten müssen mit dafür 
sorgen — auch in den nationalen Parlamenten — , daß 
man unseren Wünschen nachkommt. — Danke 
schön. 

Entschließung 988 (1992) 
betr. die Aktivitäten der OECD im Jahre 1991 

1. Die erweiterte Parlamentarische Versammlung 
— die erstmalig Delegationen aus faktisch allen 
Mitgliedstaaten der OECD und des Europarats in 
einer erweiterten Debatte mit gleichen Rechten 
für alle vereint — ist in Straßburg zusammenge- 
troffen, um die Aktivitäten der OECD zu erörtern. 
Die veränderten Modalitäten der Debatte spie- 
geln das wachsende Interesse der Parlamente an 
OECD-Fragen und das der OECD an den Ansich- 
ten der Parlamente wider sowie die Entschlossen- 
heit der Parlamente, einen Beitrag zur Arbeit der 
Organisation zu leisten. 

2. Die erweiterte Versammlung hat den Tätigkeits- 
bericht der OECD 1991 erhalten (Dok. 6624). Der 
erweiterte Ausschuß für Wirtschaft und Entwick- 
lung der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats hat hierzu eine Antwort vor gelegt 
(Dok. 6651). Darüber hinaus haben folgende Aus- 
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Schüsse Stellungnahmen vorgelegt: der Ausschuß 
für Wissenschaft und Technologie (Dok. 6660), 
der Ausschuß für Sozialordnung, Gesundheit und 
Familienfragen (Dok. 6684), der Ausschuß für 
Umwelt, Raumordnung und Kommunalfragen 
(Dok. 6666), der Ausschuß für Wanderbewe- 
gungen, Flüchtlings- imd Bevölkerungsfra- 
gen (Dok. 6658), der Landwirtschaftsausschuß 
(Dok. 6676) und der Ausschuß für Kultur und 
Erziehung. 

3. Darüber hinaus ist die erweiterte Versammlung, 
die sich der bestehenden politischen Zwänge 
bewußt ist, der Ansicht, daß sich die Mitgliedstaa- 
ten der OECD und die Welt insgesamt an einem 
Scheideweg befinden, der ihnen im günstigen 
Fall neue Chancen eröffnet, aber im Falle einer 
falschen Richtung auch Gefahren enthält, denn 
bei den derzeitigen Verhandlungen im Rahmen 
der Uruguay-Runde des GATT ist die Entschei- 
dung zwischen freiem Handel oder Protektionis- 
mus zu treffen, und mit dem Wegfall der Ost- 
West-Konfrontation steht Mittel- und Osteuropa 
und den Staaten der Dritten Welt der Weg offen 
für Demokratie und sozial gerechte und umwelt- 
verträgliche marktorientierte Volkswirtschaften 
oder aber für Diktatur und wirtschaftlichen Nie- 
dergang. 

4. Die erweiterte Versammlung ist entschlossen, 
dafür Sorge zu tragen, daß die oben erwähnten 
Möglichkeiten ergriffen und nicht verspielt wer- 
den, damit ein Zeitalter sicheren Friedens und 
eines intensiveren internationalen Austauschs, 
welches zu einer verstärkten wirtschaftlichen Ent- 
wicklung für alle führt, beginnen kann. 

A. Wirtschaftspolitiken und Zusammenarbeit in 
verwandten Bereichen 

5. Die gesamtvdrtschaftliche Entwicklung im 
OECD-Raum verläuft noch schleppend. Für 1992 
wird mit einer Wachstumsrate von 1,8 % im Ver- 
gleich zu 1,0% in 1991 gerechnet. Zwar ist ein 
Aufschwung in allernächster Zeit wahrscheinlich, 
aber es ist noch unsicher, wann genau er eintreten 
und wie stark er sein wird. 

6. Bei der Arbeitslosenquote im OECD-Raum ist 
weiterhin ein beunruhigender Anstieg festzustel- 
len. Man schätzt, daß 1992 eine Quote von 7,5% 
(30 Millionen Menschen) nach 6,2% in 1990 und 
7,1% in 1991 zu verzeichnen sein wird. Einem 
zunehmend größeren Teil der Bevölkenmg droht 
die Gefahr, dauerhaft vom Erwerbsleben ausge- 
schlossen zu werden, und entschlossene und inno- 
vative Maßnahmen sind erforderlich, um eine 
Umkehr dieser Entwicklung herbeizuführen. 

7. Obwohl die Inflation in bestimmten OECD -Mit- 
gliedstaaten noch immer Anlaß zur Besorgnis ist, 
ist sie weiterhin im gesamten OECD-Raum rück- 
läufig — von 4,1% in 1991 auf 3,5% in 1992 
(prognostiziert). Für eine erfolgreiche Bekämp- 
fung sind währungspolitische Maßnahmen erfor- 
derlich, die auf die Herbeiführung von Preisstabi- 
lität gerichtet sind. Sie sollten gestützt werden 
durch eine ebenso vorsichtige Steuerpolitik, 


besonders in Staaten mit relativ hohen Haushalts- 
defiziten und Inflation. 

8. Die starke Nachfrage auf dem Weltkapitalmarkt 
erklärt sich nicht nur durch die zahlreichen nicht 
erledigten Probleme in den OECD-Mitgliedstaa- 
ten selbst, sondern auch durch die gravierenden 
Bedürfnisse der ärmeren Entwicklungsländer, 
den Staaten Mittel- und Osteuropas und den um 
Wirtschaftsreformen bemühten Republiken der 
früheren Sowjetuniori. Es ist wichtig, daß diese 
Gruppen von Ländern sowohl offene Märkte in 
den OECD -Staaten finden wie auch genügend 
Unterstützung von ihnen erhalten — sowohl in 
materieller wie auch in konzeptioneller Hinsicht, 
um Fortschritte in Richtimg auf mehr Demokratie 
und mehr marktbezogene Wirtschaftssysteme zu 
erzielen, denen soziale Gerechtigkeit und ein 
wirksamer Umweltschutz zugrundeliegen. 

9. Gleichzeitig ist es ermutigend, eine Entwicklung 
in Richtung auf demokratische Reformen und 
wirtschaftliche Liberalisierung in zahlreichen 
Ländern der ganzen Welt, nicht zuletzt in Süd- 
Ostasien und in Lateinamerika, festzustellen. 

10. Schließlich ist der Anstieg der Weltbevölkerung 
— jedes Jahr weitere 100 Millionen und bis zum 
Jahre 2020 weitere drei Milliarden Menschen — 
eine derartige Bedrohung für die zukünftige wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung, für die 
Umwelt und in der Tat für das Überleben der 
Menschheit, die nicht länger von der Weltbevöl- 
kerung ignoriert werden darf. Familienplanimg 
ist dringend erforderlich, besonders in Staaten mit 
einem rasanten Bevölkerungswachstum. 

11, Die erweiterte Versammlung fordert daher die 
Mitgliedstaaten der OECD auf: 

i. sicherzustellen, daß die Uruguay-Runde 
— besonders nach der angekündigten Reform 
der Gemeinsamen Landwirtschaftspolitik der 
Europäischen Gemeinschaft und nach den 
Erklärungen des Treffens der G-7 im Juli 1992 
in München — unverzüglich in einem Geist 
des echten Kompromisses zu einem Abschluß 
gebracht wird mit einem Ergebnis, welches 
offenere Märkte fördert und einer noch 
zögernden Weltwirtschaft wieder Vertrauen 
einflößt; 

ii. der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beson- 
dere Priorität einzuräumen — und an der vom 
Ministertreffen der OECD im Jahre 1992 in 
Auftrag gegebenen Studie über die Beschäfti- 
gungslage mitzuwirken — und nicht zuletzt 
mehr Nachdruck auf die Entfaltungsmöglich- 
keiten des einzelnen zu legen, einschließlich 
der Grundausbildung imd der Fähigkeit, „ Ler- 
nen zu lernen", sowie der ständigen Fortbil- 
dung und beruflichen Weiterbildung; 

iii. parallel dazu die Inflationsbekämpfung fort- 
zusetzen — insbesondere durch umsichtige 
Haushaltspolitiken und durch eine alle Wirt- 
schaftssektoren betreffende Strukturreform, 
um damit die Wettbewerbsfähigkeit dieser 
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Sektoren und ihre Reaktionsfähigkeit auf die 
Marktkräfte zu verbessern; 

iv. ihre nationale Politik in Bereichen wie Wett- 
bewerb, Subventionen und Investitionen als 
integrale Bestandteile ihrer Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen zu anderen Staaten 
anzusehen und dementsprechend dafür Sorge 
zu tragen, daß alle in diesen Bereichen ergrif- 
fenen Maßnahmen miteinander vereinbar und 
einer globalen Entwicklung förderlich sind; 

V. sicherzusteUen, daß die auf der im Juli in Rio 
stattgefundenen Konferenz über Umwelt und 
Entwicklung der Vereinten Nationen einge- 
gangenen Verpflichtungen eingehalten wer- 
den, da sie eine erste und einzigartige Chance 
bieten, Umweltgefahren auf globaler Ebene 
zu begegnen; 

vi. ganz besonders die Erderwärmung imd den 
weltweiten Abbau der Ozonschicht zu be- 
kämpfen, u. a. durch eine gewissenhaftere 
Nutzimg der fossilen Brennstoffe; 

12. Die erweiterte Versammlung fordert die Mitglied- 
staaten der OECD ebenfalls auf, bei ihren Bezie- 
hungen zu den Staaten Mittel- imd Osteuropas 
und zu den Republiken der ehemaligen Sowjet- 
union; 

i. ihre materielle und konzeptionelle Unterstüt- 
zimg für diese Staaten fortzusetzen, um ihnen 
beim Aufbau von sozial gerechten imd umwelt- 
verträglichen marktorientierten Volkswirt- 
schaften basierend auf Demokratie, Achtung 
der Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit zu 
helfen; 

ii. parallel dazu auf substantielle Art imd Weise 
und schrittweise jeden Protektionismus bei 
ihren Handelsbeziehungen zu diesen Staaten 
abzubauen, da anderenfalls die geleistete Hilfe 
wenig Aussicht hat, auf Dauer erfolgreich zu 
sein. 

13. Darüber hinaus fordert die erweiterte Versamm- 
lung die Mitgliedstaaten der OECD auf, bei ihren 
Beziehungen zu den Entwicklungsländern: 

i. die Durchführung der entwicklungspoliti- 
schen Grundsatzerklärung des Entwicklungs- 
hilf eausschusses (DAC) der OECD „Entwick- 
lungszusammenarbeit in den 90em" fortzu- 
führen; 

ii. diese Richtlinien durch eine Reihe von Krite- 
rien zu ergänzen, die von den Empfängerstaa- 
ten bei den von ihnen verfolgten Politiken zu 
beachten sind, und welche den Umfang, die 
Kanäle und die Form der weiteren Unterstüt- 
zung betreffen. So sollte das erste und wich- 
tigste Kriterium — nämlich die absolute Not- 
wendigkeit, dort zu helfen, wo größte Armut 
herrscht — um folgendes ergänzt werden: 
Anstrengungen zur Verwirklichung von De- 
mokratie und Menschenrechten, wirtschaftli- 
che und soziale Reformen und Verringerung 
der zu hohen militärischen Ausgaben sowie 
Umweltschutz; 


iii. in Ländern, wo dies noch nicht der Fall ist, die 
öffentliche Entwicklungshilfe auf 0,7% des 
BSP heraufzusetzen — ein Ziel der Vereinten 
Nationen — das auf der UN-Konferenz über 
Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro 
erneut bekräftigt wurde, und dabei den am 
wenigsten entwickelten Ländern besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken,- 

iv. dringend mehr Ressourcen für Familienpla- 
nung bereitzustellen, um den derzeitigen dra- 
matischen Zuwachs der Weltbevölkerung ein- 
zudämmen — in der Erkenntnis , daß das beste 
langfristige Instrument eine tragfähige hu- 
mane imd wirtschaftliche Entwicklung ist-, 

V. parallel dazu, auf substantielle Art und Weise 
und schrittweise jeden Protektionismus bei 
ihren Handelsbeziehungen zu diesen Staaten 
abzubauen und ihnen damit zu helfen, ihre 
Schuldenlast zu erleichtern, da anderenfalls 
die geleistete Hilfe wenig Aussicht hat, auf 
Dauer erfolgreich zu sein. 

14. Was die OECD betrifft, 

i. so ersucht die Versammlung die Organisa- 
tion, einen jährlichen Überblick über die 
Durchführung der wichtigsten in ihrer politi- 
schen Erklärung „Entwicklungs Zusamme- 
narbeit in den 90em" enthaltenen Leitlinien, 
die in Absatz 13. i. erwähnt wurden, vorzule- 
gen und dabei auch die in Absatz 13.ii. 
angeführten fünf Kriterien zu berücksichti- 
gen, an denen sich die öffentliche Entwick- 
lungshilfe orientieren sollte; 

ii. appelliert die Versammlung erneut an die 
OECD, im Rahmen ihrer Strukturanpas- 
sungsarbeit die wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen verringerter Militär ausgaben 
zu prüfen und insbesondere die sich aus der 
Umstellung der Rüstungsindustrie auf zivile 
Produktion ergebenden Probleme, Möglich- 
keiten und Konsequenzen zu prüfen; 

iii. empfiehlt die Versammlung der OECD, mög- 
lichst in Absprache mit dem Europarat, die 
Probleme der gesellschaftlichen Entfrem- 
dung, der Marginalisierung, des Auseinan- 
derbrechens von Familien und der Krimina- 
lität in Großstädten zu untersuchen und poli- 
tische Maßnahmen zur Abhilfe vorzuschla- 
gen; 

iv. fordert die Versammlung die Organisation 
auf, das Problem der Armut sowie Mittel und 
Wege zu imtersuchen zur Verbesserung von 
öffentlichen und privaten Bemühungen, sich 
der Probleme derjenigen anzunehmen, die 
von den Vorteilen des Wirtschaftswachstums 
ausgeschlossen sind; 

V. begrüßt die Versammlung die Bemühungen 
der OECD, umfassende Forschungsarbeit 
über die Arbeitslosigkeit einzuleiten und sich 
in Richtung auf ein System der Strukturüber- 
wachung der Arbeitsmärkte zu bewegen; 
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vi. fordert die Versammlung die OECD eben- 
falls auf, das Verhältnis zu untersuchen zwi- 
schen Demokratie, Menschenrechten und 
sozialer Gleichstellimg sowie der Möglich- 
keit, wachstumsfördemde Strukturanpas- 
sung auf der Grundlage der Zustimmung der 
Öffentlichkeit durchzuführen? 

vii. ersucht die Versammlung die OECD zu prü- 
fen, wie weit die Globalisierung der Kapital- 
ströme die Stabilität der Finanzsysteme und 
die Möglichkeiten der internationalen wirt- 
schaftlichen und währimgspoli tischen Zu- 
sammenarbeit beeinflußt; 

viii. begrüßt die Versammlung die expandieren- 
den Kontakte der OECD zu Nicht-Mitglied- 
staaten, welche die unterschiedlichen Aus- 
gangslagen der Nicht-Mitgliedstaaten bei 
der Planung angemessener Strukturen für 
die Zusammenarbeit berücksichtigen. Diese 
neuen Verbindungen sollten dazu dienen, 
die internationalen Beziehungen der Organi- 
sation zu verstärken und die Verbreitung der 
Ziele und Grundsätze der OECD zu för- 
dern; 

ix. stellt die Versammlung Mexikos Interesse an 
einer Mitgliedschaft in der Organisation fest 
imd begrüßt die Entwicklung der Beziehun- 
gen der OECD zu diesem Land; 

X. begrüßt die Versammlung die Entwicklung 
des Dialogs zwischen der OECD imd den 
dynamischen Volkswirtschaften Asiens so- 
wie die verstärkten offiziellen Kontakte zwi- 
schen der Republik Korea imd der Organisa- 
tion; 

xi. begrüßt die Versammlung die rasche Zu- 
nahme der Aktivitäten der OECD zur Unter- 
stützung der Wirtschaftsreform in den Staa- 
ten Mittel- und Osteuropas und in den Repu- 
bliken der ehemaligen Sowjetunion und 
sieht in den vom OECD-Zentrum für Zusam- 
menarbeit mit den im Umbruch befindlichen 
europäischen Volkswirtschaften gestarteten 
Projekten, wie z. B. Partner des Übergangs 
(PIT) und dem SIGMA-Projekt (Unterstüt- 
zung bei der Verbesserung der öffentlichen 
Institutionen und der Staatsverwaltungssy- 
steme in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern), welche gemeinsam mit der Tsche- 
choslowakei, Ungarn und Polen ins Leben 
gerufen wurden, wesentliche Beiträge zu 
den in Absatz 12 oben erwähnten Zielen; 

xii. fordert die Versammlung die OECD auf, 
nicht die Aufmerksamkeit von den Proble- 
men der Entwicklungsländer abzuwenden 
und die wissenschaftliche und technische 
Zusammenarbeit mit diesen Ländern als eine 
Möglichkeit zum Abbau der großen Unter- 
schiede bei der Entwicklung von Nord und 
Süd zu verstärken; 

xiii. unterstützt die Versammlung nachdrücklich 
die internationalen Programme der OECD 
über die langfristige Zukunft, welche sie für 


die Erfüllung der Aufgabe der OECD, lang- 
fristige Trends, neue Möglichkeiten und Pro- 
blembereiche zu identifizieren, als wichtig 
betrachtet. Die Versammlung möchte ihrer- 
seits auch einen wesentlichen Beitrag zu 
diesen Bemühungen leisten; 

xiv. fordert die Versammlung den Generalsekre- 
tär der OECD auf, ihr 1993 über die Maßnah- 
men zu berichten, die von der OECD in 
bezug auf die vorliegende Entschließung 
ergriffen wurden. 


ß. Landwirtschaft 

15. Die Versammlung betont, daß ein verstärkter 
Handel mit Agrarprodukten positive Auswirkun- 
gen auf eine tragfähige ländliche und landwirt- 
schaftliche Entwicklung haben und zu einer ge- 
sicherten Nahrungsmittelversorgung aller Men- 
schen beitragen sollte. 

16. Die Versammlung ist der Ansicht, daß alle politi- 
schen Reformen, die den Agrarsektor und die 
Gesellschaft im ländlichen Raum betreffen, einer 
sorgfältigen und interdisziplinären Analyse be- 
dürfen, damit die Auswirkungen auf Erzeuger, 
Verbraucher, Märkte, Handel, die Umwelt und 
die Wirtschaft evaluiert werden können. 

17. Daher fordert die Versammlung die Regierungen 
der Mitgliedstaaten der OECD und, soweit erfor- 
derlich, die Organisation selbst auf: 

i. die Handelsgespräche im Rahmen der Uru- 
guay-Runde mit einer Vereinbarung über 
einen substantiellen und schrittweisen Ab- 
bau der landwirtschaftlichen Unterstüt- 
zungs- und Schutzmaßnahmen abzuschlie- 
ßen und damit die Liberalisierung des Han- 
dels mit Agrarprodukten bei fairen Wettbe- 
werbsbedingungen zu fördern und gleich- 
zeitig die Beachtung des Prinzips einer trag- 
fähigen Entwicklung der ländlichen Regio- 
nen sicherzustellen und eine gesicherte Nah- 
rungsmittelversorgung in allen Staaten zu 
fördern; 

ii. ihre Arbeit in bezug auf Hilfs- und Simula- 
tionsmodelle für den Entscheidungsfin- 
dungsprozeß bei der Durchführung von 
Agrarreformen fortzuführen, zu vertiefen 
und weiterauszubauen zur Überwachung 
der landwirtschaftlichen Reformpolitik (ein- 
schließlich der Fischerei und der Forstwirt- 
schaft) und der begleitenden Strukturanpas- 
sungspolitiken sowie deren Auswirkungen 
auf Märkte, Handel, Erzeuger und Verbrau- 
cher sowie auf die landwirtschaftliche Lage 
in den ländlichen Regionen und auf die 
Umwelt; 

iii. in diese Arbeit und in andere Bereiche der 
Tätigkeitsprogramme der OECD das grund- 
sätzliche Prinzip der Tragfähigkeit verstärkt 
einfließen zu lassen; 
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iv. Forschungsprojekten über die Nutzung des 
landwirtschaftlichen Bodens zur Erzeugung 
von Elektrizität (durch Wind erzeugte Elek- 
trizität usw.) und über emeuerbare Rohstoffe 
für die Industrie und für den Energiesektor 
(Biomasse) größere Aufmerksamkeit zu 
schenken mit dem Ziel, die Beeinträchtigun- 
gen abzubauen, die aus der Nutzung von 
fossilen Brennstoffen stammen, und neue 
Perspektiven für landwirtschaftliche Tätig- 
keit und die Entwicklung der landwirtschaft- 
lichen Regionen anzubieten; 

V. politische Reformen anzuregen, die zu der 
Anerkennung von Qualitätsprodukten bei- 
tragen und sicherstellen können, daß die 
Verbraucher verstärkt über die Produktqua- 
lität informiert werden; 

vi. die Agrarproduktion zunehmend mehr durch 
Marktsignale beeinflussen zu lassen und zu 
einer solchen Entwicklung beizutragen, 
indem man Unterstützungsmaßnahmen für 
den landwirtschaftlichen, Fischerei- und 
forstwirtschaftlichen Bereich transparenter 
gestaltet; 

vii. die Staaten Mittel- und Osteuropas, aber 
auch andere Nichtmitgliedstaaten bei ihren 
Reformen im landwirtschaftlichen Nah- 
rungsmittelbereich zu unterstützen und Aus- 
tauschprogramme, an denen selbständige 
Landwirte, Ausbilder und Auszubildende 
beteiligt sind, zu fördern; 

viii. die landwirtschaftliche Forschung zu fördern 
und ihre Koordinierung zwischen den Mit- 
gliedstaaten zu unterstützen imd solche Akti- 
vitäten, soweit angebracht, auch auf Nicht- 
mitgliedstaaten auszuweiten. 


C. Wanderungsbewegung und 
Bevölkerungsfragen 

18. Weltweite Wanderungsbewegimgen spielen eine 
zunehmend wichtigere Rolle für die Volkswirt- 
schaften sowohl der Aufnahme- wie auch der 
Herkunftsländer, besonders angesichts einer 
rückläufigen Konjimktur und anhaltender Ar- 
beitslosigkeit im Westen, beträchtlicher Schwie- 
rigkeiten beim Übergang von der Planwirtschaft 
zur Marktwirtschaft im Osten und eines rasanten 
Bevölkerungswachstums im Süden. 

19. Für eine genaue Evaluierung der Auswirkungen 
der internationalen Wanderungsbewegungen 
sind verläßliche Statistiken imd enge Kontakte 
zwischen den Behörden der Herkunfts- und der 
Aufnahmeländer imerläßlich. 

20. Die Versammlung fordert daher die OECD auf, 

i. Untersuchungen über die wirtschaftlichen 
Folgen der Wanderungsbewegungen durch- 
zuführen, um den Regierungen bessere Instru- 
mente an die Hand zu geben, um sich mit 
diesem anhaltenden Phänomen auseinander- 
zusetzen; 


ii. weiterhin die mittel- und osteuropäischen 
Staaten sowie die Staaten der Dritten Welt in 
ihre Arbeit über Wanderungsbewegungen 
und Bevölkenmgsfragen einzubeziehen und 
besonders in ihre Anstrengungen ziu Verbes- 
seiung der Verläßlichkeit und Vergleichbar- 
keit von statistischen Angaben; 

iii. ihre Zusammenarbeit mit dem Europarat in 
Fragen der internationalen Wanderungsbe- 
wegungen und Bevölkerungsfragen weiter- 
auszubauen; 

iv. die Einbeziehung der Staaten Osteuropas in 
das System der Ständigen Beobachtung der 
Wanderungsbewegungen (SOPEMI) zu be- 
schlexinigen; 

V. die Möglichkeit zu prüfen, den Regierungen 
ihrer Mitgliedstaaten zu empfehlen, ein 
gewisses Junktim zwischen der Gewährung 
von Entwicklungshilfe und den Familienpla- 
nungsprogrammen in den Empfängerstaaten 
ins Auge zu fassen. 


D. Umwelt 

21. Die Versammlimg würdigt die bedeutenden Lei- 
stungen der OECD im Umweltbereich, vor allem 
ihr Bemühen, ökologische Maßnahmen in die 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen der Mitglied- 
staaten einfließen zu lassen mit dem Ziel, eine 
tragfähige Entwicklung sicherzustellen. 

22. Die Versammlung begrüßt ebenfalls die von der 
OECD im Energiebereich eingeleitete Studien- 
reihe, besonders in bezug auf emeuerbare Ener- 
giequellen, Energieeffizienz und die durch Auto- 
abgase verursachte Umweltverschmutzung. 

23. Nachdem sie mit Genugtuung die Ausarbeitung 
einer Prioritätenliste in Form der „OECD- 
Umweltstrategie für die 90er Jahre" zur Kenntnis 
genommen hat, unterstreicht die erweiterte Parla- 
mentarische Versammlimg die dringend notwen- 
dige Zusammenarbeit zwischen den verschiede- 
nen internationalen Gremien und die Notwendig- 
keit einer umfangreicheren Nutzimg von Wirt- 
schaftsinstrumenten und Preispolitik. 

24. Überzeugt von der in erster Linie notwendigen 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten Mittel- 
und Osteuropas drängt die erweiterte Versamm- 
lung auf ein abgestimmtes Vorgehen auf der 
Ministerkonferenz über Umweltfragen, die im 
Juli 1993 in Lugano stattfinden soll. 

25. Die Versammlung ist der Ansicht, daß eine 
Zusammenarbeit zwischen der OECD und der 
Ständigen Konferenz der Gemeinden und Regio- 
nen Europas (CLRAE) gewinnbringend sein 
würde, besonders dort, wo es sich um die Durch- 
führung der Ziele der Europäischen Städtecharta 
handelt (von der CLRAE im März 1992 verab- 
schiedete Entschließung 234). 

26. Die Versammlung fordert eine besonders enge 
Zusammenarbeit zwischen dem Europarat und 
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der OECD in Fragen, die ausschließlich in den 
Zuständigkeitsbereich des Europarates fallen, 
d. h. im Bereich der Umwelterziehung oder in 
Fragen wie Abfallbeseitigung und -recycling, wo 
die OECD über die größeren Erfahrungen ver- 
fügt. 


Samstag, 3. Oktober 1992 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Co-Vorsitzenden der Internatio- 
nalen Konferenz für Frieden im ehemaligen 
Jugoslawien, Lord Owen 

Lord Owen: Herr Präsident, ich danke Ihnen für die 
Einladung, heute hier das Wort ergreifen zu dürfen. 
Hierher zu kommen, ist mir nicht schwer gefallen, 
denn für Angehörige meiner Generation — ich wurde 
1938 geboren — besitzen der Europarat und die hier 
geschaffenen Mechanismen zum Schutz der Men- 
schenrechte große Bedeutung. Wir, die wir die Kriegs- 
jahre überlebt haben und die wir in den uns prägen- 
den Jahren damit beschäftigt waren, herauszufinden, 
was in jener Zeit und während der dreißiger Jahre 
geschah, haben uns geschworen, daß Derartiges nie 
wieder in Europa geschehen soll. 

Ich komme heute mit düsteren und traurigen Neuig- 
keiten zu Ihnen, Ich möchte keine Vergleiche zu 
vergangenen Ereignissen ziehen. Manche sagen, daß 
die Geschichte sich wiederholt, aber sie wiederholt 
sich selten auf dieselbe Art und Weise. Es ist jedoch 
eine imbestreitbare Tatsache, daß in den vergange- 
nen Monaten und auch während ich hier spreche 
schwerwiegende Verletzungen der Menschenrechte 
stattgefunden haben und stattfinden. 

Gestatten Sie mir. Ihnen die derzeitige Lage zu 
schildern. Ich werde nicht von Vorfällen sprechen, die 
sich vor drei oder vier Monaten ereignet haben, 
sondern von dem, was in den letzten Tagen geschehen 
ist. Am vergangenen Donnerstag hörten Cyrus Vance 
und ich von einer „ethnischen Säubenmg" — schon 
allein das Wort ist ein häßlicher Ausdruck, der einem 
nicht gerne über die Lippen kommt — die in der 
Region von Banj a Luka stattfand. Wir gelangten zu der 
Ansicht, daß für uns die einzige Möglichkeit, sofort 
etwas zu unternehmen, darin bestünde, dorthin zu 
fahren, um die Aufmerksamkeit der Welt auf diese 
Situation zu lenken und um herauszufinden, was 
wirklich geschieht. Wir sprachen mit verschiedenen 
Personen und hatten vor allem eine unvergeßliche 
Begegnung mit dem Mufti, dem römisch-katholischen 
Bischof und dem orthodoxen Bischof, die zusammen- 
gekommen waren, um uns über das Geschehene zu 
berichten. Man versicherte uns glaubhaft, daß erst am 
Tag zuvor etwa dreitausend oder viertausend Men- 
schen aus Bosanski Petrovac und Klujc vertrieben 
worden waren. Um nicht ihr Leben aufs Spiel zu 
setzen, und weil sie nicht über die kroatische Grenze 
konnten, die für alle geschlossen ist mit Ausnahme 
von einigen wenigen speziell vereinbarten Transpor- 
ten von Menschen aus den Internierungslagern, die 


mit Geleitschutz durchgeführt werden, hatte man 
ihnen gesagt, daß sie durch Bosnien und Herzegowina 
müßten und durch das Niemandsland zwischen den 
kämpfenden Parteien, zu denen auch die moslemi- 
schen Regierungstruppen aus Bosnien zählen. 

Nebenbei möchte ich bemerken, daß wir daran den- 
ken sollten, daß die bosnische Regierung nicht aus- 
schließlich aus Moslems besteht. Zwar ist es mittler- 
weile allgemein üblich, sie so zu sehen, weil sie 
größtenteils aus Moslems besteht, aber die bosnische 
Regierung bemüht sich immer noch, für Kroaten und 
Serben zu sprechen und möchte vor allem die Fähig- 
keit behalten, nationenübergreifend für alle drei Par- 
teien zu sprechen. 

Keiner von uns wußte, was mit diesem Konvoi gesche- 
hen würde, und viele von uns erinnerten sich an einen 
ähnlichen Vorfall vor einigen Wochen, bei dem — und 
hierfür sprechen immer mehr Beweise — etwa zwei- 
hundert Menschen in einem ähnlichen Konvoi sich 
dem Rand eines Felsabgrundes näherten, als der 
Konvoi gestoppt und die Menschen sich nebeneinan- 
der vor dem Felsabgrund aufstellen mußten und 
erschossen wurden, so daß sie in den Felsabgrund 
stürzten. Schon allein sich in die Nähe dieser Grenze 
zu begeben, war ein gefährliches Unterfangen, und 
diese Menschen wußten das, aber sie fürchteten um 
ihr Leben, falls sie dort, wo sie waren, bleiben wür- 
den. 

Nachdem wir Banja Luka am Freitag verlassen hatten, 
hörten Cyrus Vance und ich am Samstag in Zagreb 
den Bericht eines Augenzeugen über das, was mit 
diesen Menschen geschah, als sie das Niemandsland 
erreichten. Sie wurden aus den Bussen gezerrt; eini- 
gen hatte man bereits alles, was sie noch besaßen, 
gestohlen; allen hatte man Geld und Wertsachen 
abgenommen. Einige waren verschwunden — man 
hatte sie weg geführt, und seitdem weiß man nichts 
mehr über sie. 

Als dieser Augenzeuge beobachtete, wie die Men- 
schen von den Bussen zum Niemandsland gingen, sah 
er, daß Gewehrschüsse über ihre Köpfe hinweg abge- 
feuert wurden. Danach wurde gezielt auf die Körper 
der Menschen geschossen — kleine Kinder und alte 
Leute, die alles, was sie noch besaßen, in ihren Koffern 
mit sich schleppten. Als einige noch weiterliefen, 
begann etwa einen Kilometer dahinter ein Artillerie- 
feuer — zunächst über ihre Köpfe hinweg, aber dann 
gezielt auf die Stelle, wo sie liefen, und dies war ein 
Gebiet, das bereits vermint war. Der Mann, der uns 
das erzählte, hat vieles erlebt, was die meisten von uns 
bleich werden lassen würde, aber er berichtete, wie er 
weinend dies alles mitansehen mußte. 

All dies ist erst vor einigen wenigen Tagen geschehen, 
und genau vor diesem Hintergrund müssen wir begin- 
nen, uns mit einigen der ernsten ethischen und 
moralischen Fragen auseinanderzusetzen, die dem 
zugnmdeliegen, was aus politischer Sicht getan wer- 
den muß, um Frieden und eine Lösung auf dem Gebiet 
des ehemaligen Jugoslawien zu erreichen. 

Der erste und wichtigste Aspekt, der gesehen werden 
muß, ist, daß die Vereinten Nationen bereits eine 
ethische Entscheidung getroffen haben, die zwar 
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schmerzlich, aber — wie ich glaube — richtig war. Es 
war der Beschluß, UNPROFOR zu ermächtigen, Men- 
schen Begleitschutz zu geben, die wegen der Praxis 
der ethnischen Säuberung ihr Land verlassen müssen. 
Viel Überzeugungskraft war notwendig, aber das 
Internationale Rote Kreuz, derUNHCR und die KSZE- 
Mission unter Sir John Thompson, welche das Lager 
von Tmopolje und ein weiteres Lager besucht hatten, 
überzeugten mich, daß das ethische Dilemma auf die 
Frage hinauslief: wie kann man Menschenleben ret- 
ten? Auch auf die Gefahr hin, daß man annehmen 
könnte, wir würden die ethnische Säuberung guthei- 
ßen, mußten wir versuchen, diese Menschen heraus- 
zuholen imd nach Kroatien zu bringen und militäri- 
schen Begleitschutz für sie zur Verfügung zu stellen, 
da die Sicherheit ihrer Konvois gefährdet war. 

Cyrus Vance und ich glaubten, daß diese Entschei- 
dung nicht nur von uns oder von den Regierungen zu 
treffen sein würde. Wir waren überzeugt, daß sie in 
aller Öffentlichkeit getroffen mid daß der Sicherheits- 
rat sich mit diesen ethischen Fragen in einer öffentli- 
chen Sitzung auseinandersetzen würde. Falls der 
Beschluß getroffen würde, das Mandat des Einsatzes 
von UNPROFOR zu erweitern, würde jedermann auf 
diese Weise erfahren, was geschehen war, und man 
würde in einigen Wochen keine schockierenden 
Geschichten von Journalisten lesen müssen, die 
behaupteten, daß Dinge verheimlicht worden seien. 
Möglicherweise gab es in den ersten Monaten dieses 
Jahres vielleicht oder vielleicht auch nicht so etwas 
— ich weiß es nicht — aber ich verspreche, daß die 
beiden Co- Vorsitzenden dieser Konferenz nicht davor 
zurückscheuen werden, wenn sie über die Fakten 
verfügen, jeden Aspekt der ethnischen Säuberung 
oder Verletzung der Menschemechte an die Öffent- 
lichkeit zu bringen. 

So sehr wir auch jene schändlichen Verletzungen der 
Menschemechte verurteilen und uns immer wieder 
damit beschäftigen, muß es doch jetzt unsere Haupt- 
aufgabe sein, Frieden zu schaffen. Bevor ich auf einige 
Menschemechtsfragen zurückkomme, möchte ich 
meine Auffassimg, wie dieser Friedensprozeß ablau- 
fen könnte, kurz darlegen. Ich möchte nicht auf 
Geschichtliches zurückgreifen. Ich war nicht dabei, 
und ich glaube auch nicht, daß so etwas helfen wurde. 
Mein Ausgangspunkt ist die Londoner Konferenz. 
Was vielleicht noch wichtiger ist, ist, daß ich voraus- 
setze, daß die Regierungen — die meisten von Ihnen 
hier vertreten als Parlamentarier Regierungen, die an 
dieser Konferenz teilnehmen — es ehrlich gemeint 
haben, als sie die Prinzipien festlegten, die dann das 
Ergebnis dieser Konferenz waren. Für mich sind jene 
Dokumente meine Bibel, wortwörtlich und auch im 
übertragenen Sinne. Von den Prinzipien der Londoner 
Konferenz darf nicht abgerückt werden. Falls irgend 
jemand Ausnahmen haben möchte oder versuchen 
sollte, diese Prinzipien selektiv zu verändern, sollte er 
damit sehr vorsichtig sein, denn sie müssen als 
Gesamtpaket gesehen werden. 

Ich werde nicht auf die Prioritäten der einzelnen 
Prinzipien eingehen, aber ein wichtiges Prinzip 
besteht darin, daß es keine mit Waffengewalt herbei- 
geführten Gebietsgewinne geben darf. Die Grenzen 
dürfen nicht einfach durch höhere Gewalt verändert 


werden. Wir alle ziehen theoretische Beispiele heran, 
um zu zeigen, weshalb die politische Landkarte dieses 
Teils Europas so, wie sie zu Beginn des Tito-Regimes 
gezeichnet wurde, nicht hätte angefertigt werden 
dürfen, aber diese Landkarte muß bleiben. 

Aus meiner Erfahrung in Afrika kann ich sagen, daß 
keiner, der die politische Landkarte Afrikas betrach- 
tet, auch nur vermuten kann, daß dies eine vernünf- 
tige Karte ist. Zugegeben — die Diplomaten im briti- 
schen Kolonialdienst haben diese Karte angefertigt, 
indem sie mit einem Lineal Linien zogen, manchmal 
quer durch Flüsse und Täler hindurch, ganz zu 
schweigen von jenen Linien quer durch ethnische 
Gruppen. Das war alles ohne große Logik und trotz- 
dem: mit der Freiheit der Kolonien, mit der Unabhän- 
gigkeit, wie einer stärker werdenden Organisation 
der Afrikanischen Einheit waren die Afrikaner 
gezwungen, einzusehen, daß eine Veränderung der 
politischen Landkarte Afrikas eine Vielzahl von Pro- 
blemen nach sich ziehen imd daß es trotz aller Mängel 
besser sein würde, sie in ihrer bestehenden Form zu 
akzeptieren, mit der einzigen Ausnahme, daß sie nur 
in gegenseitigem Einverständnis — vielleicht bestä- 
tigt durch ein Referendum — verändert werden 
kann. 

Die Londoner Konferenz hat festgelegt, daß die Land- 
karte Titos unantastbar sein soll, außer wenn sie im 
gegenseitigen Einverständnis geändert wird. Bis jetzt 
habe ich noch keine Anzeichen für eine Veränderimg 
dieser Landkarte infolge einer gegenseitigen Verstän- 
digung gesehen. Lassen sie uns diese Landkarte als 
Ausgangspunkt für unsere Verhandlungen nehmen. 
Wenn wir das tun, akzeptieren wir gleichzeitig, daß 
Völker verschiedener Nationen in verschiedenen 
Ländern leben werden — daß Serben in Kroatien und 
Serben imd Kroaten in Bosnien und Herzegowina 
leben werden. Albaner werden in Serbien und Mon- 
tenegro leben und Moslems und Ungarn in Serbien 
und Montenegro. 

Wir müssen deshalb klarstellen, daß wir die Karte 
nicht verändern werden, es sei denn im gegenseitigen 
Einverständnis. Es gibt auch auf seiten Kroatiens 
keine Akzeptanz für eine Veränderung der Land- 
karte; die Serben, die in Krajina oder in Knin leben 
— oft als Mehrheit und ganz bestimmt sehr zahl- 
reich — werden sich mit dem Gedanken abfinden 
müssen, daß sie in Kroatien leben. Trotzdem haben sie 
das Recht auf einen besonderen Status — auf ihre 
ethnische, kulturelle und bildungsmäßige Unabhän- 
gigkeit innerhalb jener speziellen Bereiche. Für viele 
Serben ist es schwierig, das zu akzeptieren — ganz 
gleich, ob in Belgrad, Krajina oder Knin. Was jedoch 
dem einen recht ist, muß dem anderen billig sein. 
Wenn diese Menschen akzeptieren, daß sie innerhalb 
j ener territorialen Grenzen leben müssen, sollten auch 
die Albaner im Kosovo akzeptieren, daß sie innerhalb 
Serbiens und Montenegros leben. Ihnen steht eben- 
falls ein besonderer Status in bezug auf Bildung, 
Kultur imd andere Aspekte der Autonomie zu. 

Das Gleiche gilt für die Ungarn in der Wojwodina oder 
auch für die Moslems in Montenegro. Was Bosnien 
und Herzegowina betrifft, so müssen wir einsehen, 
daß es dort unweigerlich drei Gruppen geben wird. 
Welche Rechte soll es dort geben? Viele Jahre lang 
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war Bosnien-Herzegowina ein Land, in dem es für 
Menschen moslemischen, serbisch-orthodoxen oder 
römisch-katholischen Glaubens möglich war, relativ 
friedlich zusammenzuleben. Bosnien-Herzegowina 
wurde manchmal als Beispiel zitiert für die Art und 
Weise, wie Nationen und ethnisch unterschiedliche 
Gruppen harmonisch Zusammenleben können. Leider 
ist diese Harmonie zerstört. Wie können wir jene 
Länder in Frieden auf der Grundlage der gleichen 
Prinzipien wieder zusammenbringen? Es gibt ein 
weiteres Prinzip — eines, das ich persönlich für sehr 
wichtig halte. Ich hoffe, daß der Europarat dies ebenso 
sieht, und ich hoffe, daß dies ein Prinzip ist, für 
welches sich die Mitglieder der Versammlung nach 
ihrer Rückkehr bei ihren jeweiligen nationalen Parla- 
menten mit allen ihnen zur Verfügung stehenden 
Mitteln einsetzen werden. Was ich meine, ist, daß die 
ethnische Säuberung rückgängig gemacht werden 
muß. 

Viele Leute — jene, die Verfechter der Realpolitik 
sind — werden sagen, daß das Spiel vorbei und das 
Land in Bosnien- Herzegowina erobert worden ist; daß 
die Fronten feststehen und es immöglich ist, zu einem 
Staat zurückzukehren, in dem drei Nationen und 
Gruppen harmonisch miteinander leben können. 
Diese Leute behaupten, daß man keinem idealisti- 
schen Gerede nachhängen soll und daß wir den 
Tatsachen ins Auge sehen müssen. Dem widerspreche 
ich aus einer Vielzahl von Gründen, und zwar 
zunächst aus einem rein philosophischen Grund. 

Wenn wir es ehrlich gemeint haben, als wir schworen, 
nie wieder einen Holocaust zuzulassen, nie wieder 
zuzulassen, daß bestimmte Gruppen aus ethnischen 
Gründen diskriminiert werden, daß Konzentrations- 
lager und Massentransporte möglich sind, wo Men- 
schen in Mißachtung sämtlicher Menschenrechte hin- 
und hergeschoben oder umgebracht, verstümmelt 
oder vergewaltigt werden, nur allein deshalb, weil sie 
einer Religion angehören, die nicht die der Mehrheit 
ist, dann müssen wir wahrhaftig alles daransetzen, um 
die ethnische Säuberung rückgängig zu machen. 

Es wird sicherlich nicht möglich sein, sie innerhalb von 
einigen Monaten rückgängig zu machen. Das dauert 
Jahre. Es setzt die konsequente und beharrliche 
Anwendung von Prinzipien voraus. Uns muß auch klar 
sein, daß das nicht die stärkste Seite des demokrati- 
schen Systems ist. Die Monate und die Jahre werden 
vergehen, und die Leute werden achselzuckend 
sagen: „Wir haben unser Bestes getan; wir müssen 
jetzt damit leben". Ich warne jedoch. Die Bevölke- 
rung, um die es geht, ist nicht jüdisch, sondern 
moslemisch, und es gibt Millionen Moslems in der 
ganzen Welt. Sie sind bereits jetzt empört über die 
Ereignisse in Bosnien-Herzegowina. Ich glaube, daß 
sie es Europa niemals verzeihen werden, wenn wir 
zulassen, daß die Moslems in Bosnien und Herzego- 
wina ihrer bürgerlichen Rechte beraubt und aus den 
Städten und Dörfern, in denen sie leben, gejagt 
werden und wenn wir tatsächlich den Status quo 
akzeptieren würden. Wenn wir die ethnische Säube- 
rung der moslemischen Bevölkerung, die auch nicht 
den Hauch einer Berechtigung hat, akzeptieren, wer- 
den wir — so denke ich — Kräfte auf den Plan rufen, 
die wir ein Leben lang bereuen werden. 


Es wird nicht einfach sein, die ethnische Säuberung 
wieder rückgängig zu machen, und es wird viel Zeit 
vergehen, denn es bedeutet, daß wieder Vertrauen 
fassende Menschen in ein kleines Dorf zurückkehren, 
wo ihr Haus verbrannt ist, ihre Nachbarn verschwun- 
den und wo sie Angst und Feindseligkeit begegnen. 
Einige sagen, daß das niemals möglich sein wird. 
Wenn uns die Geschichte etwas Gutes lehrt, dann das, 
daß genau dieselben Völker, die im Zweiten Welt- 
krieg Schreckliches erleiden mußten, in der Lage 
waren, alles zu vergessen und später viele Jahrzehnte 
lang friedlich zusammenzuleben konnten. Ein Grund, 
warum die Verfolgung des Anliegens der Menschen- 
rechte eine der wichtigsten Aufgaben von Politikern 
und internationalen Gremien bleiben wird und auch 
eine Aufgabe ist, die es sich lohnt, zu verfolgen, ist die 
außerordentliche Fähigkeit des Menschen, Vergan- 
genes zu vergessen, zu verzeihen und sich äuszusöh- 
nen. 

Ich finde es immer ivieder erstaunlich, wenn ich in 
Zimbabwe bin, lan Smith auf der Hauptstraße von 
Harare, dem früheren Salisbury, zu begegnen und zu 
sehen, daß er ohne Leibwächter und offensichtlich 
absolut sicher ist. Ich glaube immer noch, daß trotz 
aller Schwierigkeiten Südafrika eine Verständigung 
zwischen Weiß und Schwarz finden wird und wir auch 
dort Aussöhnung und Bereitschaft zu vergessen erle- 
ben werden. 

Wir haben in Europa und auch in dieser Versammlung 
die Fähigkeit der Menschen erlebt, sich auszusöhnen, 
zu verzeihen und eine neue Generation heranwach- 
sen zu lassen, die nicht von der Vergangenheit bela- 
stet wird. Jenen, die behaupten, daß die ethnische 
Säuberung nicht rückgängig gemacht werden kann, 
sage ich, daß das nicht stimmt. Jenen, die sagen, daß 
es enorm schwierig sein wird, sie rückgängig zu 
machen, sage ich, daß sie Recht haben, und jenen, die 
sagen, daß die Regierungen es bald aufgeben werden, 
die ethnische Säuberung rückgängig zu machen, sage 
ich, daß ich fürchte, daß sie möglicherweise Recht 
haben könnten. Parlamentarier jedoch, die die Situa- 
tion in einer längerfristigen Perspektive sehen sollten, 
tragen eine schwerwiegende Verantwortung dafür, 
daß sichergestellt wird, daß die ethnische Säuberung 
rückgängig gemacht werden muß. In der Verfassung 
des neuen Bosnien-Herzegowina muß dieser Aspekt 
eine sehr wichtige Rolle spielen. 

Lassen Sie mich nun auf den derzeitigen Friedenspro- 
zeß eingehen. Cyrus Vance und ich haben uns in den 
vergangenen Wochen bemüht, eine Reihe von Bau- 
steinen zu setzen. Sie haben vielleicht festgestellt, daß 
wir nicht von Waffenstillständen sprechen. Zuviel 
wurde von Waffenstillständen gesprochen, die kaum 
länger als vierundzwanzig oder sechsunddreißig 
Stunden dauerten. Wir sprechen von einer Einstellimg 
der Feindseligkeiten, was den Vorteil hat, daß die 
meisten Leute verstehen, daß es sich um einen allmäh- 
lichen Prozeß handelt und daß weiterhin von Zeit zu 
Zeit geschossen wird. 

Wir bemühen uns um eine Einstellung der Feindselig- 
keiten in ganz Bosnien und Herzegowina. Damit 
verknüpft haben wir jedoch die Entmilitarisierung von 
Sarajewo. Ich freue mich, berichten zu können — ob- 
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wohl ich nicht weiß, wieviel dabei herauskommen 
wird — , daß die Parteien sich jetzt verständigt haben, 
sich zu treffen imd miteinander zu reden — und was 
noch wichtiger ist — ihre militärischen Befehlshaber 
angewiesen haben, sich über den Ablauf und den 
Zeitplan der Entmilitarisierung von Sarajewo zu 
imterhalten imter dem Vorsitz von General Morrillon, 
dem französischen General, der jetzt die Kontrolle 
über Bosnien imd Herzegowina unter dem Oberbe- 
fehl von General Nambiar, der für UNPROFOR von 
Zagreb aus zuständig ist, übernommen hat. Ich habe 
allergrößtes Vertrauen in General Morrillon, imd ich 
glaube, daß er zur Zeit einen vernünftigen Weg 
ausarbeitet, wie Sarajewo entmilitarisiert werden 
kann? wie jene Serben, die gehen wollen, dies unge- 
fährdet tun können, und das ist eine wichtige Garan- 
tie, und wie sichergestellt werden kann, daß es keine 
Sektoren oder Blöcke in Sarajewo gibt — ich bin 
entschlossen, kein zweites Beirut entstehen zu las- 
sen — es soll auch keine gesperrten Bezirke geben, so 
daß UNPROFOR sich überall, wo ihre Route durch- 
führt, sei es in der Stadt, in den umliegenden Vororten 
und selbst oben auf den Hügeln, von wo aus der 
Beschuß kommt, frei bewegen kann. 

Es wird keine einfache Entmilitarisierung sein, über 
die man sich zu verständigen hat, aber sie ist notwen- 
dig und von großer Bedeutung, wenn wir erreichen 
wollen, daß im zukünftigen Bosnien-Herzegowina 
Moslems, Christen, Katholiken und orthodoxe Serben 
friedlich Zusammenleben können. Dieser Prozeß kann 
möglicherweise schnell Zustandekommen. Ich hoffe 
von ganzem Herzen, daß er in den nächsten Wochen 
zustandekommt, weil die Zeit drängt und der Winter 
bevorsteht. Je näher der Winter kommt, um so mehr 
Menschen werden sterben. Schätzungen gehen 
davon aus, daß nur aufgrund des Winters — selbst bei 
günstigsten Verhältnissen — etwa hunderttausend 
Menschen in Bosnien und Herzegowina sterben wer- 
den. Das ist eine Zahl, die nur für die günstigsten 
Umstände gilt, d. h. wenn Lebensmittel und lebens- 
notwendige Versorgung für einige der ländlichen 
Gebiete trotz Schnee und schwieriger Verhältnisse 
sichergestellt werden können. Wir müssen uns dar- 
über klar sein: Wir sind schon jetzt im Verzug mit den 
anzulegenden Vorräten für den Winter. Der tragische 
Verlust von humanitären Hilfsflügen hat uns schwer 
getroffen. Gottseidank scheinen die Regierungen jetzt 
bereit zu sein, diese Flüge wieder aufzunehmen. 
Meine persönliche Ansicht ist, daß es zwei Wochen zu 
lange gedauert hat. Ich glaube, dies sagen zu dürfen, 
weil Cyrus Vance und ich auf dem ersten Flug vom 
Flughafen Sarajewo nach dem Abschuß des italieni- 
schen Flugzeugs waren. Ich gebe zu, daß dies eine 
ziemliche riskante Erfahrung war. 

Im Verlauf dieser Diskussionen und der Gespräche 
über die Erweiterung von UNPROFOR, über eine 
Abgrenzung der Zonen und über die vertriebenen 
Menschen, die in die UNPROFOR- Zonen abgescho- 
ben wurden, gab es auch ständig Gespräche über 
Garantien und Sicherheiten. Ich denke, es ist an der 
Zeit, daß die Parlamentarier, die Regierungen und alle 
anderen verstehen, daß UNPROFOR in dieser Situa- 
tion nicht risikofrei arbeiten kann. Es ist eine gefähr- 
liche Situation, und es gibt bekanntermaßen keine 
absoluten Garantien. Jedoch wurde mit jedem Risiko, 


das die italienischen Piloten auf sich nahmen — und 
vier von ihnen kamen auf tragische Weise ums 
Leben — und mit jedem humanitären Hilfsflug das 
Leben von Hunderten von Menschen gerettet. Mit 
jedem Lastkraftwagenfahrer, der bereit ist, einen 
Konvoi zu übernehmen und riskiert, aus einem Hin- 
terhalt erschossen zu werden — auf diese Weise 
kamen zwei französische Soldaten ums Leben — 
werden lebensnotwendige Vorräte befördert, die Tau- 
senden das Leben retten. 

Wenn wir von absoluter Sicherheit sprechen, dann 
müssen wir das im Kontext sehen. Da sind Menschen, 
die ihr Leben riskieren. Einige von ihnen sind Ange- 
hörige der Streitkräfte, aber längst nicht alle. Einige 
der mutigsten Aktionen in Bosnien und Herzegowina 
wurden nicht im Rahmen von UNPROFOR durchge- 
führt. Diese Leute arbeiten für den UNHCR und das 
IKRK. Sie leben mitten in einer angespannten, schwie- 
rigen und gefährlichen Atmosphäre, wie z. B. in der 
Stadt Banja Luka oder in Lagern wie Tmopolje. Sie 
können niemals vor Verschleppung oder Vergewalti- 
gung sicher sein. Einigen unserer Leitartiklern und 
Politikern muß es deutlich gesagt werden: So etwas 
wie eine risikofreie Situation gibt es derzeit auf dem 
Balkan nicht. 

Natürlich gibt es eine Alternative, wie auch von 
einigen Chefredakteuren und anderen auf gezeigt 
wird. Sie lautet: Das alles hat ja nichts mit uns zu tun. 
Das ist ein Land, das weit weg liegt und über das wir 
nichts wissen. Wir wissen jedoch, was uns eine solche 
Haltung gebracht hat, nämlich den Zweiten Welt- 
krieg. Wir sollten nicht vergessen, daß der Erste 
Weltkrieg in Sarajewo ausgebrochen ist. Jene, die 
glauben, daß Europa es moralisch vertreten kann, vor 
dem, was im Balkan geschieht, die Augen zu ver- 
schließen und achselzuckend zu sagen: „Laß sie sich 
doch untereinander schlagen, das hat ja nichts mit uns 
zu tun“, jene, die so etwas sagen, sind meines Erach- 
tens nicht für den Aufbau eines erweiterten Europas, 
für den sich auch diese Versammlung einsetzt, ebenso 
wie die Europäische Gemeinschaft und die Mehrzahl 
unserer Parlamente. 

Ich möchte Ihrer Organisation einen praktischen Vor- 
schlag vorlegen. Natürlich muß er dem Ministerrat 
unterbreitet werden. Wir versuchen derzeit, eine neue 
Verfassung für Bosnien-Herzegowina auszuarbeiten, 
welche das Vertrauen der drei Nationen, der einzel- 
nen Menschen und der Bevölkerung gewinnen kann. 
Sie alle wissen, daß es ernsthafte Garantien in bezug 
auf die Menschenrechte geben muß. Es gibt viele 
Menschemechtsorganisationen, denen man sich an- 
schließen kann, viele von ihnen im Rahmen der 
Vereinten Nationen. Keine bewundere ich jedoch so 
sehr wie die Europäische Menschenrechtskonvention 
und den Europäischen Gerichtshof für Menschen- 
rechte, Ich glaube, daß wir mit ihnen ein System 
gefunden haben, daß die Menschenrechte nicht nur in 
ihrer klarsten Form festlegt, sondern sie auch durch- 
'setzt. Die internationale Konferenz über das ehema- 
lige Jugoslawien ist sehr daran interessiert, einen 
vorläufigen Ad-hoc- Mechanismus für den rechtlichen 
Schutz der Menschenrechte in jenen europäischen 
Staaten zu schaffen, die noch keine Mitgliedstaaten 
des Europarates sind. 
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Für die Aufnahme neuer Staaten sind die Kriterien mit 
Recht sehr hoch gesetzt, und ich fordere Sie hier 
keineswegs auf, diese Kriterien herunterzusetzen. Es 
ist jedoch nicht einfach, sie sofort zu erfüllen, beson- 
ders nicht für jene Staaten, die sich im Übergang von 
einem kommunistischen zu einem demokratischen 
Staat befinden. Ein interessanter Vorschlag, den wir 
derzeit erörtern und wahrscheinlich den Parteien der 
Arbeitsgruppe Bosnien-Herzegowina vorlegen wer- 
den — wenn wir hier ein positives Echo finden — ist, 
daß der Emoparat einen Ad-hoc-Mechanismus 
schafft, dessen Aufgabe darin bestehen würde, den 
Schutz der Menschenrechte in jenen europäischen 
Staaten zu gewährleisten, die noch keine Mitglied- 
staaten des Europarates sind, d. h. den Anwärterstaa- 
ten. Ich denke insbesondere an Bosnien-Herzego- 
wina, dessen neue Verfassimg derzeit erörtert wird. 
Ganz offen gesagt, ich glaube nicht, daß Bosnien- 
Herzegowina davon ausgeht, daß es bereits in den 
nächsten Jahren Vollmitglied werden kann. 

Ein Nichtmitgliedstaat könnte sich in Form einer 
einseitigen Erklärung, die sodann Bestandteil seiner 
Verfassung sein würde und auch vom Ministerkomi- 
tee des Europarates gebilligt werden müßte, ver- 
pflichten, dem Ad-hoc-Mechanismus des Europarates 
beizutreten. Dieser Mechanismus könnte aus einem 
Gremium bestehen, das für eine vorübergehende Zeit 
bis zum Beitritt des Anwärters taates zum Europarat 
imd zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
eingesetzt werden würde. Dem Gremium könnten 
Richter des Europäischen Gerichtshofes für Men- 
schenrechte, Mitglieder der Europäischen Menschen- 
rechtskommission und Personen aus den Anwärter- 
staaten angehören. An dieses Gremium könnte sich 
jeder Anwärterstaat, Einzelpersonen, Gruppen oder 
Nichtregierungsorganisationen wenden, welche 
Menschenrechtsverletzungen in einem Anwärterstaat 
Vorbringen. Das Gremium wäre berechtigt, Zuläßig- 
keit imd Rechtmäßigkeit der vorgebrachten Anschul- 
digimg zu überprüfen. Es könnte Tatsachenermittlrm- 
gen durchführen und Stellungnahmen ab geben — in 
erster Linie auf der Grundlage der Europäischen 
Menschenrechtskonvention und das in diesem Zu- 
sammenhang entwickelte Fallrecht, aber auch unter 
Bezug auf andere internationale Menschenrechtsver- 
träge und -abkommen, bei denen der Anwärterstaat 
bereits Vertragspartei ist, z. B. UN-Pakte imd andere 
Rechtsinstrumente, deren Gegenstand die Menschen- 
rechte sind. Die Stellimgnahme des Gremiums könnte 
bindend für den Anwärterstaat sein. Ich hoffe, daß die 
Staaten sich bereit erklären würden, diese Stellimg- 
nahme nicht nur als eine beratende Stellrmgnahme zu 
sehen, sondern möglicherweise dieses Gremium in 
ihre Verfassung mitaufzunehmen, und zwar so lange, 
bis sie Mitglied des Europarates werden können. 

Ich lege Ihnen diese Anregimg vor; es betrifft Ihre 
Zuständigkeit. Es mag enorm schwierig sein, aber da 
draußen gibt es eine Gruppe von Nationen, die 
Mitglieder dieses Gremiums werden wollen imd wis- 
sen, daß sie so schnell nicht aufgenommen werden 
können, aber sie möchten so bald wie möglich die 
Garantien, die Sie für alle Ihre Mitglieder entwickelt 
haben, auch für sich haben. Diese Garantien wären 
von größter Hilfe für die Vertrauensbildung bei Min- 
derheiten und anderen in diesen Staaten. Ich hoffe. 


daß dieser Vorschlag ganz ernsthaft von der Ver- 
sammlimg in Betracht gezogen werden kaim. 

Das hat nichts mit einem internationalen Gerichtshof 
für Kriegsverbrechen zu tun. Meines Erachtens hätte 
ein solcher Gerichtshof schon vor vielen Jahrzehnten 
geschaffen werden müssen. Er war in der Charta der 
Vereinten Nationen vorgesehen. Er hätte da sein 
müssen, als der Irak in Kuwait einmarschiert ist. Er 
hätte auch jetzt im Falle von Jugoslawien da sein 
müssen. Ich habe einige Bedenken — ich möchte es 
bei dieser Formulierung lassen — einen speziellen 
Gerichtshof für Jugoslawien einzusetzen. Die Ge- 
richtsverfahren von Nürnberg und Japan mußten sein, 
aber es gab viele Probleme, imd ich bin nicht über- 
zeugt, ob dies unbedingt die richtige Antwort ist, 
obwohl ich glaube, daß es unbedingt notwendig ist, 
auf systematische Art und Weise schwerwiegende 
Verletzungen der Menschenrechte, die auf dem 
Staatsgebiet des ehemaligen Jugoslawien stattgefun- 
den haben, festzuhalten, so daß später entschieden 
werden kann, ob und wann eine gerichtliche Verfol- 
gung angebracht ist. Das Wissen, daß dies jetzt 
geschieht, könnte einige der Menschen, die derzeit 
groteske Verletzungen der Menschenrechte begehen, 
zur Zurückhaltung veranlassen. 

Abschließend komme ich noch einmal zum Friedens - 
prozeß. Der Winter steht bevor. Folgendes ist durch- 
aus möglich, wenn die Bereitschaft dazu besteht, und 
vielleicht müssen die europäischen Staaten und 
sicherlich die Länder, die Teilnehmer der Londoner 
Konferenz sind, dabei mitwirken. Wir müssen einigen 
dieser Staaten erklären: „Ihr werdet die volle interna- 
tionale Anerkennung erhalten, ihr werdet wieder in 
der Familie der europäischen Nationen — der demo- 
kratischen europäischen Nationen — aufgenommen, 
wenn ihr folgendes tut". „Das Folgende" ist nicht zu 
schwierig. Zweifellos sollten Kroatien und Serbien- 
Montenegro, die wahrscheinlich das neue Jugosla- 
wien bilden werden, ihre Beziehungen zueinander 
unter Beibehaltung der bestehenden Grenzen norma- 
lisieren. Je eher das getan wird, werden auch jene 
Serben in Kroatien wissen, daß es kein Groß- Serbien 
geben wird. Sie haben dann keine Möglichkeit mehr, 
sich mit den Serben in Bosnien-Herzegowina zu 
verbünden, und sie hätten eine kroatische Grenze 
hinter sich und müßten ernsthaft über einen Sonder- 
status zum Schutz der serbischen Rechte in Kroatien 
verhandeln. Je eher das eingesehen und verwirklicht 
wird, um so schneller wird das Gerede über eine 
Unabhängigkeit für den Kosovo aufhören. Ich weiß, es 
gibt auch in diesem Plenum Leute, die zweifellos hier 
das Wort ergreifen und sich für die Unabhängigkeit 
des Kosovo aussprechen werden. Ich warne jedoch 
davor. Sobald das Prinzip der territorialen Verände- 
rung in Kosovo angetastet wird, warum nicht auch in 
Kroatien und warum nicht in Bosnien und Herzego- 
wina? 

Die andere Gefahr und ein weiterer Aspekt, der im 
Auge behalten werden muß, ist der Gedanke Bosnien- 
Herzegowina in drei Teile aufzuteilen. Worauf soll das 
hinauslaufen? Ohne Zweifel wird man versprechen, 
sich nicht sofort mit Kroatien zu verbinden oder sie 
sich nicht voll und ganz mit Serbien zu verbinden, 
aber es würde die Instabilität schaffen, in der ihr 
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ganzes Trachten darin bestehen würde, sich von 
Bosnien und Herzegowina zu lösen. Ich glaube, daß 
die Ankündigung einer derartigen Dreiteilung im 
Frühjahr dieses Jahres eine Menge dazu beigetragen 
hat, die ethnische Säuberung zu beschleunigen. Mei- 
ner Ansicht nach muß ganz deutlich gesagt werden, 
daß eine ernsthafte Regelung für Bosnien-Herzego- 
wina Regionen vorsehen muß, die nicht nur einzig und 
allein und ausschließlich auf ethnischen Kriterien 
basieren. Das beinhaltet mehr als drei Regionen und 
die Bereitschaft, einige Regionen zu schaffen, die 
ganz deutlich ethnisch gemischt sind. 

All dies wird nicht einfach sein. Die Zaghaften, die der 
Ansicht sind, daß man mangels etwas Besseren den 
Status quo, d. h. die Realpolitik akzeptieren sollte, 
werden sagen: „Nun, das ist es, Aufteilung in drei 
Teile, so schnell wie möglich abwickeln, und die Welt 
wird bald vergessen, was geschehen ist". Ich glaube 
nicht, daß die Welt vergessen wird, und ich glaube 
ganz bestimmt nicht, daß die islamische Gemeinschaft 
es vergessen wird. Ich glaube, daß Europa viele 
Jahrhunderte schwer daran tragen würde, wenn es 
ein solches empörendes Ende dessen zulassen würde, 
was bereits jetzt eine der grotesksten Verletzungen 
der Menschenrechte seit Menschengedenken ist. 


Tagesordnungspunkt 

Aktuelle Aussprache 
betr. die Krise im früheren Jugoslawien 

Gerhard Reddemann (CDU/CSU):*) Herr Präsident! 
Ich spreche im Aufträge der Politischen Kommission, 
die mich eigens ermächtigt hat, diese Erklärung 
abzugeben. 

Wir haben im Augenblick das Problem, daß die 
Vereinten Nationen, daß das Ministerkomitee des 
Europarates und andere Institutionen Beschlüsse im 
Zusammenhang mit dem früheren Jugoslawien gefaßt 
haben. Wir müssen dazu Stellung nehmen; wir kön- 
nen eine solche Entwicklung nicht einfach an uns 
Vorbeigehen lassen. 

Wenn wir am Samstag nur dem Beschluß des Präsi- 
diums folgen würden, hätten wir eine allgemeine 
Debatte mit dem Auftrag an die Politische Kommis- 
sion, zur nächsten Vollversammlung, also im Februar, 
einen Bericht vorzulegen, der sich mit den Themen 
befaßt, die die Vereinten Nationen, die Europäische 
Gemeinschaft und andere Institutionen im August und 
im September gefaßt haben. 

Wir sind der Auffassung, daß dies eine kaum mögliche 
Situation ist, daß es vor allem deswegen nicht akzep- 
tabel sein kann, weil vrir unbedingt noch in dieser 
Sitzungswoche etwas zu den sogenannten ethnischen 
Säuberungen, zu den Vertreibungen und zu den 
Menschenrechtsverletzungen sagen müssen. Aus die- 


* ) Redebeitrag im Rahmen der Geschäftsordnungsdebatte über 
die Frage, die Jugoslawiendebatte in Form einer Dringlich- 
keitsdebatte (mit Beschlußfassung) oder einer Aktuellen 
Aussprache (ohne Beschlußfassung) durchzuführen. Die 
Versammlung entschied sich mit knapper Mehrheit für eine 
Aktuelle Aussprache. 


sem Grunde bitten wir die Versammlung, den Vor- 
schlag des Präsidiums nicht zu akzeptieren, sondern 
statt dessen eine Dringlichkeitsdebatte am Samstag 
zu organisieren mit einem vorgelegten Text, den 
Ihnen der Politische Ausschuß morgen noch präsen- 
tieren würde. 

Herr Präsident, wenn ich mir die etwas harte Bemer- 
kung erlauben darf: Ich fürchte, wir würden uns 
entmündigen, wenn wir nicht jetzt zu der Situation in 
Jugoslawien etwas sagten, sondern die Problematik 
vielleicht im Ständigen Ausschuß im November 
begrüben oder erst im Februar darüber redeten. 
Daher meine Bitte an die Kolleginnen und Kollegen, 
die sofortige Diskussion und eine Abstimmung zu 
diesem Thema am Samstag zu haben. 

Ich gebe zu bedenken, Herr Präsident, wenn es bei 
einigen Mitgliedern Besorgnis erregen könnte, daß 
sie nicht rechtzeitig vorbereitet wären: Der Politische 
Ausschuß hätte nichts dagegen, wenn wir nicht nach 
der Debatte am Samstag abstimmten, sondern die 
Abstimmung mit Genehmigung der Versammlung 
etwa am Dienstag im Anschluß an die Debatte über 
andere Probleme, die der Politische Ausschuß vorge- 
schlagen hat, vornähmen. Nur, meine herzliche Bitte: 
Vertagen wir aktuelle Dinge nicht um ein halbes Jahr, 
sondern fassen wir jetzt einen Beschluß! 

Leni Fischer (Unna) (CDU/CSU): Es wäre verlockend, 
auf einige der Reden einzugehen, aber der Beitrag 
meines Ausschusses zur Debatte über den Konflikt, 
der auf dem Staatsgebiet des ehemaligen Jugosla- 
wien wütet, muß darin bestehen, die Aufmerksamkeit 
auf die Aspekte zu lenken, die dem Konflikt zugrun- 
deliegen xmd darüber hinausgehen, weil wir auch in 
die Zukunft sehen müssen. Es ist beschämend, daß 
bislang so wenig von den Regierungen in Europa 
getan wurde. Die derzeitigen Feindseligkeiten haben 
ihren Ausgang in einem Wiederaufleben der religiö- 
sen Intoleranz, und sie laufen Gefahr, sich weiter 
auszubreiten. Diese Feindseligkeiten zerstören in 
Bosnien eine interkulturelle Gemeinschaft, die sich 
noch immer bemüht, sich selbst zu verteidigen. Die 
Feindseligkeiten verhindern einen normalen Schul- 
unterricht für Kinder und werden bleibende Auswir- 
kungen auf die Psyche der Beteiligten haben. Schließ- 
lich zerstören sie die zukünftige Lebensqualität und 
die kulturellen Identitäten der beteiligten Völker. 
Heute ist es an uns, von hier aus Toleranz gegenüber 
Andersgläubigen im ehemaligen Jugoslawien zu for- 
dern. 

Die Religionsführer in den Republiken des ehemali- 
gen Jugoslawien müssen diesem Appell folgen. Sie 
müssen dazu gebracht werden, engere Kontakte 
zueinander aufzunehmen, und sie müssen sich ihrer 
schwerwiegenden Verantwortung bewußt werden. 
Der Hauptgrund für die Fortführung der derzeitigen 
Kämpfe ist das Unvermögen, den religiösen Faktor in 
seiner Bedeutung zu erkennen und ihn von den 
besonderen Appellen des Nationalismus zu trennen. 
Die Vertreter der moslemischen Gemeinschaft haben 
einer Delegation der Versammlung, die Anfang 
August in Zagreb weilte, erklärt, daß sie Europäer 
seien und Kroaten und Bosnier und Serben. Sie seien 
keine Außenseiter. Sie hätten in einer lebensfähigen 
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interkulturellen Gemeinschaft zusammengelebt, de- 
ren Bevölkerung damals nicht danach fragte, wer 
katholisch, orthodox, moslemisch oder jüdisch sei. Sie 
lebten zusammen, sie heirateten untereinander, und 
jetzt kämpfen sie Seite an Seite, um sich der Auftei- 
lung ZU widersetzen, die andere ihnen aufzwingen 
wollen. 

Der Europarat hat seit langem versucht, die Regierun- 
gen dazu zu bewegen, die Realität der multikulturel- 
len Gemeinschaften anzuerkennen und ein positives 
und dynamisches interkulturelles Vorgehen im 
Gegensatz zur kalten Koexistenz der kulturellen 
Ghettos zu ermutigen. Dieser Gedanke muß weiter- 
entwickelt werden; er ist eine nicht-rethorische Ant- 
wort auf jene, die geneigt sind, sich für eine Trennung 
der Volksgruppen oder ethnische Säuberung auszu- 
sprechen. 

Wir können nicht darüber hinwegsehen, daß es 
infolge der fortgesetzten Kämpfe im ehemaligen 
Jugoslawien an Schul- und Ausbildungsmöglichkei- 
ten mangelt. Dies gilt für das Kriegsgebiet, aber auch 
für Teile Kroatiens, wo Schulen zerstört wurden. 
Unsere besondere Aufmerksamkeit muß auch auf die 
langfristigen Auswirkungen des Kriegs auf die Kinder 
und auf die jüngere Generation in Jugoslawien 
gerichtet sein. Wie sieht ihre Zukunft aus, und wie 
werden sie darauf vorbereitet, sich eine Zukunft 
aufzubauen? 

Der Bereich, in dem der Europarat wohl seinen 
Hauptbeitrag leisten könnte, ist der Bereich des kul- 
turellen Erbes. Er ist nicht nur einer unserer Zustän- 
digkeitsbereiche, es besteht auch eine eindeutige 
Verpflichtung, hier tätig zu werden. Die Vertreter des 
Ausschusses für Kultur und Erziehung haben wieder- 
holt darauf hingewiesen. Ich könnte viele unserer 
Initiativen aufzählen. Unser Anliegen wurde heute 
visuell in Form einer Ausstellung, die von unserem 
Kollegen Herrn Tummers für diese Sitzung vorberei- 
tet wurde, zum Ausdruck gebracht. 

Wir sehen Staaten, die eine totalitäre Zeit hinter sich 
gelassen haben und nun zu einem demokratischen 
Umgang mit ihrem kulturellen Erbe gelangt waren, 
doch dann einen niederschmetternden Rückschlag 
erleiden. Sie brauchen hier und jetzt unsere Hilfe. Wir 
dürfen diese Hilfe nicht auf die lange Bank schieben. 
Der Europarat darf nicht zögern, die europäischen 
Anstrengungen im Hinblick auf Hilfe für das kultu- 
relle Erbe des ehemaligen Jugoslawien zu koordinie- 
ren. Auf Regierungsebene können benachbarte Staa- 
ten gemeinsame Hilfsprogramme erstellen für das 
katholische, moslemische imd orthodoxe Erbe, das in 
Gefahr ist. Kommunale Stellen könnten ermutigt wer- 
den, eine Kampagne der Solidarität zu starten, und der 
Vorsitzende des Unterausschusses für das architekto- 
nische und künstlerische Erbe, Herr Baumei, hat, 
indem er eine Städtepartnerschaft seiner Stadt Rueil 
Malmaison mit Dubrovnik ins Leben gerufen hat, ein 
deutliches Beispiel gesetzt. Dieser Geste sollten wei- 
tere folgen. 

Wir bedauern, daß das Ministerkomitee auf die 
Appelle der Versammlung vom Februar und Mai 
dieses Jahres nicht reagiert hat. Darüber hinaus wird 
in der in Istanbul am 11. September verabschiedeten 


Erklärung über den Konflikt im ehemaligen Jugosla- 
wien das kulturelle Erbe nicht einmal erwähnt. 

Obwohl es noch viele Schwierigkeiten zu überwinden 
gilt, haben wir eine große Chance, sie jetzt zu bewäl- 
tigen, wenn wir Zusammenarbeiten. 

Margitta Terborg (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Eine der bittersten 
Erkenntnisse unserer Zeit ist die Tatsache, daß Europa 
auch nach den zwei verhehrendsten Kriegen der 
Menschheitsgeschichte nicht friedensfähiger gewor- 
den ist. Die Gebote des humanen Umgangs Miteinan- 
der werden über Nacht von den Völkern über Bord 
geworfen, die wir als zivilisierte Mitglieder des Euro- 
parats achten gelernt hatten. Und uns alle beschleicht 
ein Ahnen, daß jener Rückfall in die Barbarei nicht auf 
den Balkan beschränkt bleibt. 

Mich wundert es nicht, wenn unser Europa darauf 
einigermaßen hilflos reagiert. Wir dürfen ja eigentlich 
nicht zur Strategie der Barbaren greifen und unschul- 
dige Menschenleben vernichten, um andere zu retten. 
Unser Kodex aber gebietet uns, jene zu ächten und zu 
isolieren, die sich durch ihre Taten aus der Gemein- 
schaft der zivilisierten Völker entfernt haben. Diese 
Isolation müßte sich konsequenterweise allerdings 
auch auf jene Mitglieder der Staatengemeinschaften 
erstrecken, die das von den UN beschlossene 
Embargo mißachten und so das Völkersterben inten- 
siv fördern. 

Was wäre das auch für ein Europa, das sich außer- 
stande sieht, den Nachschub für den Tod zu unterbin- 
den, aber imstande wäre, der höheren Gerechtigkeit 
halber die Schuldigen und die Unschuldigen zu töten! 
Ich denke, unser Europarat könnte ein zivilisatori- 
sches Zeichen setzen, und er könnte daran gemessen 
werden, ob er dazu fähig ist. 

Deshalb bitte ich, intensiv darüber nachzudenken, 
einen Unterausschuß unserer Versammlung mit der 
Untersuchung der Embargoverstöße durch Mitglieder 
unserer Gemeinschaft vor Ort zu beauftragen. Das 
kann nur im Interesse all jener Staaten sein, die in 
Verdacht geraten sind. Entweder schärft es ihren 
Kenntnisstand oder ihr Unrechtsbewußtsein oder ihr 
Kosten-Nutzen-Denken dergestalt, daß sie zu der 
Einsicht kommen: Es ist sinnvoller, die Beschlüsse, an 
denen sie selber mitgewirkt haben, zu beachten, und 
es kann sehr teuer werden — materiell wie ideell — , 
sie zu unterlaufen. 

Am Ende der Untersuchung durch unsere Beauftrag- 
ten müßte allerdings die ernstzunehmende Drohung 
stehen, daß alle Mitgliedstaaten, die das Embargo 
aktiv unterlaufen oder das Durchbrechen stillschwei- 
gend dulden bzw. fördern, für den Europarat so lange 
nicht mehr satisfaktionsfähig sind, solange dieser 
Zustand andauert. Diese Warnung müßte glaubhaft 
für alle unsere Mitglieder und für alle speziellen Gäste 
und für solche mit dem Beobachterstatus sein. 

In der derzeitigen schwierigen Lage nützt ein 
Gespräch mit den Sündern in unseren Reihen wenig, 
die Drohung mit ihrem zeitweiligen Ausschluß aus 
dem Dialog in Europa mehr. Glaubhaft kann dies nur 
vom Europarat ausgesprochen werden, der sich der 
Bewahrung der Kultur, des zivilisatorischen Stan- 
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dards, des friedlichen Umgangs der Völker und der 
Achtung der Menschenrechte verschrieben hat, nicht 
aber das Herbeibomben und -schießen seiner Aufga- 
ben und Ziele betreibt. 

Ich danke Ihnen. 

Prof. Dr. Hartmut Soell * ) (SPD); Herr Präsident! Werte 
Kolleginnen! Werte Kollegen! 

Eine Delegation der Kulturkommission unserer Ver- 
sammlimg, der unsere Kollegen Baumei und Tum- 
mers angehören, hat uns jüngst über die Zerstörung 
des kulturellen Erbes in Kroatien, insbesondere in 
Dubrovnik und Umgebung, berichtet. Dafür gebührt 
ihr Dank. Wir sollten unser Augenmerk auch auf die 
Zerstörung zahlreicher Moscheen, Synagogen und 
Kirchen in Bosnien-Herzegowina richten. Die Vorsit- 
zende des Kultur ausschuss es, unsere geschätzte Kol- 
legin Leni Fischer, hat darauf hingewiesen. 

Wichtig ist aber auch, daß uns bewußt bleibt: Kultu- 
relles Erbe besteht nicht nur aus Gebäuden, Denkmä- 
lern, Bildern, Kulturlandschaften, sondern vor allem 
aus allgemein akzeptierten humanistischen Werten. 
Gegen diese Werte verstoßen die täglichen Barba- 
reien in Bosnien-Herzegowina, Die Akzeptanz dieser 
Werte wird so tiefgreifend zerstört: zunächst in Bos- 
nien-Herzegowina selbst, wenn wir nur an die trau- 
matisierten Kinder und Jugendlichen denken, die zu 
Zehn tausenden wochenlang nicht aus Kellern und 
Bimkem kamen. Aber die täglich überlieferten 
schrecklichen Bilder üben schon jetzt ihre Wirkung 
auf ganz Europa aus. In den Köpfen vieler Jugendli- 
cher beginnt sich heute schon die Vorstellung festzu- 
setzen, daß man nur noch mit einer Kalaschnikow in 
der Hand und mit der Fähigkeit, andere Menschen 
umzubringen, als Mann anerkannt wird. Ein weithin 
vorhandener falscher Begriff von Mut und Männlich- 
keit wird zusätzlich aufgeladen und bedroht das 
friedliche Zusammenleben der Menschen in ganz 
Europa. Lord Owen hat in seiner beeindruckenden 
Rede zu Recht betont, daß alles getan werden müsse, 
um zu verhindern, daß aus Sarajevo ein zweites Beirut 
gemacht werde. Das gilt nicht nur für die Gefahr, daß 
sich die einzelnen nationalen Gemeinschaften in 
ihren jeweiligen Stadtteilen voneinander abschlie- 
ßen. Das gilt noch mehr für die Köpfe und Herzen der 
dort lebenden Menschen, insbesondere der Angehö- 
rigen der jungen Generation. 

Ministerkomitee und Versammlung müssen so bald 
wie möglich Programme entwickeln — etwa solche 
eines speziellen Austausches — , um diese „Libanoni- 
sierung" der Köpfe und Herzen zurückzudrängen. 

Lord Owen hat auch vom Kosovo gesprochen und von 
der Gefahr, daß es dort zu noch blutigeren Auseinan- 
dersetzungen kommt. Erinnern wir uns: Im Kosovo 
begann vor dreieinhalb Jahren der eigentliche Zerfall 
Jugoslawiens. Damals hat Belgrad begonnen, die 
Autonomie des Kosovo systematisch zu unterdrücken 
und die Rechte der albanischen Mehrheit zu verlet- 
zen. Auf diese Weise hat Belgrad den nationalen 
Gemeinschaften in den anderen Republiken Jugosla- 
wiens deutlich gemacht, falls diese ihre Wünsche nach 


*) Reden wurden zu Protokoll gegeben 


Umwandlung der jugoslawischen Föderation in eine 
Konföderation weiter betrieben, würden sie behan- 
delt wie der Kosovo. Viele Mitglieder des Politischen 
Ausschusses unserer Versammlung, die an der Anhö- 
rung der Parlamentspräsidenten der jugoslawischen 
Republiken im September 1991 teilgenommen haben, 
können sich noch an die Arroganz erinnern, mit der 
der Sprecher des serbischen Parlaments hier in Straß- 
burg aufgetreten ist. Der politisch- diplomatische imd 
wirtschaftliche Druck auf Belgrad muß deshalb auf- 
rechterhalten und notfalls verstärkt werden, damit 
nicht nur in Bosnien-Herzegowina ein wirklich funk- 
tionierender Waffenstillstand erreicht werden kann, 
dem dann Friedensgespräche folgen werden, sondern 
damit auch im Kosovo die Rechte der albanischen 
Mehrheit wiederhergestellt werden. Ein offener Kon- 
flikt dort würde unweigerlich die Einmischimg von 
Nachbarstaaten hervorrufen. Auch dies gilt es zu 
verhindern. 

Prof. Dr. Uwe Holtz (SPD): *) Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen imd Kollegen! 

Die Situation in Bosnien- Herzegowina ist tragisch; die 
schrecklichen Bilder, die wir in diesen Tagen per 
Fernsehen übermittelt bekommen, erinnern mich an 
den Vietnamkrieg. 

Jetzt finden die Grausamkeiten in unserem europäi- 
schen Haus statt. Die meisten Länder des Europarates 
sitzen einigermaßen komfortabel in ihren Etagen und 
Zimmern, auch wenn Flüchtlinge aus dem vormaligen 
Jugoslawien an ihre Türen klopfen. 

Ist uns eigentlich klar, daß Frieden imd Sicherheit des 
europäischen Hauses bedroht sind? Welche Maßnah- 
men ergreifen jene Staaten, die sich der Demokratie, 
dem Schutz der Menschenrechte und der Herrschaft 
des Rechts verpflichtet wissen? Auch die heutige 
Debatte in der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates machte deutlich, daß leider einfache 
Antworten und Lösimgen nicht zu finden sind. Man 
könnte fast verzweifeln im Angesicht der Ohnmacht. 
Dennoch: Eine Flucht in die Einsicht einer vermeint- 
lichen Ohnmacht darf es für die Politik nicht geben. 
Deshalb begrüße ich Initiativen — wie die von Lord 
Owen hier vorgetragene — , die sich um eine Beendi- 
gung der tragischen Kriegs Situation bemühen. 

Lassen Sie mich bitte einige Schlußfolgerungen vor- 
tragen, die die Interparlamentarische Union vor drei 
Wochen auf ihrer 88. Konferenz zu Bosnien- Herzego- 
wina gezogen hat. Ich selbst habe ja als Repräsentant 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
an dieser Konferenz in Stockholm teilgenommen. 

ln der IPU-Resolution werden alle betroffenen Par- 
teien aufgefordert, 

— die Kampfhandlungen unverzüglich einzustellen 
und die jeweiligen Armeen und Milizen zurückzu- 
ziehen; 

— unverzüglich die Menschenrechtsverletzimgen 
und die abscheulichen Praktiken der „ethnischen 
Säuberung" zu beenden; 

— das humanitäre Völkerrecht zu respektieren, alle 
willkürlich Verhafteten freizulassen und eine 
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sichere Rückkehr aller Flüchtlinge in ihre Heimat 
zu garantieren; 

— internationale Hilfsorganisationen nicht länger zu 
behindern. 

Die JPU- Konferenz bekräftigte außerdem ihre Unter- 
stützung für die UNO- Beschlüsse und -Maßnahmen 
und die London- Konferenz. Sie forderte den Sicher- 
heitsrat auf, zusätzliche, geeignete Maßnahmen in 
Betracht zu ziehen, wie sie in Kap. VII der VN-Charta 
vorgesehen sind (also auch friedensschaffende Maß- 
nahmen). 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Diese IPU-Resolu- 
tion sollte auch bei unseren weiteren Überlegungen 
mitberücksichtigt werden. 

Erlauben Sie mir eine abschließende Bemerkung. Seit 
sechs Jahren vertrete ich die Parlamentarische Ver- 
sammlung bei den IPU-Konferenzen. Auf allen Kon- 
ferenzen habe ich die IPU über die Arbeiten des 
Europarates informiert — zuletzt in Stockholm vom 7. 
bis 12. September zu den Themen „Parlamentarische 
Diplomatie" imd „Verschuldung der Dritten Welt". Im 
Mai d. J. wurde ich hier in der Parlamentarischen 
Versammlung zum Vorsitzenden des Wirtschafts- und 
Entwicklungsausschusses gewählt. Die dadurch ge- 
stiegene Arbeitsbelastung zwingt mich dazu, meine 
IPU-Funktionen sowohl auf deutscher als auch auf 
Europaratsebene einzustellen. Es war für mich eine 
Freude und Ehre zugleich, daß ich während der 
letzten Jahre die Parlamentarische Versammlung bei 
der IPU vertreten konnte. Besten Dank. 


Antwort des Co-Vorsitzenden der Internationa- 
len Konferenz für Frieden im ehemaligen Jugo- 
slawien, Lord Owen, im Anschluß an die 
Debatte in der Parlamentarischen Versamm- 
lung 

Lord Owen: Ich danke Ihnen, Herr Präsident, und darf 
sagen, daß ich die Debatte äußerst hilfreich fand und 
versuchen werde, einige der vielen Fragen zu beant- 
worten. 

Lassen Sie mich zunächst die Frage der Ohnmacht 
behandeln. Ich glaube nicht, daß der Europarat ohn- 
mächtig ist. Es gehörte schon immer zu den Stärken 
des Europarates, daß er seine Mitglieder aus den 
nationalen Parlamenten beruft. Die Menschen, die 
diese Debatte verfolgt haben, können in ihre nationa- 
len Parlamente ziuückkehren und versuchen, auf ihre 
Regierungen Einfluß zu nehmen. Ich glaube, daß Sie 
vor allem von mir erwarten, daß ich Ihnen konkrete 
Handlungsvorschläge mit auf den Weg gebe. 

Lassen Sie mich zunächst mit Belgrad beginnen. Eine 
Reihe von Rednern, und nicht zuletzt der russische 
Vertreter, haben gesagt, daß während der letzten 
Wochen und Monate bedeutende Veränderungen in 
Belgrad erfolgt sind. Zur Machtergreifung von Mini- 
sterpräsident Panic und seinen Arbeitsbeziehungen 
zu Präsident Cosic habe ich bereits Ausführimgen 
gemacht. Ich möchte ebenfalls sagen, daß ich in 


privaten Gesprächen mit Herrn Milosevic den Ein- 
druck gewonnen habe, daß in Belgrad ein Wandel 
erfolgt ist und nunmehr die Bereitschaft besteht ein- 
zusehen, daß sie dort nicht länger überleben können, 
wenn die wirtschaftlichen Sanktionen aufrechterhal- 
ten werden. Ich stimme mit denjenigen Rednern 
überein, die eine Verschärfung der wirtschaftlichen 
Sanktionen für erforderlich halten. 

In diesem Stadium und angesichts der eher positiven 
Reaktion aus Belgrad halte ich neue wirtschaftliche 
Sanktionen nicht für empfehlenswert. Dennoch 
glaube ich, daß die bestehenden Sanktionen ver- 
schärft werden sollten. Die Donau war eines der 
Gebiete, in denen es die meisten Schlupflöcher für die 
Umgehung der Sanktionen gegeben hat. Es hat auch 
in anderen Gebieten Schlupflöcher gegeben, und man 
könnte darüber nachdenken, ob man eine Schiffsprä- 
senz der WEU auch dort vorsehen sollte, wo bislang 
keine Durchsuchungen gemacht wurden. 

Ich glaube, daß die Sanktionen verschärft werden 
müssen. Ich habe jedoch nie an eine Diplomatie 
geglaubt, in der es nur Zuckerbrot und keine Peitsche 
gibt. In Anbetracht des Wandels und der neuen 
Persönlichkeiten sowie der positiven Reaktionen, die 
nun das politische Leben in Belgrad bestimmen, ist es 
der Mühe wert, darüber nachzudenken, welche 
Anreize oder welches Zuckerbrot Belgrad gegeben 
werden kann, damit es in den kommenden Wochen 
verantwortungsbewußt handelt. 

Zwei sehr bedeutende Dokumente sind unterzeichnet 
worden. Das erste war das Belgrader Kommunique, 
das am 11. September von Präsident Cosic, Minister- 
präsident Panic, Cyrus Vance und mir unterzeichnet 
wurde. Eine andere wichtige Erklärung wurde von 
Präsident Tudjman und Präsident Cosic in Anwesen- 
heit von Cyrus Vance und in meinem Beisein am 
Mittwoch abgegeben. Weim wir diese Dokumente 
betrachten, erkennen wir die Struktur eines Prozes- 
ses, der den Frieden herbeiführen könnte. Den ersten 
Test in Belgrad gilt es zu bestehen, wenn Präsident 
Cosic dem Parlament die Entscheidung überbringt, ob 
man dann dazu bereit ist, Kroatien innerhalb seiner 
bestehenden Grenzen anzuerkennen oder nicht. 

Lassen Sie ims hier klarstellen, daß es in bezug auf 
diese Grenzen keinen Zweifel geben kann. Es sind 
international anerkannte Grenzen. Wenn sie diese 
Grenzen nicht anerkennen werden, würde es ein 
entscheidendes Signal für diejenigen Serben in Kroa- 
tien bedeuten, die in den von den Vereinten Nationen 
beschützten Gebieten ständig Probleme verursachen. 
Es würde auch eine sehr klare Botschaft an Leute wie 
Hasjik und andere senden, die immer noch den 
Glauben an ein größeres Serbien aufrechterhalten zu 
wollen scheinen; den Glauben daran, daß sie eine 
unabhängige serbische Republik schaffen können in 
einem Gebiet, das von der Welt als Kroatien aner- 
kannt wird; daß dieses Serbien sich über Bosnien- 
Herzegowina ausbreiten kann und alle Serben in 
diesem Bezirk Zusammenkommen werden. 

Jeder von einer Regierung auf Belgrad ausgeübte 
Druck, die kroatischen Grenzen beiderseitig inner- 
halb der bestehenden Grenzen anzuerkennen, würde 
ein bedeutender Schritt sein. Ebenso würde es 
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wesentlich dazu beitragen, daß die Welt Vertrauen 
faßt, wenn sich Belgrad entschieden darum bemühte, 
mit der legitimierten Forderung der Albaner in Kosovo 
nach verstärkter Autonomie fertig zu werden und, 
insbesondere, die Universität zu öffnen und den 
albanischen Professoren zu gestatten, an diesen Uni- 
versitäten Vorlesungen zu halten sowie die höheren 
Schulen zu öffnen. 

Sowohl der kroatische Präsident als auch der neue 
jugoslawische Präsident der Bundesrepublik sollten 
deutlich erklären, daß sie nicht nur die bestehenden 
Grenzen von Bosnien-Herzegovana anerkennen, son- 
dern auch eine Verfassung für dieses neue Land 
begrüßen, die es nicht in drei Zonen, die ausschließ- 
lich auf ethnischen Kriterien basieren, aufteilt. Wir 
sind Politiker und können die Dinge beim Namen 
nennen. Einige dieser Leute möchten eine separate 
Region Kroatiens und eine separate Region Bosniens 
schaffen und zu einem späteren Zeitpunkt mit Kroa- 
tien und mit Bosnien verbinden und einen kümmerli- 
chen moslemischen Staat zurücklassen. 

Machen wir uns darüber keine Illusionen. Dies ist die 
Absicht, die man dort verfolgt. Sie muß vereitelt 
werden, und dies kann nur geschehen, wenn alle 
westeuropäischen Länder nicht nur den Parteien in 
Bosnien-Herzegowina, sondern auch den umliegen- 
den Ländern klar machen, daß sie ein solches Vorge- 
hen nicht akzeptieren werden. Diese Stimme muß in 
den kommenden zehn Tagen sehr deutlich hörbar 
sein, da Präsident Cosic und Präsident Tudjman am 
20. Oktober mit Cyrus Vance und mit mir Zusammen- 
treffen werden. Der 20. Oktober ist ein bedeutendes 
Datum, denn es bezeichnet den Tag, an dem die NVA 
— die alte jugoslawische Armee — die Halbinsel von 
Prevlaka verlassen, das Gebiet dieser Halbinsel ent- 
militarisiert und es Dubrovnik tatsächlich ermöglicht 
haben wird, zu einem normalen und sicheren Leben 
zurückzufinden. 

Dies bedeutete für jede Regierung in Belgrad eine 
sehr schwierige Entscheidung. Das Militär maß der 
Halbinsel von Prevlaka eine sehr große Bedeutung zu. 
Die Worte des israelischen Redners erinnerten mich 
daran, wie sehr diese Halbinsel in vielerlei Hinsicht 
der Straße von Teheran gleicht. Sie ist eine sehr 
schmale Landenge und öffnet den Weg in die Bucht 
von Kotor. Es war ein verständliches Sicherheitsdi- 
lemma. Wir haben es gelöst, indem wir den Sicher- 
heitsrat dazu gebracht haben, so lange eine kleine 
Einheit der Vereinten Nationen auf einem Stück Land 
zu stationieren, bis die Parteien sich über eine Lösung 
geeinigt haben. 

Dies sind also die konkreten und wichtigen Schritte, 
über die Sie alle nach Ihrem Gutdünken in Ihren 
Ländern berichten könnten. Da gibt es auf der einen 
Seite die Verschärfung der bestehenden Sanktionen, 
jedoch auf der anderen Seite die Bereitschaft, Jugo- 
slawien — dem neuen Jugoslawien, das meiner 
Ansicht nach von der ungarischen Grenze bis zur 
albanischen Grenze reicht — die Aussicht auf eine 
Rückkehr in die europäische Völkergemeinschaft zu 
eröffnen. Ich glaube, daß es viele Politiker und noch 
mehr serbische Bürger gibt, die das jetzt von Herzen 
wünschen. Sie stehen zehn Stunden und manchmal 
bis zu zwei Tagen für Benzin an, weil ihre Benzinvor- 


räte begrenzt sind. Ihre Wirtschaft ist ruiniert, genau 
so wie die Wirtschaften fast aller dieser Länder. Es ist 
höchste Zeit für sie, sich mit dem Wiederaufbau ihrer 
Wirtschaft zu befassen. 

Wenn diese Länder, insbesondere Belgrad und Kroa- 
tien, keine gegenseitige Anerkennung erreichen kön- 
nen, weil sie nicht bereit sind, die bestehenden 
Grenzen zu akzeptieren, und da liegt das Problem, 
dann sehe ich keine Alternative zu einer weiteren 
Verschärfung der Sanktionen. Aber ich glaube nicht, 
daß wir dieses Stadium erreicht haben. 

Ich möchte mich nun mit denjenigen befassen, die von 
einer Militärintervention gesprochen haben. Ich war 
nicht ganz unbekannt, das muß ich zugeben, als ich 
noch gewissermaßen ein freier Bürger war, aber ich 
habe mich eigentlich nie weiter als zu einer ganz 
speziellen Frage der Luftwaffe geäußert. Seitdem bin 
ich mir der großen Schwierigkeiten bewußt, die mit 
dem Einsatz der Luftwaffe — außer imter ganz 
bestimmten Umständen — verbunden sind. Hier gibt 
es auch ein Dilemma. Es hat keinen Zweck, die Uhr 
zurückzustellen. Vielleicht hätte man in einem frühe- 
ren Stadium mehr Gewalt anwenden können, das ist 
jetzt so leicht gesagt, aber ich war nie der Ansicht, daß 
man kämpfende Parteien durch die Anwendung von 
Gewalt auseinanderbringen kann. Dies ist kein Land, 
mit dem man einfach so verfahren kann wie mit dem 
Irak, nachdem dieser Kuwait besetzt hatte. Die Situa- 
tion ist wirklich völlig unterschiedlich. Aber wenn Sie 
damit beginnen, den Einfluß der Vereinten Nationen 
zu erhöhen und die UNPROFOR-Truppen zu erwei- 
tern, müssen Sie die Konsequenzen berücksichtigen, 
die eine durch das Eingreifen ausländischer Streit- 
kräfte bedingte Eskalation des Krieges für die Trup- 
pen der Vereinten Nationen haben könnte, die Sie 
dorthin berufen haben. Denken Sie daran, daß die 
Truppen der Vereinten Nationen eine friedenserhal- 
tende Funktion haben, obwohl ich demjenigen, der 
einen krassen Unterschied zwischen friedenserhal- 
tender und friedensschaffender Funktion macht, drin- 
gend raten würde, ein wenig darüber nachzudenken. 
Wir kommen hoffentlich langsam in eine Situation, in 
der friedenserhaltende, friedensschaffende und frie- 
densstabilisierende Funktionen miteinander ver- 
schmelzen, jedoch muß dies sehr behutsam gesche- 
hen. 

Der Auftrag der Vereinten Nationen, in erster Linie 
eine reaktive und nicht eine initiativ- aktive Kraft zu 
sein, ist von grundlegender Bedeutung und muß 
aufrechterhalten werden. Die Truppen der Vereinten 
Nationen gehen in unserem Namen Risiken ein, \md 
wir müssen sehr vorsichtig sein, wenn wir sie diesen 
Risiken aussetzen. Wenn es also um die Frage geht, 
wie man erreichen kann, daß die Militärflüge über 
Bosnien-Herzegowina eingestellt werden, müssen wir 
dabei sehr behutsam Vorgehen. Es gibt zwei Möglich- 
keiten, dieses Problem anzugehen. Die erste Möglich- 
keit besteht in der Verabschiedung einer Resolution, 
die den Einsatz von Beobachtern auf Flugplätzen 
vorsieht. Ich glaube, ich habe bereits erwähnt, daß 
Kroatien diese Beobachter auf seinen Flugplätzen 
akzeptiert hat. Serbien und Montenegro haben sie 
ebenfalls auf ihren Flughäfen akzeptiert, und die 
bosnische Regierung wird sie auf dem Flughafen von 
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Tuzla akzeptieren, der unter ihrer Kontrolle steht. Die 
Frage lautet: Werden die bosnischen Serben diese 
Beobachter auf dem Flughafen von Banja Luka zulas- 
sen? Die Resolution im Sinne von Kapitel 6 bezieht 
sich eben nicht auf Kapitel 7 imd beinhaltet deshalb 
auch keine automatischen Zwangsmaßnahmen. Soll- 
ten die bosnischen Serben den Einsatz von Beobach- 
tern auf den Flugplätzen nicht zulassen, muß ihnen 
klargemacht werden, daß Kapitel 7 anschließend 
durchgesetzt wird. Aber wenn sie klug sind, werden 
sie auf Kapitel 6 reagieren und einsehen, daß es für sie 
inakzeptabel ist, ihre Luftstreitkräfte in der Weise 
einzusetzen, wie dies in den vergangenen Wochen 
geschehen ist. Ich betone nochmals, daß Regierungen 
aller Richtxmgen und aller Einflußbereiche das Recht 
haben, in Belgrad und an anderen Orten großen Druck 
auf die bosnischen Serben auszuüben, damit sie die 
Militärflüge unterbinden und den Einsatz von Beob- 
achtern auf dem Flugplatz von Banja Luka akzeptie- 
ren. 

Die Entscheidung, die Einstellung von Militärflügen 
zu erzwingen, wird sehr schwierig sein, imd die 
Sicherheit der UNPROFOR-Truppen ist dabei sehr 
sorgfältig abzuwägen. Darüber hinaus sehe ich keine 
weitere Möglichkeit für einen imbedenklichen Mili- 
täreinsatz. 

Im Hinblick auf die Frage, wie man die Parteien an 
einen Tisch bekommen kann, dringe ich nochmals 
darauf, daß diejenigen, die in ihre Hauptstädte 
zurückkehren und dort ihren Einfluß geltend machen, 
darauf bestehen, daß Sarajevo kein zweites Beirut 
wird, daß dort keine Sektoren entstehen, daß die 
UNPROFOR-Truppen sich dort frei bewegen können 
und daß Sarajevo eine offene Stadt wird. Ob drei 
Mann oder zwei Mann in einem Jeep sitzen sollen, ist 
Gegenstand eingehender Diskussionen. Die Serben, 
die weiterhin in Sarajevo leben möchten, müssen 
natürlich geschützt werden, und Sarajevo muß eine 
Stadt werden, in der Toleranz geübt wird. Denjeni- 
gen, die Bosnien-Herzegowina als ein tolerantes Land 
sehen möchten, in dem Kroaten und Serben friedlich 
zusammen mit Moslems leben können, insbesondere 
in Sarajevo, sage ich, daß es Sache der Moslems ist, 
von nun an zu beweisen, daß es ein entmilitarisiertes 
Sarajevo ohne jede Art von Diskriminierung geben 
kann. 

Jemand hat gesagt, daß wir nicht nur die Serben 
anklagen sollten. Ich gebe die Schuld keiner beson- 
deren Gruppe, weil ich einfach keinen Sinn darin 
sehe. Ich hoffe, daß dies ein faires Gefühl ist. Jeder 
kann für sich selbst entscheiden, wem er welche 
Schuld zuweisen möchte. Es gibt wenig Unschuldige 
in diesem Krieg. Ich versichere Ihnen, daß ich Ihnen 
haarsträubende Grausamkeiten auf zählen könnte, 
die auf allen Seiten der am Krieg beteiligten Parteien 
verübt wurden. Ich möchte nicht abstreiten, daß sie 
alle Schuld haben, aber ich sehe nicht viel Sinn oder 
Wert darin, die Schuld zu verteilen. Ich nehme die 
Situation, so wie sie ist. Ich wurde auf der Londoner 
Konferenz benannt, und ich richte mich nach der 
Londoner Konferenz und den dort aufgestellten Prin- 
zipien, die meiner Ansicht nach ohne Ausnahme so 
beschaffen sind, daß sie jedem hier in dieser Ver- 
sammlung ans Herz gelegt werden können. Dies wird 


nicht leicht sein. Alle haben es gesagt, die Zeit ist nicht 
auf unserer Seite, denn der Winter steht vor der Tür. 
Tiefer Schnee wird den Konvois das Durchkommen 
sehr erschweren — mit oder ohne Eskorte. Infolge des 
Nebels wird es unmöglich sein, den Flughafen in 
Sarajevo anzufliegen. Wir müssen für verstärkte 
humanitäre Hilfe sorgen. Wir brauchen einfache 
Dinge, wie z. B. Plexiglas-Platten, um zertrümmerte 
Fenster abzudichten. Die Häuser sind Wind und 
Schnee ausgesetzt. Wir müssen mehr Übergangs- 
unterkünfte bauen. Wir stehen vor einem mög- 
lichen humanitären Disaster von ungeheuerem Aus- 
maß. Die einzige Möglichkeit, dieses potentielle 
humanitäre Disaster erfolgreich zu bewältigen, be- 
steht darin, die Feindseligkeiten zu beenden und 
Sarajevo sowie einige andere Städte zu entmilitari- 
sieren. 

Der Rahmen dafür ist gegeben. Die beteiligten Par- 
teien haben vereinbart, Gespräche zu führen. Es 
würde von unendlicher Hilfe sein, wenn wenigstens 
eine kleine Voraustruppe einziehen könnte. Wenn es 
z. B. möghch wäre, einige Truppen in Banja Luka zu 
stationieren, würde dies bedeuten, daß einer Stadt, 
die für ihre Toleranz berühmt ist und bis jetzt noch 
keine ethnischen Säuberungsaktionen erlebt hat, 
jedoch dicht davor steht, eine größere Standfestigkeit 
verliehen würde, und sie dadurch die ethnischen 
Säuberungen vermeiden könnte. In dieser Region 
könnten wir in der Lage sein, einige Konvois durch das 
Niemandsland zu eskortieren und zumindest ihre 
Sicherheit zu gewährleisten. Das erfordert von den 
Regierungen, daß sie die Stationierung ihrer Truppen 
beschleunigen. Wir laufen jedoch Gefahr, im Hinblick 
auf die Entmilitarisierung und die Einstellung der 
Feindseligkeiten Fortschritte zu erzielen, gleichzeitig 
aber auf größere Kontingente noch aufzustockender 
Streitkräfte warten zu müssen. Wir haben ein stark 
eingegrenztes Mandat, und das müßte überprüft wer- 
den. 

Einige meiner Ausführungen geben nicht die Ansich- 
ten der Regierungen wieder — auch nicht diejenigen 
meiner eigenen Regierung. Ich bin nicht dazu beru- 
fen, mein eigenes Land zu vertreten, sondern mich 
nach besten Kräften für die Standpunkte der Europäi- 
schen Gemeinschaft einzusetzen. Ich bin auch einer 
der Vorsitzenden der Internationalen Friedenskonfe- 
renz der Vereinten Nationen und der Europäischen 
Gemeinschaft und muß meine Ansichten sowie die 
Ansichten meines Co-Vorsitzenden, Cyrus Vance, 
den Vereinten Nationen übermitteln. Ich werde dort 
über den Geist sowie über Inhalte und Vorschläge 
dieser Debatte berichten. 

Herr Präsident, es war eine Ehre für mich, vor diesem 
Forum sprechen zu dürfen, und ich habe diese Erfah- 
rung sehr genossen. Von denjenigen Redebeiträgen, 
die ich wegen anderer Verpflichtungen nicht hören 
konnte, besitze ich Aufzeichnungen. Die Debatte hat 
unsere Anstrengungen in hohem Maße unterstützt. 
Der Weg, der vor uns liegt, ist äußerst schwierig. Es 
gibt keine einfachen Lösungen. Es ist uns jedoch 
gelungen, in den letzten Wochen einige wichtige 
Vereinbarungen zu treffen, imd wenn wir behutsam 
Vorgehen, können wir mit diesen Bausteinen arbeiten 
und die einzelnen Teile des Puzzles so zusammenset- 
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zen, daß der Frieden in Bosnien-Herzegowina und im 
gesamten ehemaligen Jugoslawien herbeigeführt 
wird. 


Erklärung, abgegeben von Miguel Angel Marti- 
nez, Präsident der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates, im Anschluß an die Debatte 
über die Krise im ehemaligen Jugoslawien 

Vor der Parlamentarischen Versammlung des Europa- 
rates sprach heute Lord Owen, der Co- Vorsitzende 
des Lenkungsausschusses der Internationalen Konfe- 
renz über den Frieden im ehemaligen Jugoslawien. 
An der anschließenden Debatte beteiligten sich die 
Sprecher der fünf politischen Gruppen der Versamm- 
lung, die Vorsitzenden der vier Ausschüsse sowie eine 
große Anzahl parlamentarischer Vertreter aus den 
meisten Mitgliedsländern und besonderen Gaststaa- 
ten der Versammlung. 

Wir sind zutiefst bestürzt und schockiert über die 
massiven, flagranten und besonders brutalen und 
grausamen Verletzungen der Menschenrechte im 
Staatsgebiet des ehemaligen Jugoslawiens, die einen 
inakzeptablen Rückfall in die Barbarei verkörpern. 

Wir verurteilen nachdrücklich den Machtmißbrauch, 
die Folter, die Ermordung von Zivilpersonen, die 
Geiselnahme, die Vergewaltigung, die Vertreibung 
von Bevölkerungsgruppen und die Errichtung von 
Konzentrationslagern als Verbrechen gegen die 
Menschheit, deren Verantwortliche vor Gericht 
gestellt werden müssen. 

Wir weisen mit größtem Nachdruck jedes Projekt und 
jede Maßnahme im Zusammenhang mit ethnischen 
Säuberungen zurück, die Verbrechen gegen die 
Menschheit darstellen und im Widerspruch zu den 
Prinzipien des Europarates stehen. Wir lehnen daher 
jede auf ethnischen Kriterien beruhende Aufteilung 
des Staatsgebiets ab. 

Wir verweisen auf die von den Teilnehmerstaaten der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa in bezug auf die Grenzen Unterzeichneten 
Verpflichtungen, die besagen, daß diese Grenzen nur 
mit Zustimmung aller betroffenen Parteien verändert 
werden können. 

Wir fordern die Regierimgen auf, dringend Maßnah- 
men zu ergreifen, um den notleidenden Bevölkerun- 
gen die für ihr Überleben erforderliche Hilfe zuteil 
werden zu lassen, da der herannahende Winter, falls 
keine konkreten Hilfsmaßnahmen erfolgen, den Tod 
von mehreren hunderttausend Menschen verursa- 
chen wird. 

Wir sind der Ansicht, daß es unter diesen Umständen 
unverzichtbar geworden ist, den Hilfskonvois einen 
wirksamen Schutz, einschließlich des bewaffneten 
Schutzes, zu gewährleisten, und wir stimmen der 
Schaffung einer Flugverbotszone über dem Staatsge- 
biet Bosniens und Herzegowinas voll und ganz zu. 

Wir unterstützen die Forderung des Ministerkomitees, 
daß Parteien, die eine Lösung des Konflikts weiterhin 
behindern, mit allen Mitteln zur Beachtung der vom 


Sicherheitsrat der Vereinten Nationen getroffenen 
Beschlüsse gezwungen werden. 

Wir unterstützen in vollem Umfang den von Lord 
Owen vorgetragenen Vorschlag, im Rahmen des 
Europarates einen Ad-hoc-Mechanismus für den 
Schutz der Menschenrechte in den europäischen 
Staaten zu schaffen, die noch keine Mitgliedstaaten 
des Europarates sind. 

Wir fordern die Regierungen auf, Maßnahmen zu 
ergreifen im Hinblick auf eine Lastenteilung bei der 
Bereitstellung von Asyl für die Bevölkerung, die vor 
dem Krieg flieht, imd die im Rahmen des Sozialen 
Entwicklungsfonds zur Verfügung stehenden Mög- 
lichkeiten vollständig auszuschöpfen, um die Situa- 
tion der in ihren Ländern auf genommenen Vertriebe- 
nen zu verbessern. 

Wir appellieren an die nationalen Parlamente, alle 
ihnen zur Verfügung stehenden Mittel für eine Sensi- 
bilisierung der öffentlichen Meinung auszuschöpfen 
und dafür Sorge zu tragen, daß die Regierungen allen 
im Rahmen der Vereinten Nationen oder der Londo- 
ner Konferenz eingegangenen Verpflichtungen ge- 
wissenhaft nachkommen. 


Montag, 5. Oktober 1992 

Tagesordnungspunkt 
Verbundene Debatte 

Die Zukunft des Aufbaus Europas 

Berichterstatter: 

Ständerat Michel Flückiger (Schweiz) 

Die nationalen Parlamente 
und der Aufbau Europas 

Berichterstatter: 

Senator Jean-Pierre Masseret (Frankreich) 

Wilfried Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nichts ist in Europa mehr so, wie es noch vor drei 
Jahren war. Der Zusammenbruch der Kolonialmacht 
Sowjetunion imd des Kommunismus ist ein tiefgrei- 
fendes historisches Ereignis. Ein Jahrhundert geht zu 
Ende, das in schrecklicher Weise von totalitären 
Ideologien und ihrer Unmenschlichkeit geprägt 
wurde. Aus dem Osten kommt jetzt Unruhe. Gewohnt 
waren wir Ruhe: die Ruhe des Friedhofs, die Men- 
schen waren stumm aus Angst vor dem Schrecken der 
Knechtschaft. 

Die Veränderungen betreffen jedoch nicht nur den 
früheren kommunistischen Machtbereich, sie betref- 
fen ganz Europa. Paris, Brüssel, Bonn sind nicht länger 
die politische Mitte Europas: Vielmehr sind Berlin, 
Prag, Wien und Budapest die neue, alte Mitte Europas. 
Das ist nicht Wunsch, nicht Ziel, das ist, wenn wir es 
recht erkennen, Realität der Geographie und der 
europäischen Geschichte. 
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Wir müssen Europa neu begreifen. Ein Patentrezept 
gibt es nicht; wer behauptet, es zu haben, ist ein 
Scharlatan. Eines aber wissen wir: Wie keine andere 
bestehende Institution ist der Europarat geeignet, die 
Zukunft des ganzen Europas zu gestalten, im Geiste 
der Menschenrechte, der Rechte der Minderheiten 
und des Selbstbestimmungsrechts; denn der Europa- 
rat ist das Spiegelbild der natürlichen geographischen 
Gestalt und der historisch gewachsenen staatlichen 
Ordnungen unseres Kontinents. 

Der Europarat kann die neuen Demokratien an das 
Europa der Europäischen Gemeinschaft heranführen. 
Seine Mitgliedstaaten lassen es von der Größe her zu, 
daß sich ihre Bürger mit ihnen identifizieren, daß sie 
ihnen Geborgenheit in Zeiten des Umbruchs und der 
Unruhe geben. Die Europäische Gemeinschaft kann 
eben das noch nicht. Sie hat durch Bürokratisierung 
und mangelnde demokratische Struktur Mißtrauen 
bei vielen Bürgern Europas geweckt, das es jetzt zu 
überwinden gilt. Die Ergebnisse der Volksabstim- 
mungen in Dänemark und Frankreich beweisen das, 
was ich soeben gesagt habe. 

Die Frage des Zusammenwachsens Europas ist nicht 
allein eine Frage der wirtschaftlichen Hilfe, des Gel- 
des. Sie ist in ganz besonderer Weise eine Frage des 
Geistes, ein Problem der Köpfe. Die Kernfrage ist: 
Wird es uns gelingen, ein tiefes Verständnis für 
pluralistische Demokratie und die Funktionsweise der 
Marktwirtschaft bei imseren Landsleuten im Osten 
Europas zu wecken? Finanzielle Mittel sind wichtig; 
aber sie sind nicht etwa die Kosten für die Einführung 
von Demokratie und Marktwirtschaft, sondern sie sind 
der bittere Preis für den Aufbau des Ostens nach 
jahrzehntelanger Verwüstungen durch den Kommu- 
nismus. Oder zweifelt etwa jemand daran, daß die 
Polen, die Tschechen, die Slowaken, die Ungarn, die 
Rumänen und Bulgaren nicht blühende Staaten auf- 
gebaut hätten, wenn sie nicht in die Hände des 
Kommunismus gefallen wären, den keiner von ihnen 
je frei gewählt hat? 

Europas Solidarität verlangt, darüber nachzudenken, 
ob es richtig ist, den Wohlstand in den westlichen 
Ländern immer noch mehr zu steigern — auf diesem 
Weg scheint die EG zu sein — , oder ob es die 
europäische Solidarität nicht verlangt, zunächst 
Armut und Elend in den neuen Demokratien zu 
überwinden? 

Es ist klar; Europäische Solidarität verlangt Hilfe für 
diejenigen, die Hoffnung auf den Westen setzen und 
für die Demokratie und Marktwirtschaft nicht mit der 
Erfahrung von Chaos und Not verbunden werden 
dürfen. Das liegt nicht zuletzt im Interesse der west- 
lichen Demokratien. 

Dabei dürfen wir nicht unsere westliche Lebensart 
überstülpen, sondern wir müssen die historischen und 
ethnischen Prägungen erkennen und pflegen, die die 
Völker im Osten erhalten haben. Die Kulturen der 
Völker, die jetzt die Chance der Demokratie haben, 
sind — davon bin ich zutiefst überzeugt — eine große 
Bereicherung für Europa. 

Die Menschen in Europa — nicht nur im Osten — 
erwarten mehr von Europa, als es derzeit leisten kann. 


Das Beispiel Jugoslawien zeigt dies. Die Institutionen 
sind noch nicht so weit. Wir haben noch keine gemein- 
same Außen- und Sicherheitspolitik. Aber eines ist 
sicher; Der Europarat ist in der Lage, diese Völker an 
das gemeinsame Europa heranzuführen. Darum rich- 
ten sich unsere Hoffnungen und Erwartungen an die 
Wiener Konferenz. Wir müssen diese Konferenz in der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates gut 
vorbereiten. Die heutigen Berichte sind dafür eine 
hervorragende Grundlage. 

Hans Büchler (Hof) (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir alle wissen, daß 
hinter diesen zwei Berichten viel Arbeit steckt. Sie 
sind sorgfältig ausgearbeitet worden. Deshalb darf 
man sich bei beiden Berichterstattern recht herzlich 
bedanken. 

Herr Flückiger hat recht — man muß ihm recht 
geben — , wenn er sagt, auch er habe keine fertigen 
Konzepte; so hatte er in seinen einleitenden Worten 
gesagt. Aber das gilt für beide Bereiche und für beide 
Berichte. Beide sind eine Vorstufe zur weiteren Ent- 
wicklung. Sie sind wertvoll. Wir können auf beide 
Berichte, so denke ich, aufbauen. 

Beide Berichte enthalten viele Fragen und weisen auf 
die Schwierigkeiten hin. Ich nenne dazu ein paar 
Punkte. Die Arbeit in Europa zu koordinieren ist wohl 
eines der schwierigsten Kapitel, die vor uns liegen. 
Die Doppelarbeit, die stattfindet, verärgert die Bürge- 
rinnen und Bürger immer wieder. Auch ist es so, daß 
die Möglichkeiten Europas in der demokratischen 
Entwicklung sowie in der wirtschaftlichen und der 
gesellschaftspolitischen Zusammenarbeit noch nicht 
ausgenutzt worden sind. Das ist ganz logisch. Die 
Kompetenzkonflikte werden vielleicht erst kommen, 
wenn man Europa weiterentwickelt. Aber sie sollten 
vorher benannt und nach Möglichkeit auch ausge- 
räumt werden. 

Dazu kommt eine rechtliche Unsicherheit, die ohne 
Zweifel vorhanden ist. Sie ist die Hauptursache für das 
unsichere Gefühl, das sich beim Bürger niederschlägt. 
Er weiß nicht so richtig, wohin Europa geht. Diese 
Unsicherheit bei den Leuten führt natürlich dazu, daß 
bei den Menschen einfache Antworten auf die Pro- 
bleme, die vor uns liegen, Anklang finden. Als Stich- 
worte nenne ich hier die Rechts-, aber auch die 
Linksextremisten, die in Europa überall immer mehr 
in Erscheinung treten. Das Fehlen von Antworten 
führt zu einer bestimmten Parteienverdrossenheit. 
Diese beobachten wir in allen Parlamenten und in 
allen Völkern Europas. Es handelt sich um eine 
Verdrossenheit mit uns Politikern, weil wir nicht die 
fertigen Antworten haben, weil wir eben alles sorgfäl- 
tiger vorbereiten müssen. 

Diese Unsicherheit, die sich aus den offenen Fragen 
ergibt, hat der Europarat aufzuarbeiten. Er muß ver- 
suchen, das Vertrauen der Menschen Europas in die 
Demokratie zu stärken. Er ist die Institution, die den 
moralischen Hintergrund hat, um dies leisten zu 
können. 

Wir müssen europäweit feststellen, daß die Gesell- 
schaft immer mehr individuell wird. Aber die Parteien 
und die Parlamente haben darauf bis jetzt keine 
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Antwort. Auch das ist ein Kapitel, das wir von diesem 
Platz aus mit berücksichtigen müssen und angehen 
sollten. 

Herr Masseret hat mit Recht von einem demokrati- 
schen Defizit gesprochen. Ich gebe ihm recht; Dieses 
demokratische Defizit kann den Umbau Europas 
bedrohen. Deswegen ist die Gefahr vorhanden, daß 
sich der Bürger von Europa abwendet, wenn wir das 
demokratische Risiko nicht aufarbeiten. Wer sonst 
sollte die Anstöße dafür geben, wenn nicht dieses 
Gremium, dieser Europarat! 

Ich gebe zu; Ich war von der Brüsseler Konferenz, als 
sie angesagt wurde und begann, nicht sehr überzeugt. 
Ich hatte kritische Anmerkungen zu machen. Ich habe 
nicht so richtig den Sinn gesehen, was diese Konfe- 
renz und was der Ausschuß in dieser Frage eigentlich 
für den Aufbau Europas im Hinblick auf die nationa- 
len Parlamente erbringen soll. Ich fragte, ob die Arbeit 
überhaupt nötig wäre. 

Ich muß mich korrigieren; das darf man; In der Tat hat 
diese Arbeit sehr viel gebracht. Die vergleichende 
Synopse wird für alle Parlamente wertvoll sein, nicht 
nur für die Neuen. Aber die neuen Demokratien 
brauchen diese Hilfe mehr als die alten, weil man 
dadurch Fehlentwicklungen von vornherein abwen- 
den kann. Da bin ich klüger geworden; das muß ich 
sagen. Wir soUten auf diesem Weg fortfahren. Wir 
brauchen diese Arbeit für Europa, und wir sollten sie 
leisten. 

Im Zusammenhang mit der Wiener Konferenz habe 
ich etwas Sorge. An diese Konferenz sind mit Recht 
einige Wünsche gerichtet worden. Meine Sorge ist, 
daß der Europarat da mehr als Bittsteller erscheint 
statt als die Institution des Einforderers, der von 
Ministerrat etwas verlangt. Die letztere Rolle sollten 
wir in Zukimft mehr spielen. 

Dazu gehört natürlich, daß wir dazu konkrete Vor- 
schläge ausarbeiten imd die Entwicklung in den 
nationalen Parlamenten mit massiven Interventionen 
voran treiben. 

Wie gesagt: Der Europarat sollte nicht mehr Bittsteller, 
sondern Einforderer sein. Denn wir als Europarat 
haben eine historische Grundlage, so möchte ich 
sagen, nämlich als erster für das vereinte Europa und 
vor allem für die Menschenrechte gekämpft zu 
haben. 

Die Arbeit, von der diese beiden Berichte handeln, 
muß weitergeführt werden. Dies wird auch darüber 
entscheiden, ob der Europarat eine Zukunft hat. Es 
wäre für Europa zu wünschen — das sage ich aus- 
drücklich — , daß der Europarat die Gestaltung Euro- 
pas mit seiner Erfahrung in die Hand nimmt und 
voran treibt. 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD):’^) Die Berichte der 
Kollegen Flückinger und Masseret eröffnen ein weites 
Feld des notwendigen Handelns in Europa. Besonders 
dringlich — vor dem Hintergrund der Konflikte im 
ehemaligen Jugoslawien und in der ehemaligen 
Sowjetunion — , ist die Verabschiedung eines Zusatz- 


•) zu Protokoll gegebene Rede 


Protokolls zur Menschenrechtskonvention über den 
Schutz der Minderheitenrechte einschließlich des 
Rechts für Minderheiten, auch eine kollektive Klage 
vor dem Europäischen Gerichtshof einzureichen. 

Das Amendment Nr. 1 des Kollegen Atkinson und 
weiterer Kollegen versucht, die Rolle und Aufgaben 
eines KSZE -Hochkommissars für Minderheitenrechte 
genauer zu definieren. Wir sollten im Rahmen eines 
umfassenden Berichts über die Rolle des Menschen- 
rechtskorbes der KSZE und die weitere Ausgestaltung 
dieses Teils der Helsinki- Charta diese Aufgaben 
genauer beschreiben. 

In den §§39 bis 43 des Flückinger-Berichtes wurde 
kurz auf die WEU und deren Rolle seit der Konferenz 
von Maastricht eingegangen. Die WEU muß ein 
Beispiel bieten für den notwendigen Wandel der 
bisherigen Bündnisse. Sie müssen in aktive politische 
und militärische Instrumente der Friedenssicherung 
im Rahmen der UN und der KSZE umgestaltet wer- 
den. Zugleich müssen sie — auch wenn es noch nicht 
um formelle Sicherheitsgarantien für unsere Nach- 
barn im Osten und Südosten Europas gehen kann — 
in West und Ost das Bewußtsein dafür stärken, daß es 
nur eine gemeinsame Sicherheit in Europa geben 
kann. Das Konsultationsforum, das die WEU am 
19. Juni in Bonn mit 8 Staaten Osteuropas imd Süd- 
Osteuropas gegründet hat, ist ein erster Schritt in 
diese Richtung. Von vielen Rednern ist das Demokra- 
tiedefizit bestimmter europäischer Institutionen, aber 
auch die verwirrende Vielfalt der Zuständigkeiten 
beklagt worden. Das alles ist richtig. Aber noch 
stärker macht sich bemerkbar, daß wir immer noch 
keine funktionierende europäische öffentliche Mei- 
nung haben. Dadurch wird die Unüberschaubarkeit 
vergrößert. Die Medien sind nach wie vor auf das 
nationale, regionale und lokale Geschehen konzen- 
triert. Wenn es um Ereignisse auf europäischer Ebene 
geht, sind es vor allem die kritischen Probleme, die die 
Schlagzeilen prägen. 

Peter Schieder hat recht: Auch im Geiste muß dieses 
größere Europa geschaffen werden. Auf europäischer 
Ebene gibt es zwar Ansätze für einen europäischen 
Kulturkanal. Demnächst gibt es einen Nachrichten- 
kanal in Lyon. Es existiert schon ein privater europäi- 
scher Sportkanal. Notwendig ist ein europaweiter 
Fernsehkanal, der die einzelnen Bereiche zusammen- 
führt und der europäischen Politik den Platz einräumt, 
der ihr zukommt. Europarat und Europäische Ge- 
meinschaft sind aufgerufen, gemeinsam die Voraus- 
setzimg dafür zu schaffen. 

Die meisten der neuen Demokratien im östlichen 
Mitteleuropa, in Ost- und Süd-Osteuropa wollen Mit- 
glieder der EG werden. In den vor uns liegenden 
Jahren werden die wenigsten unter diesen Ländern 
die mit der EG-Mitgliedschaft verbimdenen Ver- 
pflichtungen erfüllen können. Aber sie haben 
Anspruch darauf, nicht nur in vielfältiger Weise geför- 
dert zu werden, um den tiefgreifenden wirtschaftli- 
chen und sozialen Strukturwandel weniger schmerz- 
haft für die breiten Massen zu machen; sie sollten auch 
bald ein konkretes Datum für Beitrittsverhandlungen 
und, soweit möglich, auch für den Beitritt selbst 
bekommen. Dadurch würde eine Dynamik ausgelöst, 
insbesondere ein entsprechendes Verhalten der poli- 
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tischen, wirtschaftlichen und kulturellen Führungs- 
gruppen in diesen Ländern, das den gesamten Wan- 
del in positiver Weise beeinflussen könnte. Das 
bedeutet allerdings auch eine Änderung der Integra- 
tionsentwicklung in der EG — weg von der Überregle- 
mentierung, hin zu mehr Subsidiarität. 

Das sind einige der wichtigen Themen für unsere 
Versammlung bei ihrer hoffentlich intensiven Vorbe- 
reitung auf den Wiener Gipfel der Staats- und Regie- 
rungschefs des Europarates im Herbst 1993. 

Empfehlung 1193 (1992) 
betr. die Zukunft des Aufbaus Europas 

1. Die Veränderungen, die in Europa seit der im 
September 1990 erfolgten Verabschiedung der 
Empfehlung 1129 (1990) betr. die Strukturen der 
europäischen Zusammenarbeit eingetreten sind, 
erfordern einen neuen Ansatz beim Aufbau Euro- 
pas. 

2. Dieser Aufbau Europas, der sich jahrzehntelang 
ausschließlich auf die westeuropäischen Länder 
beschränkt hatte, interessiert heute alle im Osten 
des Kontinents entstandenen neuen Demokra- 
tien. 

3. Wenn wir jedoch unsere Bürger daran hindern 
wollen, sich vom Aufbau Europas abzuwenden 
und wir das Wiederauftauchen eines übersteiger- 
ten Nationalismus oder kleiner sich nach außen 
abgrenzender Zusammenschlüsse nicht erleben 
wollen, ist es dringend erforderlich, das „demo- 
kratische Defizit", das eben jene politische 
Grundlage des europäischen Aufbaus bedroht, 
abzubauen. 

4. Die Erfahrungen bei dem Ratifizierungsverfahren 
des Maastrichter Vertrags haben gezeigt, daß die 
europäischen Völker dringend Informationen 
benötigen. 

5. Die verschiedenen Institutionen, die sich für die 
Europäische Union einsetzen, sind im Begriff, sich 
an die neue Situation anzupassen. Nach der 
Unterzeichnung des Maastrichter Vertrags über 
die Europäische Union erfährt die Europäische 
Gemeinschaft eine weitere Verstärkung ihres bis- 
her unangefochtenen wirtschaftspolitischen Ein- 
flusses, auch wenn der Maastrichter Vertrag zu 
Widerständen führt, von denen man heute noch 
nicht sagen karm, ob sie stark genug sind, um die 
Entvricklung der Europäischen Union zu beein- 
flussen. 

6. Die verschiedenen Organisationen auf dem Kon- 
tinent, die sich mit dem Aufbau Europas befassen, 
müssen ihre Arbeiten koordinieren, um Doppelar- 
beit, Verschwendung der verfügbaren Ressour- 
cen, mögliche Kompetenzkonflikte sowie recht- 
liche Unsicherheit zu vermeiden. 

7. Im Bereich der Sicherheit und der Krisenverhü- 
tung muß sich die Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE) durchsetzen, 
entsprechend der wichtigen Rolle, die ihr übertra- 


gen wurde und bei deren Erfüllung sie durch die 
Arbeiten der Organisation des Nordatlantikver- 
trags (NATO) und der Westeuropäischen Union 
(WEU) unterstützt wird. Angesichts der jüngsten 
verheerenden Erfahrungen ist es dringend erfor- 
derlich, einen wirksamen Mechanismus für eine 
Zusammenarbeit dieser Organisationen mit den 
mittel- und osteuropäischen Ländern zu schaffen. 
Die Erklärung des Gipfeltreffens in Helsinki vom 
10. Juli 1992 bestätigt diese Ausrichtung der 
zukünftigen Aktivitäten der KSZE. 

8. Im Bereich der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
haben die Organisation für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung (OECD), die 
Europäische Bank für Wiederaufbau und Ent- 
wicklung (EBRD) und die Europäische Gemein- 
schaft die Schlüsselfunktion, den neuen Demo- 
kratien beim Übergang zur Marktwirtschaft zu 
helfen. Die Europäische Gemeinschaft und die 
Europäische Freihandelsgesellschaft (EFTA) ha- 
ben ihrerseits durch die Errichtung des Europäi- 
schen Wirtschaftsraumes (EWR) ihre wichtige 
Rolle als treibende Kraft für die europäische 
Wirtschaft bekräftigt. 

9. Die Versammlung ist der Ansicht, daß der Euro- 
parat die am besten geeignete Organisation ist für 
alle Fragen, die sich mit der Konsolidierung der 
parlamentarischen Demokratie, der Wahrung der 
Menschenrechte und der kulturellen Dimension 
der europäischen Zusammenarbeit befassen. Er 
muß jedoch seine Strukturen und Arbeitsmetho- 
den an die neuen Bedürfnisse und an seine 
Erweiterung anpassen. 

10. Um das Bild von einem Europa abzubauen, das 
den mittel- und osteuropäischen Ländern und den 
Entwicklungsländern wie eine „Festung" gegen- 
übersteht, ist es unverzichtbar, die Ziele des 
Aufbaus Europas außerhalb der Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaft und der EFTA sowie 
außerhalb von Europa klar und deutlich darzule- 
gen. Dialog und Solidarität müssen das außen- 
politische Vorgehen der europäischen Demokra- 
tien bestimmen. 

11. Die Versammlung begrüßt den Beschluß des 
Ministerkomitees, die Einladung der österreichi- 
schen Regierung anzunehmen, im Oktober 1993 
ein Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs 
der Mitgliedstaaten in Wien zu veranstalten, auf 
dem die zukünftige Rolle des Europarates auf 
gesamteuropäischer Ebene und die damit zusam- 
menhängenden Folgen untersucht werden sol- 
len. 

12. Daher empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee: 

i. den Teilnehmern dieses Gipfels Fragen zu 

unterbreiten, wie z. B. über: 

a) die neue Rolle der Organisation bei der 
europäischen Zusammenarbeit; 

b) die neuen Tätigkeitsbereiche; 

c) die Erweiterung der Organisation und die 
Voraussetzungen für einen Beitritt; 
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d) die unverzichtbare Überarbeitung der Sat- 
zung der Organisation; 

e) die Reform der Mechanismen der Europäi- 
schen Menschenrechtskonvention; 

f) die Angleichung des Inhalts und der 
Arbeitsmethoden der Europäischen Kultur- 
konvention an die Herausforderungen, 
denen sich die kulturelle Zusammenarbeit 
gegenübersieht; 

g) den Schutz der Minderheitenrechte, insbe- 
sondere durch ein Zusatzprotokoll zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention, 
entsprechend dem in der Empfehlung 1 177 
(1992) enthaltenen Vorschlag; 

ii. die Prinzipien und Modalitäten für eine 
Zusammenarbeit des Europarates mit den 
anderen europäischen Institutionen festzule- 
gen und insbesondere die Europäische Ge- 
meinschaft aufzufordern, der Europäischen 
Kulturkonvention schnellstmöglich beizutre- 
ten; 

iii. nach Möglichkeiten für eine bessere Beteili- 
gimg der Bürger am Aufbau Europas zu 
suchen. 

Entschließung 989 (1992) 

betr. die nationalen Parlamente und 
den Aufbau Europas 

1 . Die Versammlung begrüßt die gemeinsam mit dem 
belgischen Parlament veranstaltete Konferenz zum 
Thema: „Die nationalen Parlamente und der Auf- 
bau Europas" (Brüssel, 26. — 27. Mai 1992), an der 
Vertreter aus 30 nationalen Parlamenten, dem 
Europäischen Parlament und den Versammlungen 
der Westeuropäischen Union, der Benelux imd des 
Nordischen Rates teilnahmen. 

2. Sie teilt die Überzeugung der Teilnehmer, 

i. daß Frieden nicht ohne ein politisches Konzept 
erreicht werden kann, das das Bestreben des 
gesamten Kontinents widerspiegelt, seine geo- 
graphische, historische und kulturelle Einheit 
in eine alles umfassende politische Organisa- 
tion einzubringen, welche die Gleichheit und 
die Unterschiedlichkeit all ihrer Mitglieder 
respektiert; 

ii. daß es dringend erforderlich ist, das „demokra- 
tische Defizit", das ebenjene politische Grund- 
lage des europäischen Aufbaus bedroht, abzu- 
bauen, falls man nicht erleben will, daß sich die 
Bürger von Europa abwenden und ein überstei- 
gerter Nationalismus oder kleine sich nach 
außen abgrenzende Zusammenschlüsse entste- 
hen; 

iii. daß nationale Parlamente, welche das Volk 
vertreten, ideale Foren für die demokratische 
Debatte sind, in der die Richtlinien für den 
Aufbau Europas im Einklang mit den Wün- 
schen der Bürger festgelegt werden müssen; 


iv. daß die gewählten Vertreter nach Mitteln und 
Wegen suchen müssen, um eine breite öffentli- 
che Beteiligung an dieser „grass-root" Debatte 
sicherzustellen, indem sie die Öffentlichkeit 
über den Inhalt der möglichen Optionen infor- 
mieren; 

V, daß ausgehend von den Richtlinien, die sich aus 
derartigen Konsultationen imd der demokrati- 
schen Debatte ergeben, die nationalen Parla- 
mente eiae interparlamentarische Zusammen- 
arbeit entwickeln müssen, nicht nur unterein- 
ander oder innerhalb der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates, sondern auch 
im Kontext der Konferenzen, an denen die 
Vertreter der nationalen Parlamente und die 
Delegationen aus den Versammlungen der ver- 
schiedenen europäischen Organisationen teil- 
nehmen. 

3. Aus diesem Grunde fordert die Versammlung die 

nationalen Parlamente auf: 

i. den Aufbau Europas zu einem Hauptthema in 
ihren Debatten zu machen; 

ii. zur Entwicklimg einer interparlamentarischen 
europäischen Zusammenarbeit beizutragen, 
durch welche ihre eigene Rolle nur gestärkt 
werden kann; 

iii. die Ressourcen bereitzustellen, um die Arbeit 
der europäischen Versammlungen verstärkt 
verfolgen und die Zusammenarbeit mit ihnen 
verstärken zu können; 

iv. bei ihren jeweiligen Regierungen die in der an 
das Ministerkomitee gerichteten Empfeh- 
lung 1193 (1992) enthaltenen Vorschläge über 
die Zukunft des Aufbaus von Europa zu unter- 
stützen; 

V. sich um Mittel und Wege zu bemühen, um allen 
Bürgern die Möglichkeit zu geben, sich ver- 
stärkt an dem politischen Vorhaben des Auf- 
baus Europas zu beteiligen. 


Tagesordnungspunkt 

Bericht des Ministerkomitees 

vorgestellt vom 

amtierenden Vorsitzenden, dem Außenminister der 
Republik Türkei, Hikmet i^eiin 

(Themen: Treffen mit Nachfolgerepubliken der ehe- 
maligen Sowjetunion in Istanbul am 10. /ll. Septem- 
ber 1992 — Gründe für eine Annäherung dieser 
Republiken und insbesondere der muslimischen Staa- 
ten an den Europarat — Bedeutung der Türkei bei der 
Integration dieser Staaten in den Kreis der demokra- 
tischen Nationen — geographische Ausdehnung des 
Europarates — Ereignisse im früheren Jugoslawien 

— Beziehungen zwischen Europarat und der KSZE 

— Situation der Menschenrechte in der Türkei — Ar- 
beiten zum Minderheitenschutz) 
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Abg. Dr. Günther Müller (CDU/CSU) hatte an den 
amtierenden Vorsitzenden schriftlich die Frage 
gerichtet, wie er die Rolle des Ministerkomitees nach 
dem Zusammenbruch der früheren Sowjetunion und 
der Gründung neuer islamischer Staaten in der Region 
definiere. 

In seiner Antwort ging der amtierende Vorsitzende 
nicht auf die Frage nach der Rolle des Ministerkomi- 
tees, sondern auf die besondere Bedeutung der Türkei 
im Hinblick auf die genannten Staaten ein, die auch 
vom Europäischen Rat in Lissabon anerkannt worden 
seien. Aufgrund ihrer geographischen Position wie 
auch ihrer historischen und kulturellen Bindungen 
stelle die Türkei ein Modell für die neuen Staaten 
Zentralasiens dar. Dem Ziel, die Zusammenarbeit mit 
den Republiken der ehemaligen Sowjetunion auf 
bilateraler wie auch multilateraler Ebene zu intensi- 
vieren, habe z. B. das von der Türkei organisierte 
Ministertreffen in Istanbul gedient. Auch beabsich- 
tige sein Land, ein Ausbildungszentrum für Führungs- 
kräfte aus diesen Staaten zu schaffen. 

Zusatz frage: 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Minister! Nach- 
dem Sie gerade die besonderen Beziehungen Ihres 
Landes zu den neu entstandenen islamischen Staaten, 
die historischen und linguistischen Bindungen, her- 
ausgestellt und zugleich betont haben, daß die Türkei 
fest auf den Prinzipien des Europarates steht, sehen 
Sie eine Möglichkeit für Ihr Land, in dieser Funktion 
auch im Rahmen der Europäischen Kulturkonvention 
eine eigene besondere Zusammenarbeit zu finden? 

Der amtierende Vorsitzende wies darauf hin, daß bei 
seinem Besuch der fünf islamischen Republiken auf 
dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion mit General- 
sekretärin Lalumiere über die europäische Kulturkon- 
vention gesprochen worden sei. Einige dieser Repu- 
bliken hätten Interesse an einer Zusammenarbeit 
signalisiert. Die weitere Entwicklung müsse aber 
abgewartet werden. 

Frage von Abg. Leni Fischer (CDU/CSU): Unter Hin- 
weis auf die Empfehlung 1172 (Februar 1992), 
Absatz 6 der Versammlung und auf die schriftliche 
Frage Nr. 343 von Herrn Baumei und Herrn Tummers 
zum kulturellen Erbe im Gebiet des früheren Jugosla- 
wien, auf die am 21. Mai 1992 erfolgte Antwort des 
Ministerkomitees, in der das Sekretariat beauftragt 
wurde, die Möglichkeiten für die Durchführung der in 
dieser Frage vorgeschlagenen Maßnahmen dringend 
zu untersuchen, jedoch mit der Feststellung, daß bis 
heute keine einzige Initiative ergriffen wurde, sowie 
auf den Appell zur religiösen Toleranz im früheren 
Jugoslawien, der im Rahmen des am 17. September in 
Istanbul veranstalteten Kolloquiums anläßlich des 
500. Jahrestags der Ankunft jüdischer Flüchtlinge im 
ottomanischen Reich erfolgte, stellte sie dem Vorsit- 
zenden des Ministerkomitees die Frage, welche Maß- 
nahmen das Ministerkomitee nun vorschlage, um im 
anhaltenden Konflikt im Gebiet des früheren Jugosla- 
wiens materielle Hilfe und moralische Unterstützung 
zu leisten. 

Der amtierende Vorsitzende vertrat die Auffassung, 
daß in der Frage der religiösen Toleranz nicht nur der 


Aufruf der Kolloquiumsteilnehmer, sondern auch die 
Erklärung des Ministerkomitees vom 11. September 
1992 zum Konflikt im ehemaligen Jugoslawien von 
Bedeutung seien. In dieser Erklärung hätte man alle 
involvierten Kräfte und insbesondere die Serbiens 
und Montenegros aufgefordert, die Aggression gegen 
das souveräne Bosnien-Herzegowina zu beenden. 

Mit der Frage des Schutzes des kulturellen Erbes 
hätten sich der Ausschuß für das kulturelle Erbe und 
insbesondere dessen technische Koordinierungs- 
gruppe befaßt. Diese seien zu dem Schluß gekommen, 
daß die Kampfhandlungen die Hauptursache der 
Zerstörung darstellten und eingestellt werden müß- 
ten. Ferner sei es unangebracht, Missionen zum 
Schutz des kulturellen Erbes zu entsenden, wenn man 
nicht in der Lage sei, Menschenleben zu schützen. 
Auch könne der Europarat erst tätig werden, wenn die 
Bedingungen vor Ort es ermöglichten. 

Abg. Klaus Bühler (Bruchsal) (CDU/CSU) richtete an 
den amtierenden Vorsitzenden schriftlich die Frage, 
ob angesichts der Eskalation terroristischer Aktivitä- 
ten eine ausreichende Zusammenarbeit mit den euro- 
päischen Partnern im Ministerkomitee in bezug auf 
die Terrorismusbekämpfung gewährleistet sei. 

Der amtierende Vorsitzende wies in seiner Antwort 
darauf hin, daß die Europäische Konvention zur Ter- 
rorismusbekämpfung der Türkei die Möglichkeit 
eröffne, die Zusammenarbeit mit den anderen Ver- 
tragsstaaten zu erbitten. 

Die Stellungnahme des Europäischen Ausschusses für 
Kriminalitätsprobleme zur Empfehlung 1170 der Ver- 
sammlung, die auf eine Stärkung der Konvention 
abziele, liege inzwischen vor. Auch wenn der Europäi- 
sche Ausschuß für Kriminalitätsprobleme wenig 
geneigt sei, die Konvention zu ändern, liege ihm als 
türkischem Außenminister daran, zu betonen, daß der 
Kampf gegen den Terrorismus internationale Koope- 
ration und Aktion erfordere. Dabei wünsche er sich, 
daß alle europäischen Staaten ihren internationalen 
Verpflichtungen nachkämen und die Zusammenar- 
beit mit der Türkei bei der Terrorismusbekämpfung, 
sowohl in internationalen Gremien als auch auf bila- 
teraler Ebene, verstärkten. 

Zusatz frage: 

Klaus Bühler (Bruchsal) (CDU/CSU): Herr Minister, 
Ihrer Antwort entnehme ich, daß Sie der Meinung 
sind, daß eine eftektivere Zusammenarbeit in der 
Bekämpfung des Terrorismus von links und von rechts 
notwendig ist. Worin sehen Sie die Gründe für die 
bisher mangelhafte Zusammenarbeit? Was könnte 
Ihrer Meinung nach konkret getan werden, um diesen 
dringenden Problemen gerecht werden zu können? 

Danke. 

Der amtierende Vorsitzende vertrat die Auffassung, 
daß Terrorismus nicht ideologisch beurteilt und in 
keinem Fall toleriert werden könne, lfm das Phäno- 
men des Terrorismus besser zu verstehen, müßten die 
Kooperation und der Dialog intensiviert werden. 


47 



Drucksache 12/3854 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Dienstag, 6. Oktober 1992 


Tagesordnungspunkt 

Reform der Kontrollmechanismen 
der Europäischen Menschenrechtskonvention 

Berichterstatter: 

Abg. Friedrich Vogel (Ennepetal) 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Friedrich Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle- 
gen! Man wird ohne Übertreibung das Menschen- 
rechtsschutzsystem das Glanzstück des Europarats 
nennen dürfen. Infolge der großen politischen Verän- 
derungen, die sich seit 1989 in Europa, vor allem in 
Ost-, Mittel- und Südosteuropa, vollzogen haben, 
steht dieses Menschenrechtsschutzsystem vor seiner 
bislang größten Bewährungsprobe. 

Wenn es stimmt, daß ein Recht so viel wert ist, wie es 
durchsetzbar ist — und ich meine, daß das stimmt — , 
dann kommt diese Bewährungsprobe in erster Linie 
auf den Kontrollmechanismus der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention zu. 

Es geht um nicht mehr und nicht weniger als darum, 
den hohen Standard des Menschenrechtsschutzsy- 
stems des Europarats auch dann noch zu gewährlei- 
sten und möglichst noch zu verbessern, wenn die Zahl 
seiner Mitgliedstaaten sich von derzeit 27 in den 
kommenden Jahren auf 40 und mehr erhöhen wird. 

Schon heute dauert das Straßburger Verfahren bei 
einer Individualbeschwerde bis zur abschließenden 
Entscheidung durch einen Richterspruch im Durch- 
schnitt fünf Jahre. Die Dauer der Verfahren wird 
zunehmen, wenn durch die wachsende Zahl von 
Vertragsstaaten die Anzahl der Individualbeschwer- 
den weiter steigt. Schon die heutige Durchschnitts - 
dauer von fünf Jahren ist viel zu lang. Deshalb hat die 
Parlamentarische Versammlung schon im Jahre 1988 
eine Empfehlung ausgesprochen, in der sie das Mini- 
sterkomitee dringlich aufgefordert hat, eine Reform 
des Kontrollmechanismus herbeizuführen. 

Heute, meine Kolleginnen und Kollegen, steht ange- 
sichts der zu erwartenden Entwicklung nicht weniger 
als die Glaubwürdigkeit des Rechtsschutzsystems der 
Europäischen Menschenrechtskonvention auf dem 
Spiel. 

Kein Geringerer als Professor Golsong, der über 
25 Jahre hinweg, von 1954 bis 1979, mit dem Rechts- 
schutzsystem der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention sehr vertraut gewesen ist, hat auf die Dring- 
lichkeit aufmerksam gemacht und darauf hingewe- 
sen, daß es nicht genügt, nur die Arbeitsweise der 
Organe zu verbessern, sondern daß es notwendig ist, 
auch ihre Strukturen zu verändern. Angesichts der 
Herausforderung in der neuen geographischen und 
politischen Dimension kommt er zu folgendem 
Schluß 

Ein Problem — so wörtlich — 


dieser Bedeutung und Größenordnung bedarf kühner 
Schritte zu seiner Lösung. 

Die Ihnen heute vorliegende Empfehlung schlägt 
Ihnen einen solchen kühnen Schritt vor. Er drückt sich 
in der Ziffer 8 des Empfehlungsentwurfs aus. Die 
Stichworte lauten: „single court" imd „fuU-time 
body". 

Die Mitglieder des Rechtsausschusses haben sich in 
ihrer großen Mehrheit davon überzeugt, daß nur ein 
solcher kühner Schritt der Herausforderung gerecht 
wird, vor der das Menschenrechtsschutzsystem des 
Europarats steht. Am 15. Juni dieses Jahres hat der 
Rechtsausschuß eine Anhörung durchgeführt, die uns 
von der Richtigkeit des empfohlenen Lösimgsweges 
überzeugt hat. Ich freue mich, daß auch die Frau 
Generalsekretärin Lalumiere diesen Vorschlag nach- 
drücklich unterstützt. 

Unterstreichen möchte ich, daß nach der Überzeu- 
gung des Rechtsausschusses die Reform des Kontroll- 
mechanismus der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention keinen Aufschub mehr duldet. Wir appellie- 
ren deshalb an das Ministerkomitee, unverzüglich die 
notwendigen Schritte zur Reform einzuleiten und 
keine weitere Zeit durch irgendwelche Zwischen- 
lösimgen zu verlieren. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, Herr Präsident, ich 
wäre Ihnen allen sehr dankbar, wenn Sie nicht nur der 
Empfehlung des Rechtsausschusses zustimmen wür- 
den, sondern Ihre Möglichkeiten nutzen würden, um 
auf das Ministerkomitee den nötigen politischen 
Druck auszuüben, der erforderlich ist, damit das 
Ministerkomitee mit diesem Reformschritt endlich 
zum Zuge kommt. 

Ich möchte zum Schluß meiner Ausführungen allen 
Mitgliedern des Rechtsausschusses imd vor allem dem 
Vorsitzenden, Lord Kirkhill, herzlich dafür danken, 
daß sie mitgeholfen haben, zügig und gründüch zu 
dem Empfehlungsvorschlag zu kommen, der Ihnen 
heute vorliegt. 

Wie es immer ist, gibt es natürlich in letzter Minute 
Versuche, eine Entscheidung möghchst hinauszuzö- 
gem. Ich glaube, daß es notwendig ist — wenn wir die 
Aufgabe, vor der wir stehen, richtig sehen — , daß wir 
heute entscheiden imd daß wir Druck machen, damit 
es zu der erforderlichen Reform kommt. 

Herzlich bedanken möchte ich mich auch bei dem 
Sekretär des Rechtsausschusses, Herrn Allard Plate, 
ohne dessen tatkräftige Mithilfe wir diese sehr gute, 
wie ich meine, Vorlage Ihnen heute nicht hätten 
unterbreiten können. — Herzlichen Dank. 

Rudolf Bindig (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kolle- 
ginnen und Kollegen! Bereits bei der Schaffung des 
derzeitigen Menschenrechtsinstrumentariums im Sy- 
stem des Europarats wurde über die Frage der Errich- 
tung eines einheitlichen Gerichtshofs imd eines ein- 
stufigen Verfahrens diskutiert. Damals entschied man 
sich aber für einen etwas komplizierten, diplomati- 
schen Kompromiß, der eine Mischung zwischen 
einem politischen und einem juristischen Verfahren 
darstellte. 
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Damals gab es eine gewisse Skepsis gegenüber 
gerichtlichen Verfahren. Die Bereitschaft aller Staa- 
ten, sich den Urteilen eines Gerichts zu unterstellen, 
war noch nicht so verbreitet. 

Man verband die beiden Systeme, das politische und 
das juristische Verfahren, dadurch, daß man vorsah, 
daß die Staaten im Laufe der Zeit auf Grimd eines 
Zusatzprotokolls ihre Bereitschaft erklären konnten, 
sich den juristischen Urteilen des Gerichts zu unter- 
werfen. 

Das Gericht hat sich durch seine maßvollen, ausgewo- 
genen und klugen Entscheidungen im Laufe der Jahre 
ein solches Ansehen erworben, daß alle Staaten 
nacheinander ihre Bereitschaft erklärt haben, sich den 
juristischen Sprüchen dieses Gerichts zu unterwerfen. 
Alle Staaten, die dem Europarat länger angehören, 
haben sich diesem juristisch verbindlichen Verfahren 
unterworfen. Wir hoffen, daß dies demnächst auch die 
neu beigetretenen Staaten tun werden; sie haben es 
bereits angekündigt. 

Das Vertrauen, das der Gerichtshof über die Jahre 
erworben hat, zeigt, daß das etwas komplizierte, 
vorgeschaltete, auch politisch bestimmte Verfahren 
jetzt nicht mehr notwendig ist. Ein solcher Filter ist 
nicht mehr geboten. Dieser Filter wurde ja geschaffen, 
damit die Verfahren zunächst weitgehend vertraulich 
liefen. Außerdem wurde — das Verfahren war ja 
eigentlich nicht nur zwei-, sondern dreistufig — nach 
der Kommission noch der Ministerfat eingeschaltet. 

Es ist jetzt an der Zeit und möglich, daß sich der 
Europarat dazu entschließt, daß ein einstufiges juristi- 
sches Verfahren stattfindet. 

Nicht nur die große Zahl der anstehenden Fälle und 
nicht nur die Zahl der hinzugekommenen Länder 
machen es notwendig, das bisherige Verfahren zu 
reformieren, sondern von Bedeutung ist auch, daß es 
einen quahtativen Sprung geben kann: tendenziell 
weg von dem politischen vorgeschalteten Verfahren 
hin zu einer Justifizienmg, zu einem rein juristischen 
Verfahren. Wir haben angesichts der Leistungsfähig- 
keit, der Fairneß und der Klugheit dieses Gerichtshofs 
so viel Vertrauen in Europa gewonnen, daß für ims 
alle jetzt die Zeit ist, die Bereitschaft zu bekimden, uns 
von vornherein einem solchen juristischen Verfahren 
zu stellen. 

Deshalb meine ich, es ist sinnvoll, den vom Berichter- 
statter vorgeschlagenen mutigen Schritt jetzt zu tun, 
das Verfahren von vornherein juristisch zu gestalten 
und den einzelnen Beschwerdeführern das Recht zu 
geben, vor den Gerichtshof zu gehen. 

Das bedeutet dann natürlich auch einen hauptamtli- 
chen Gerichtshof, der in mehrere Kammern auf geteilt 
werden muß. Jeder betroffene Staat hat die Möglich- 
keit, in der Kammer dann beteiligt zu werden, wenn 
ein Fall sein Land betrifft. So sind auch die Interessen 
des Einzelstaats gewahrt. 

Wir würden damit einen sehr wichtigen Schritt tun 
sowie deutlich machen und allgemein akzeptieren, 
daß die Menschenrechte — nicht nur ihre Deklara- 
tion, sondern auch ihre juristische Durchsetzung — 
das tragende Element des Europarats sind. 


Deshalb gilt es, die Vorschläge des Berichterstatters 
zu unterstützen. 

Friedrich Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU):*) Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender! Es ist nicht möglich, daß vrir 
hier auf alle Punkte eingehen. Ich möchte mich 
zunächst herzlich bedanken bei Frau Haller und den 
Kollegen, die im wesentlichen zustimmend und befür- 
wortend Stellimg genommen haben. Das zeigt, daß 
wir, wie ich meine, auf dem richtigen Weg sind. 

Ganz kurz wenige Anmerkungen zu einigen Beiträ- 
gen. Ich möchte mit dem Beitrag von Herrn Babourine 
anfangen, der uns das Problem politischer Gefange- 
ner hier aufgezeigt hat. Ich bin selbst Berichterstatter 
des Rechts ausschuss es zum Beitrittsantrag Lettlands 
und werde dem, was er hier vorgetragen hat, selbst- 
verständlich nachgehen, bitte allerdings Herrn 
Babourine, daß er mir konkreteres Material an die 
Hand gibt. Wir werden noch im Dezember nach Riga 
reisen. Dann hätte ich dieses Material gerne zur 
Hand. 

Wir können nicht auf die Probleme eingehen, die mit 
dem Zerfall eines Weltreiches Zusammenhängen imd 
uns hier in vielerlei Hinsicht im Augenblick sehr 
nachdrücklich beschäftigen. 

Eingehen möchte ich auf den Beitrag von Sir Russell 
Johnston. Soweit mir bekannt ist, haben sich alle 
Länder, die Mitglieder des Europarats sind und die 
Europäische Menschenrechtskonvention ratifiziert 
haben, dem Spruch des Eiaropäischen Menschen- 
rechtsgerichtshofs imterworfen. 

Das, was zu dem konkreten Fall Zypern gesagt 
worden ist, imterstreicht eigentlich das, was ich in 
meinem Einleitungsstatement gesagt habe, daß das 
Recht nur so viel wert ist, wie es — innerhalb einer 
zumutbaren Zeit — durchsetzbar ist. Dieses Beispiel 
ist kein gutes Zeugnis für das derzeitige System. 

Das, worauf es bei der Reform ankommt, ist, daß das 
System das beste sein wird, das den Menschenrechts- 
schutz am effektivsten gewährleistet. Nach imserer 
Überzeugung ist es der „single court" mit einem 
„fuU-time body". Wir werden jedenfalls die weitere 
Diskussion sehr nachdrücklich zu begleiten haben. 
Dabei können auch die Einwände, die hier noch 
erhoben worden sind, sicherlich berücksichtigt wer- 
den. 

Wichtig ist, daß wir zu einer Reform der Struktur 
kommen. Das möchte ich noch einmal sehr nach- 
drücklich unterstreichen. Da wird nur ein kühner 
Schritt helfen. Dieser kühne Schritt ist nach meiner 
Auffassung der Schritt zum „single court". 

Herr Espersen hat wenig Optimismus geäußert. Wenn 
wir das Ganze in der Hand der Mitglieder im Len- 
kimgsausschuß lassen — wenn ich das einmal so 
sagen darf — , dann werden wir in der Tat noch große 
Schwierigkeiten zu erwarten haben. Wir müssen 
sehen, daß die Entscheidung auf die politische Ebene 
kommt. Nur dann werden wir Aussicht darauf haben, 
daß wir Erfolg haben. 


*) Schlußbemerkung des Berichterstatters 
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Ich darf mich noch einmal bei allen, die in dieser 

Debatte gesprochen haben, sehr herzlich bedanken 

und möchte Sie sehr herzlich bitten, mit einer möglich 

großen Mehrheit dieser Empfehlung zuzustimmen. 

Empfehlung 1194 (1992) 

betr. die Reform der Kontrollmechanismen 
der Europäischen Menschenrechtskonvention 

1. Die Versammlung erinnert an ihre Empfeh- 
lung 1087 (1988) betr. die Verbessenmg der Ver- 
fahren der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion. 

2. Sie geht bei ihrer Empfehlung davon aus, daß die 
Anzahl der Mitgliedstaaten des Europarates sich 
inzwischen auf 27 erhöht hat und auch in den 
nächsten Jahren weiter steigen wird und daß auf 
diese Art und Weise mit einer beträchtlichen Erhö- 
hung der Anzahl der Petitionen zu rechnen ist, die 
der Kommission und dem Gerichtshof vorgelegt 
werden. 

3. Sie ist der Ansicht, daß die Zahl der Individualbe- 
schwerden überproportional zur Bevölkerung der 
neuen Mitgliedstaaten ansteigen wird, denn im 
Gegensatz zu den alten Mitgliedstaaten bedeutet 
das System des Europarates zum Schutz der Men- 
schenrechte für diese Staaten ein wichtiges Ele- 
ment bei der Einführung der Grundrechte, der 
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit. 

4. Sie betont, daß die Zukunft ihr System zum Schutz 
der Menschenrechte ernsthaft auf die Probe stellen 
wird und daß daher die Reform der Kontrollmecha- 
nismen der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion für den Europarat von größter Bedeutung ist. 

5. Diesbezüglich erscheint es angebracht, auch die 
Empfehlung 1183 (1992) der Versammlung betr. 
den Zugang europäischer Nicht-Mitgliedstaaten 
zu denjenigen Institutionen, deren Arbeit gemäß 
bestimmter Konventionen des Europarates im 
Bereich der Menschenrechte erfolgt, zu berück- 
sichtigen. 

6. Darüber hinaus berücksichtigt die Versammlung 
den Bericht ihres Ausschusses für Recht und Men- 
schenrechte (Dok. 6659) sowie die Ergebnisse der 
Anhörung, welche der Ausschuß am 15. Juni 1992 
in Straßburg veranstaltete. 

7. Die Versammlung bringt nunmehr ihre Überzeu- 
gung zum Ausdruck, daß die Reform der Kontroll- 
mechanismen der Europäischen Menschenrechts- 
konvention nicht länger auf geschoben werden 
darf. 

8. Daher empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee, 

i. die erforderlichen Schritte zu ergreifen, um 
unverzüglich die Kontrollmechanismen der 
Europäischen Menschenrechtskonvention zu 
reformieren; 


ii. dabei dem Vorschlag eine eindeutige Präferenz 
einzuräumen, der auf die Schaffung eines ein- 
heitlichen und einzigen Gerichtshofes als Voll- 
zeitgremium, der die jetzige Kommission und 
den Gerichtshof für Menschenrechte ersetzen 
soll, abzielt; 

iii. davon abzusehen, sich für eine Übergangslö- 
sung zu entscheiden, welche die erforderliche 
Reform nur weiter verzögern würde. 


Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Premierministers 
der Republik Slowenien, Janez Drnovsek 

(Themen: Antrag Sloweniens auf volle Mitgliedschaft 
im Europarat — politische Fortschritte seit der Erlan- 
gung der Unabhängigkeit — wirtschaftliche Entwick- 
lung — Verteilung der Lasten aufgrund der Flücht- 
lingsflut) 


Tagesordnungspunkt 

Ansprache der Generalsekretärin 
der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates, Catherine Lalumi^re 

(Themen: Öffnung des Europarates gegenüber den 
Staaten Mittel- und Osteuropas — Definition der 
Grenzen Europas — Beziehungen zur KSZE — Ver- 
besserung des Schutzes der Menschenrechte als Kern- 
punkt der Tätigkeit des Europarates — Verpflichtung 
des Europarates zum Handeln in bezug auf die Krise 
im ehemaligen Jugoslawien — erhöhter Haushaltsbe- 
darf aufgrund der Erweiterung und Reorganisation 
des Europarates) 


Tagesordnungspunkt 
Verbundene Debatte 

Die politischen Konsequenzen 
des Vertrags von Maastricht 

Berichterstatter: 

Abg. Theodorus Pangalos (Griechenland) 

Die Europäische Wirtschafts- und Währungs- 
union — Die Folgen des EG-Vertrags über die 
Europäische Union 

Berichterstatter: 

Abg. Toby Jessel (Vereinigtes Königreich) 

Robert Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach Maastricht steht die EG vor einer 
dreifachen Herausforderung: der Vollendung, der 
Vertiefung und der Erweiterung. Vollendung heißt 
Umsetzung des Binnenmarktprogramms, damit welt- 
weit der größte Binnenmarkt entsteht und geschaffen 
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werden kann, in dem Güter, Dienstleistungen, Kapital 
und Personen frei zirkulieren können. 

Vollendung heißt auch, daß die GATT- Verhandlun- 
gen bald zu einem Abschluß gebracht und nunmehr 
die Beschlüsse der EG zur Agrarreform umgesetzt 
werden. 

Vertiefung heißt, daß die föderativen Elemente — ge- 
nauer gesagt: der supranationale Ansatz der Ver- 
träge — gestärkt werden; denn nur bei einer Vertie- 
fimg wird die Gemeinschaft weitere Mitglieder auf- 
nehmen und verkraften können. 

Wir wollen keine Rückentwicklimg zu einer imbedeu- 
tenden Freihandelszone nüt diplomatischen Dauer- 
konferenzen in Brüssel. Deshalb treten wir dafür ein, 
daß dort, wo wesentliche gemeinsame Interessen aller 
Mitgliedstaaten der EG berührt werden — das, was in 
Jugoslawien geschieht, ist ein solcher Fall — , die EG 
durch alle Staaten verpflichtende gemeinsame Aktio- 
nen geschlossen und rechtzeitig auftritt. 

Das bedeutet, daß im Vollzug dieser gemeinsamen 
Aktionen in den EG-Gremien mehrheitlich Be- 
schlüsse herbeigeführt werden müssen,- denn nur 
dann wird die EG als Stabilitätspol in der Lage sein, 
Konflikte zu verhüten sowie im Krisenmanagement 
und in der friedlichen Streitbeilegung als ausglei- 
chender Faktor in Erscheinimg zu treten. 

Vertiefimg heißt aber auch, daß die Entscheidungen 
in der EG demokratisch legitimiert sind und die 
Verantwortlichen sich der Kontrolle des Europäischen 
Parlaments unterwerfen müssen. Hier läßt Maastricht 
noch viele Wünsche offen. 

Schließlich führt die Vertiefimg zu einer einheitlichen 
Währung, sofern die Staaten, die an der Währungs- 
union teilnehmen möchten, besondere Bedingungen 
erfüllen. 

In der Tat: Diese Währungsunion ist in Deutschland 
nicht unumstritten. Wir erwarten deshalb, daß paral- 
lele Fortschritte, die dem Ausmaß der Souveränitäts- 
übertragung im Währungsbereich ähneln, auch auf 
anderen Feldern folgen, z. B. in der Umwelt-, Ver- 
kehrs- und Zuwanderungspolitik. 

Erst wenn die Vertiefung vollendet sein wird und sich 
alle Beitrittskandidaten mit einem eindeutigen 
gemeinschaftlichen Besitzstand konfrontiert sehen, 
ist, meine ich, an eine Erweiterung der EG auf ganz 
Europa zu denken. 

In der Leitvorstellung einer europäischen Supermacht 
löst die EG meiner Auffassung nach eher Ängste und 
Besorgnisse vor einer Zentralisierung und Überregle- 
mentierung durch bürgerferne, anonyme Gremien 
aus. Deshalb ist das Subsidiaritätsprinzip von 
zukunftsweisender Bedeutung. Wir wollen eine Ein- 
heit in der Vielfalt, vor allem eine Stärkung des 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts mit 
handlungsfähigen Institutionen. Auch hier muß 
Maastricht noch deutlicher werden. 

Maastricht muß aber vor allem deshalb gelingen, weil 
bei allen möglichen Fortschritten auf imserem Konti- 
nent den europäischen Völkern eine Perspektive: 


aufgezeigt werden muß — ich meine: vor allem den 
osteuropäischen Völkern — , damit sie nicht völlig der 
Versuchung des Nationalismus erliegen. Auch wenn 
sich manche Teilrepubliken der Sowjetunion unter 
Hinweis auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker 
legitimerweise für „souverän" erklärt haben, werden 
sie bald feststellen müssen, daß sie kaum zu einer 
autonomen Problemlösimg in der Lage sein werden. 
Sie stehen vor der Bewältigung globaler Probleme, die 
die Idee des souveränen Nationalstaats bald als ein 
historisch überholtes Konzept aus dem 19. Jahrhun- 
dert erscheinen lassen werden. 

Nach dem Zusammenbruch der kommunistischen 
Parteidiktaturen und dem Ende der Ideologie, die sich 
zu Unrecht „sozialistisch" nannte, ist eine europäische 
Einigimg die einzige Diesseits-Idee, die eine reale 
Utopie verheißt. Vielleicht wird sie deshalb zuneh- 
mend angefeindet und geraten überzeugte Europäer 
in den Geruch als naive Weltverbesserer einer Idee 
ohne Substanz anzuhängen. 

Wer jedoch behauptet, daß die europäische Einigung 
als Konzept des kalten Krieges tot sei, der hat die 
Lehren aus zwei Weltkriegen vergessen. Und er 
übersieht, daß die Zukunft unseres Kontinents vor der 
Alternative stehen könnte: Maastricht oder Sara- 
jevo. 

Vielen Dank. 

Gerhard Reddemann (CDU/CSU):*) Ich möchte ein 
ganz kurzes Wort des Dankes an beide Berichterstat- 
ter richten. Wenn ich Mr. Pangalos besonders hervor- 
hebe, dann nicht nur deswegen, weil er der Bericht- 
erstatter der Politischen Kommission ist, sondern 
auch, weil er neben seinem ausgezeichneten Bericht 
und seinen vorzüglichen Empfehlungen hier eine 
Rede gehalten hat, die eines Berichterstatters würdig 
war. 

Wir haben heute eine Debatte erlebt, die mich ein 
wenig an die Zeit erinnert hat, als es um die Frage 
ging, ob wir eine Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft gründen wollten oder ob wir eine Freihandels- 
zone haben möchten. Viele der alten Fronten sind 
wieder aufgesprungen. Man konnte sich fast überle- 
gen, ob man in den fünfziger Jahren oder wirklich in 
den neunziger Jahren gewesen ist. Der einzige Unter- 
schied — wenn ich dies einmal sagen darf — war, daß 
es dieses Mal besonders gegen die Deutsche Bundes- 
bank ging. Als ich zum erstenmal an einer Konferenz 
im Lancester-Haus über die Zukunft Europas teilneh- 
men durfte, da waren es die Gnome von Zürich 
— sprich: die Banker von dort. Ich habe den Eindruck, 
hier ist nur einiges leicht verschoben worden. 

Was aus vielen der Reden sprach, war die Besorgnis, 
daß Europa noch nicht so weit ist, um wirklich zu einer 
Europäischen Union zu finden. Eine Fülle von Äng- 
sten existierten, die man ernst nehmen muß, selbst 
wenn man sie nicht teilt. Ich meine, es wäre eine 
Aufgabe gerade dieser Versammlung, nicht so sehr 
den Ängsten die Zustimmung zu geben, sondern 
denen Hüfe zukommen zu lassen, die in Europa die 
Vereinigung vorantreiben. 


*) als Vorsitzender des Politischen Ausschusses 
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Denn wir wollen uns darüber im klaren sein: Wenn wir 
anfangen, ängstlich zu werden, was sollen unsere 
Wähler sagen, die sehr viel weniger Informationen 
über das, was wir hier vorbereiten imd was in Maas- 
tricht und sonstwo behandelt wurde, besitzen? Wenn 
wir nicht in der Lage sind, wirklich voranzugehen, imd 
wenn wir ims an alte Vorstellungen klammem, dann 
wird aus Europa in diesem Jahrtausend sicher nichts 
mehr. 

Ich muß hinzufügen: Ich war ein wenig überrascht, als 
einer unserer Kollegen glaubte, man müßte in der 
Frage der Wirtschaftsreform zurückgehen und z. B. 
sagen, man lasse nicht überall den freien Markt zur 
Realität werden, sondern man müsse wieder die 
eigene Industrie imterstützen — kurzum, man müsse 
zur alten Industriepolitik zurückkehren. 

Ich gehöre nicht zu denen, die etwa von einem Modell 
Deutschland sprechen; das wäre für mich überheb- 
lich. Aber ich sage eines mit allem Nachdruck: Hätten 
wir 1945, 1946 imd 1947 sowie vor allem nach der 
Währungsreform 1948 weiter diese alten Modelle 
praktiziert, hätte sich Herr Jessel heute nicht über die 
Wirtschaftskraft der Bundesrepublik Deutschland und 
über die Besonderheiten der Deutschen Bundesbank 
unterhalten müssen, denn dann wären wir in der 
Vergangenheit ein ganzes Stück zurückgeblieben. 

Ich meine — damit schließe ich, Herr Präsident — : 
Lassen Sie uns kühne Gedanken — und der Vertrag 
von Maastricht ist eine Kombination von kühnen 
Gedanken — in der Finanz- und in der Wirtschafts- 
politik an den Anfang stellen. Verzichten wir darauf, 
im Nachbarstaat oder einem Nachbarn anderer poli- 
tischer Gesinnung jemanden zu sehen, der nicht für 
die europäische Einigung ist, sondern nur nationale 
oder andere politische Interessen vertritt. 

Ich wäre Ihnen daher dankbar, meine Damen, meine 
Herren, wenn Sie — dies sage ich im Auftrag der 
Politischen Kommission — dem Vorschlag, den wir 
Ihnen durch Herrn Pangalos vorgelegt haben, 
zustimmten. 

Entschließung 990 (1992) 

betr. die politischen Konsequenzen 
des Vertrags von Maastricht 

1. Die Versammlung ist der Ansicht, daß der am 
7. Februar 1992 in Maastricht Unterzeichnete Ver- 
trag über die Europäische Union einen beachtli- 
chen Fortschritt der Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft auf dem Weg zu ihrer Union darstellt. 

2. Die Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion, die Verabschiedung gemeinsamer 
Maßnahmen zur Vollendung des Binnenmarkts 
bei gleichzeitiger Wahrung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts, die Einführung 
einer gemeinsamen Unionsbürgerschaft und die 
Festlegung einer gemeinsamen Außenpolitik sind 
grundlegende Elemente der europäischen 
Union. 


3. Die Umsetzung des Maastrichter Vertrags über 
die Europäische Union stellt die Gemeinschaft vor 
drei wichtige Fragen: die Erweiterung auf neue 
Mitglieder, die Verhandlungen über neue finan- 
zielle Perspektiven und die Festlegung einer 
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. 

4. Trotz des ablehnenden Votums der Dänen haben 
die Zwölf anläßlich des Treffens des europäischen 
Rates in Lissabon ihre Entschlossenheit bekräf- 
tigt, ihren in Maastricht eingegangenen Ver- 
pflichtungen nachzukommen und im Geiste des 
neuen Vertrags an der Vollendung der Europäi- 
schen Union zu arbeiten. Der 1. Januar 1993 
wurde als Datum für das Inkrafttreten des Ver- 
trags festgesetzt. Es bleibt jedoch noch festzule- 
gen, auf welche Weise sich Dänemark an der 
Union beteiligen wird. 

5. Die Zwölf haben in Lissabon beschlossen, daß die 
Verhandlungen über die Erweiterung der Ge- 
meinschaft auf beitrittswillige Länder der euro- 
päischen Freihandelsgesellschaft (EFTA) eröffnet 
werden könnten, sobald der Vertrag über die 
Europäische Union in Kraft getreten und ein 
Übereinkommen über die künftige Finanzierung 
der Gemeinschaft erzielt worden ist. Für die 
Untersuchung der anderen Anträge auf Mitglied- 
schaft wurde kein Zeitplan erstellt, aber der 
Europäische Rat hat die Kommission angewiesen, 
konkrete Vorschläge in bezug auf Maßnahmen 
für den Beitritt der mittel- und osteuropäischen 
Staaten vorzulegen. 

6 . Die künftige Finanzierung der Gemeinschaft wirft 
für die sogenannten „reichen" Länder und die 
sogenannten „armen" Länder Probleme auf. 
Letztere befürchten, daß die dem Strukturfonds 
und dem Kohäsionsfonds zugewiesenen Mittel 
nicht das in Maastricht festgesetzte Niveau errei- 
chen. 

7. Das „Subsidiaritätsprinzip", demzufolge die Ge- 
meinschaft in Bereichen, die nicht in ihre aus- 
schließliche Zuständigkeit fallen, nur dann tätig 
wird, sofern die Ziele der in Betracht gezoge- 
nen Maßnahmen auf der Ebene der Mitgliedstaa- 
ten nicht erreicht werden können, sollte einen Ab- 
bau der Bürokratie der Gemeinschaft ermög- 
lichen und ihr eine stärkere Bürgernähe verschaf- 
fen. 

8. Das mangelnde Einvernehmen zwischen den 
zwölf Mitgliedstaaten über die Sozialpolitik der 
Gemeinschaft führt zu Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung der Charta der Gemeinschaft über die 
grundlegenden sozialen Rechte von Arbeitneh- 
mern und folglich bei der Entwicklung der „sozia- 
len Dimension" der künftigen Europäischen 
Union. 

9. Wie die Krise im früheren Jugoslawien zeigt, stellt 
die Festlegung einer gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik die schwierigste Aufgabe für 
die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft dar. Dar- 
über hinaus werden durch die Tatsache, daß diese 
Politik außerhalb des institutionellen Rahmens 
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der Gemeinschaft gestellt wird, die Kontrolle und 
die politische Initiative des Europäischen Parla- 
ments ausgeschlossen. 

10. Das Inkrafttreten des Vertrags über die Europäi- 
sche Union wird politische Konsequenzen haben, 
nicht nur für die Zwölf, sondern auch für die 
Gesamtheit der europäischen Staaten. 

11. Die Versammlung fordert die Parlamente der 
Mitgliedstaaten auf, die Konsequenzen des 
Inkrafttretens des Maastrichter Vertrags zu ermit- 
teln, insbesondere in bezug auf: 

i. die Festlegung einer gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik der Zwölf; 

ii. die Erweiterung der Gemeinschaft und die 
Beziehungen zwischen dieser erweiterten 
Gemeinschaft, der Westeuropäischen Union 
und dem Europarat; 

iü. die europäische Unionsbürgerschaft, die ge- 
genwärtig ausschließlich auf Staatsangehö- 
rige der Gemeinschaft beschränkt ist; 

iv. die Rolle und die Zuständigkeiten des Euro- 
päischen Parlaments und der Europäischen 
Kommission; 

V. den wirtschaftlichen und sozialen Zusammen- 
halt des gesamten Kontinents. 

Richtlinie 481 (1992) 

betr. die politischen Konsequenzen des Vertrags 
von Maastricht 

Bezug nehmend auf ihre Entschließung 990 (1992) 
betr. die politischen Konsequenzen des Vertrags von 
Maastricht und in Erwägung der grundlegenden 
Bedeutung dieses Vertrags für die Zukunft des euro- 
päischen Aufbaus weist die Versammlung ihren Poli- 
tischen Ausschuß sowie ihren Ausschuß für Wirtschaft 
und Entwicklung an, die Entwicklung dieser Frage 
genau zu verfolgen und der Versammlung zu gegebe- 
ner Zeit darüber zu berichten. 


Empfehlung 1195 (1992) 

betr. die Europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion — Die Folgen des EG-Vertrags 
über die Europäische Union für Europa 

1. Die in dem am 7, Februar 1992 in Maastricht 
Unterzeichneten EG-Vertrag über die Europäische 
Union vorgesehene Wirtschafts- und Währungs- 
union wird weitreichende Folgen für ihre Mitglied- 
staaten haben, da sie anstelle der nationalen Wäh- 
rungen eine einzige europäische Wähnmg sowie 
die Verwaltung dieser Währung durch eine Euro- 
päische Zentralbank vorsieht. Diese Wirtschafts- 
und Währungsunion wird auch starke Auswirkun- 
gen auf alle anderen Staaten in Europa und dar- 
über hinaus haben. Die Rolle des Europarates 
besteht darin, die konstruktive Zusammenarbeit 


zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft und dem übrigen Europa zu för- 
dern. 

2. Eines der Hauptanliegen der Parlamentarischen 
Versammlung, welche die Parlamente der 27 Mit- 
ghedstaaten des Europarates vertritt, ist die Förde- 
rung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwi- 
schen all ihren Mitgliedstaaten im Einklang mit 
dem in der Satzung des Europarates festgelegten 
Ziel, „den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt 
ihrer Mitglieder zu fördern". 

3. i. Die Unterzeichnerstaaten des Maastrichter Ver- 

trags bekräftigen, daß es mit der Wirtschafts- 
und Währungsunion nicht nur durch den Weg- 
fall von Währungsschwankungen und Transak- 
tionskosten zu Handelserleichterungen, son- 
dern auch zu Auslandsinvestitionen in den 
beteiligten Staaten kommen wird, daß das Wirt- 
schaftswachstum gefördert, die wirtschaftliche 
und somit politische Stabilität gestärkt und die 
Voraussetzungen für die mögliche politische 
Vereinigung Europas geschaffen werden. 

ii. Viele halten jedoch daran fest, daß die Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft und 
ihre Bevölkerungen nicht bereit sind, ihre natio- 
nalen Währungen und deren Verwaltung aufzu- 
geben, weil Wirtschaftspolitiken, Traditionen 
und Verhältnisse zu ungleich bleiben werden, 
als daß die Europäische Währungsunion funk- 
tionieren könne oder weil sie eine gewisse 
wirtschaftliche Souveränität beibehalten möch- 
ten. 

4. Die Versammlung empfiehlt daher dem Minister- 
komitee, die betroffenen Regierungen aufzufor- 
dern, die folgenden Ziele in bezug auf die Europäi- 
sche Wirtschafts- und Währungsunion zu berück- 
sichtigen: 

i. die ausgeprägte wirtschaftliche Kluft in Europa 
und das Gefühl des Ausgeschlossenseins auf 
seiten der Staaten, die außerhalb der Union 
bleiben, sollten nicht weiter verstärkt werden; 

ii. die Gemeinschaftseinrichtungen sollten genü- 
gend demokratisch sein und bleiben, imd das 
Wesensmerkmal der Demokratie sollte darin 
bestehen, daß das Parlament und nicht Regie- 
rungen oder Kommissionen die gesetzgebende 
Befugnis und Kontrolle besitzt; 

iii. es sollte sichergestellt werden, daß die reiche- 
ren Staaten oder Regionen, in denen sich das 
Kapital infolge der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion voraussichtlich stärker 
konzentrieren wird, die ärmeren Staaten und 
Regionen genügend unterstützen; 

iv. es sollte sichergestellt werden, daß die Europäi- 
sche Wirtschafts- imd Währungsunion positive 
Auswirkungen für die Entwicklungsländer 
hat. 
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Mittwoch, 7. Oktober 1992 

Tagesordnungspunkt 

Extreme Armut und Ausschluß 
aus der Gesellschaft: 

Für ein gesichertes Existenzminimum 

Berichterstatterin; 

Abg. Doris Havik (Schweden) 

Manfred Reimann (SPD): Herr Präsident! Meine wer- 
ten Kolleginnen! Meine werten Kollegen! Die wirklich 
gute Zusammenfassung von Frau Havik läßt im 
Grunde genommen nur noch Ergänzungen der 
Gesamtbetrachtung des Problems zu. 

Das Problem der neuen Armut ist in Europa und in der 
Welt eigentlich schon seit den 80er Jahren bekannt. 
Wiederholt wurde dringlich darauf hingewiesen, daß 
die Fundamente der sozialen Sicherungssysteme in 
Europa und weltweit starken Erschütterungen ausge- 
setzt sind und handlungsunfähig zu werden drohen, 
womit im Grunde genommen immer mehr neue 
Armut vorprogrammiert ist. 

Es ließe sich auch sagen — ein bißchen ketzerisch — : 
Die Armen werden immer ärmer, und die Reichen 
werden immer reicher. Der Tag, an dem die aufgeris- 
sene Kluft zwischen arm und reich nicht mehr über- 
brückbar ist, wird in den europäischen Staaten 
abmeßbar sein, wenn die staatlichen Regierungen 
nicht sehr bald gesetzgeberische Schritte dagegen 
einleiten, und zwar auf nationaler wie auch auf 
europäischer Ebene. Die Dimensionen des Elends in 
der Welt sind schon so groß, daß dadurch viele 
Menschen zu Tode kommen. 

Die Definition von „Armut" ist ausgesprochen schwie- 
rig. Man muß sicherlich zwischen dem Begriff der 
„absoluten Armut" für ganze Völker, wie sie sich 
lebensbedrohend in der sogenannten Dritten Welt 
darstellt, und dem Begriff der „relativen bis extremen 
Armut" unterscheiden, wie es sie in den Staaten der 
sogenannten Ersten Welt gibt. 

Die Armutsdefinition, auf die man sich in Europa 
— veranlaßt durch die EG-Kommission im Jahr 
1981 — geeinigt hat, lautet, grob gefaßt, folgenderma- 
ßen: Als arm zu bezeichnen ist derjenige, der weniger 
als 50 % des Durchschnittseinkommens seines Landes 
als Einkünfte zur Verfügung hat und zur Sicherung 
des täglichen Bedarfs dauerhaft Unterstützungslei- 
stungen des Staates in Anspruch nehmen muß. 

Ursachen der neuen Armut finden sich, wie im Antrag 
dargestellt, in der Krise des Arbeitsmarkts — das 
sagten schon andere Redner — , in der Reduzierung 
der sozialen Sicherungssysteme sowie in den verän- 
derten gesellschaftlichen Strukturen. Auch hier die 
ketzerische Anmerkung; Je individualistischer sich 
eine Gesellschaft entwickelt, desto schwieriger ist es, 
zu einer gesamtgesellschaftlichen Solidarität zu 
gelangen. 

Betroffen sind nicht nur die Individuen, sondern auch 
bestimmte, besonders gefährdete Randgruppen. Als 
Hauptgruppen sind hier zu nennen: Arbeitslose, alte 


Menschen, psychisch und physisch kranke Men- 
schen, Alleinerziehende — primär Mütter — und kin- 
derreiche Familien, Nichtseßhafte, schlecht oder gar 
nicht Ausgebildete und junge Menschen. 

Produziert wird das Problem der Armut in den Staaten 
oft und vor allem mit einer verfehlten Arbeitsmarkt- 
politik, die dann auf Gemeindeebene mit immer 
knapper werdenden Mitteln ersetzt werden soll, 
obwohl mit steigender Arbeitslosigkeit die Einnah- 
men der Kommunen sinken. Wir haben es hier mit 
einem Teufelskreis zu tun. 

Der Bereich der Erwerbsarbeit in der Produktion ist in 
den letzten Jahren in ganz Europa kontinuierlich 
geschrumpft und nimmt nach wie vor weiter ab. 
Infolge von Rationalisierung und Modernisierung 
steigt die Arbeitslosigkeit. Die Beiträge zu den sozia- 
len Sicherungssystemen wie Arbeitslosenversiche- 
rung, Rentenversicherung etc. nehmen ab. Damit 
wächst die Belastung für diejenigen, die noch Arbeit 
haben. Immer weniger Arbeitende sorgen so für 
immer mehr Arbeitslose. Langzeitarbeitslose werden 
je nach Staat nicht aus Solidarkassen finanziert 
— diese Kassen reichen nicht mehr aus — , sondern 
die Sozialhüfe muß hier einspringen und belastet die 
Kommunen immer mehr. 

Auch das Problem der Wohnungsnot greift sehr stark 
in diesen Komplex ein. Arbeitslos geworden, kann 
vielfach die Miete nicht mehr bezahlt werden, erfolgt 
der Abschub ins Obdachlosenasyl. Von da aus wie- 
derum läßt sich kaum noch ein Arbeitsplatz finden. 
Der Teufelskreis beginnt: ohne Arbeit keine Woh- 
nung, ohne Wohnung keine Arbeit. Das führt im 
Grunde genommen zur Hüflosigkeit. 

Auf Dauer wird man dem steigenden Problemdruck 
nur mit weiter steigendem Leistungsabbau begegnen 
können. Das heißt, die Summe der vorhandenen 
Mittel wird durch immer mehr Bedürftige geteilt. 
Damit steht für den einzelnen immer weniger zur 
Verfügung. Die sozialen Systeme in den einzelnen 
Staaten reichen für eine dauernde Hüfe nicht aus. Es 
geht um Hilfe in der Not; dessen muß man sich immer 
be’wußt sein. 

In bezug auf Deutschland weise ich auf eine alar- 
mierende Tendenz hin; Das unbestritten stattgefun- 
dene hohe Wirtschaftswachstum in den letzten zehn 
Jahren hat gleichzeitig zu einer Verdoppelung der 
Zahl der Sozialhilfeempfänger geführt. Dies bedeutet, 
daß Wachstum allein die Probleme der Armut nicht 
löst bzw. nicht lösen kann. 

Hinzu kommt, daß wir die jeweiligen Regierungen 
auffordem sollten, eine kontinuierliche Armutsbe- 
richterstattung durchzuführen. Erst eine solche 
Berichterstattung würde nämlich die Schaffung eines 
entsprechenden Problembewußtseins und die Ent- 
wicklung von Lösungsstrategien sinnvoll unterstüt- 
zen. 

Es gibt Länder, in denen die Auffassung vertreten 
wird: Wer arm ist, ist selber schuld; soll er doch sehen, 
wie er weiterkommt. Die EG ist in diesem Punkt zum 
Glück etwas weiter fortgeschritten und führt bereits 
seit einigen Jahren Armutserhebungen durch. Doch 
auch hier bleibt kritisch anzumerken, daß die EG- 
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Erhebungen bis auf wenige Ausnahmen — Frank- 
reich und Großbritannien — keine Unterstützung 
durch nationale Erhebungen erhalten. Hier bleibt 
noch viel zu tun. 

Um ein Absinken in Armut bei Alter oder Arbeitslo- 
sigkeit oder aus anderen Gründen zu verhindern, 
bedarf es europaweit der Einführung eines Systems 
der Grundsicherung, wie es in einigen anderen euro- 
päischen Staaten, z. B. in den Niederlanden und in 
Schweden, bereits existiert. 

Es ist nicht mit nationalen oder regionalen Lösungen 
getan, wenn man sich die rasche Auflösung der 
Strukturen in Mittel- und Osteuropa vor Augen führt 
und sich die Gefahr klarmacht, die sich hinter dem 
Begriff „Armenhaus Europa" verbirgt. Hier drohen 
nicht nur Randgruppen einer reichen Gesellschaft 
außen vor zu bleiben, sondern die Disqualifizierung 
und Ausgrenzung ganzer Staaten und Nationen. 

Zum Abschluß erlaube ich mir, Ihnen noch eine sehr 
unbequeme imd die von den Regierungen dieser Welt 
wohl bestgehaßte Frage zu stellen: Warum eigentlich 
passiert es immer und immer wieder, daß die Gesetz- 
geber in den meisten Staaten den gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen so weit hinterherhinken, statt 
gemäß der Maxime „Wehret den Anfängen" frühzei- 
tigen Warnungen Gehör zu schenken und solchen 
Entwicklungen aktiv zu begegnen? 

Ich möchte zum Abschluß noch einmal für die gute 
Berichterstattung durch Frau Havik danken. Ich hoffe, 
daß diese Debatte eine Ergänzung des Berichts dar- 
stellt. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 


Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir 
von Armut reden, sollten wir, glaube ich, vor Verall- 
gemeinerungen warnen. Ich unterstreiche Punkt 7 der 
Entschließung, in dem es heißt, daß von gewissen 
Schwellen zur Definition von Arbeit abgeraten wer- 
den soll. Ich möchte an einem einfachen Beispiel 
erklären, was solche Schwellen an Unsiim produzie- 
ren können. 

Es werden in beiden Berichten Schwellen genannt: 
einmal 50%. Wer unter 50% des Durchschnittsein- 
kommens bekommt, ist zu den Armen zu rechnen. Ein 
anderes Beispiel zeigt auf: Wer weniger als 68% des 
Pro-Kopf-Einkommens bekommt, gehört zu den 
Armen. 

Wenn diese Kriterien auf mich angewandt würden, 
würde ich zu den Armen in der Bundesrepublik 
Deutschland gehören. Denn ich habe für fünf Köpfe zu 
sorgen, und mein Pro-Kopf-Einkommen liegt weit 
unter 68 % — wenn ich die fünf zusammenrechne — 
gegenüber dem Pro-Kopf-Einkommen der Bim- 
desrepublik. Auch wenn ich von den 50% des 
Durchschnittseinkommens ausgehe und sie auf fünf 
aufteüe, gehöre ich ebenfalls zu dem Drittel in der 
Zweidrittelgesellschaft, das zu den Armen gerech- 
net wird. 

Nun fühle ich mich nicht marginalisiert, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, obwohl ich nach diesen Krite- 


rien zu den Armen gehören würde. Ich weiß ganz 
genau, daß man das Ganze nicht so anwenden kann. 
Es zeigt nur, wie gefährlich es ist, von solchen Schwel- 
len zu reden. Es macht deutlich, daß die Ursachen für 
Armut in sehr unterschiedlichen Begründungen zu 
suchen sind. 

Es ist ein großer Unterschied, ob jemand alleine lebt, 
ob jemand in einer Familie lebt, in der beide arbeiten 
und keine Kinder haben, oder ob jemand in einer 
Familie lebt, in der mehrere Kinder vorhanden sind 
und nur einer arbeiten kann. Letztere liegen nach den 
Kriterien, möchte ich sagen, fast unter der Armuts- 
schweUe. Man kann nach dieser Definition mit Kin- 
dern also nur arm sein. Man kann aber sicher reich an 
Gefühl und Erfahrung sein, wenn man über Kinder 
verfügt. 

Das gleiche gilt etwa für die Definition von Armut in 
der Dritten Welt. Was ist mit dem Sultan von Brunei? 
Er lebt in der Dritten Welt — er hat gerade sein 
Jubiläum gefeiert — und gilt als der reichste Mann der 
Welt. Was ist mit Saudi-Arabien? Was ist mit Kuwait? 
Was ist mit den Emiraten? Sie sind Bestandteil der 
Dritten Welt; sie haben aber Pro-Kopf-Einkommen, 
die wesentlich höher liegen als die der Industriestaa- 
ten Europas, 

Was ist von dem Umstand zu halten, daß mehr Gelder 
aus Lateinamerika an Schweizer Banken jährlich 
angelegt werden, als an Entwicklungshilfe nach 
Lateinamerika geschickt wird? Sie sehen also, wie 
schwierig es auch hier ist, Definitionen anzuwen- 
den. 

Wie ist es mit der Arbeitslosigkeit? Ich habe ein 
Beispiel, das sehr interessant ist. Es gibt viel Arbeits- 
losigkeit in den neuen Bundesländern der Bimdes- 
republik Deutschland. Wir haben hier einen Kollegen, 
der in der Spitze eines Betriebes tätig ist und der 
Arbeitskräfte im Textilbereich sucht. Aber die 
Arbeitslosen wollen gar nicht arbeiten. Sie sagen, die 
zweihundert DM, die sie mehr verdienten, wenn sie 
arbeiteten, seien es nicht wert zu arbeiten. Es sei 
besser, Arbeitslosenunterstützung zu beziehen. Der 
Betrieb in den neuen Ländern, wo es so viel Arbeits- 
losigkeit gibt, mußte die Produktion nach Ungarn 
verlagern, weil vor Ort gar keine Arbeitskräfte zu 
finden waren. 

Damit komme ich zu einem Pimkt, den ein Kollege 
bereits angeschnitten hat, nämlich daß das Einkom- 
men aus Arbeit gelegentlich nur geringfügig über 
dem liegt, was man aus Sozialleistimgen bekommen 
kann. 

Ein anderes Beispiel: In der Bundesrepublik bekom- 
men Personen, die arbeitslos werden, eine Arbeitslo- 
senunterstützung, die niedriger ist als die Unterstüt- 
zung für Asylsuchende. Wenn derjenige, der arbeits- 
los wird, erfährt, daß er deswegen arbeitslos wird, weil 
die Produktion seiner Firma in dasjenige Land verlegt 
wird, aus dem die Asylsuchenden kommen, und er 
dann weniger Einkommen hat als diejenigen, die von 
dort in die Bundesrepublik kommen, muß man sich 
nicht wvmdern, daß soziale Spannungen entstehen. 

Das Ja zum Wachstum, das in beiden Berichten steht, 
ist zu unterstreichen. Aber es allein ist nicht die 
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Lösung des Problems. Der Wirtschaftsausschuß ver- 
tritt eine Meinung, vor der ich nur warnen kann. Es 
wird nämlich gesagt: Die Arbeitslosigkeit muß 
dadurch bekämpft werden, daß der Reichtum verteilt 
wird. Das war im Sozialismus und in den kommunisti- 
schen Ländern die Parole. Es ist eine Parole, die nicht 
wirken kann. Wir sollten das in diesem Zusammen- 
hang nicht vergessen. 

Lassen Sie mich abschließend zwei positive Dinge 
sagen. Ich glaube, entscheidend zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und der Armut sind Umschulung und 
Ausbildung. Wir haben die Erfahrung, daß von 
100 Arbeitslosen, die umgeschult vmrden und eine 
zusätzliche Ausbildung erhielten, 85 Arbeit gefunden 
haben. Wir sehen, welche Bedeutung hier gerade der 
Bildungssektor hat. 

Lassen Sie mich einen zweiten Punkt ansprechen. Wir 
müssen den Familien mit. Kindern viel mehr Beach- 
tung schenken. Die Kinder sind es ja, die eines Tages 
die Renten erarbeiten werden, die die Älteren in 
unserer Gesellschaft bekommen. Aber genau diese 
Famüien mit vielen Kindern sind diejenigen — ich 
habe es zu Beginn meiner Ausführungen schon ange- 
deutet — , die in unserer Gesellschaft am meisten 
benachteiligt werden. Diesen Familien sollten wir 
mehr Aufmerksamkeit schenken. 

Ich danke Ihnen. 

Empfehlung 1196 (1992) 

betr. extreme Armut und den Ausschluß aus der 
Gesellschaft: Für ein gesichertes Existenzminimum 

1. Die Versammlung stellt mit Besorgnis fest, daß 
eine zunehmende Zahl von Personen und Fami- 
lien infolge extremer, anhaltender und weitver- 
breiteter Armut aus dem normalen Leben der 
bürgerlichen Gesellschaft ausgeschlossen ist: 

i. diese Situation stellt eine Herausforderung an 
die Regierungen und Parlamente dar, die den 
Systemen des sozialen Schutzes zugrunde lie- 
genden Prinzipien sowie die Werte zu überprü- 
fen, die daraus abgeleitet und in einer Reihe 
gnmdlegender Texte des Europarates, insbe- 
sondere in seiner Sozialcharta, festgeschrieben 
sind; 

ii. die Marginalität und der Ausschluß der wirt- 
schaftlich Schwächsten sind Symptome eines 
Zerfalls der kulturellen und ethischen Grund- 
lagen unserer Gesellschaften: Sie stehen im 
Widerspruch zu den Prinzipien einer gesunden 
Demokratie und könnten eine Gefahr für sie 
darstellen. 

2. Im Hinblick auf die Ausdrucksformen extremer 
und anhaltender Armut und die dadurch bedingte 
soziale Dynamik der Marginalität und den Aus- 
schluß aus der Gesellschaft bestehen erhebliche 
Unterschiede: 

i. zwischen den einzelnen Ländern — im Falle 
einiger benachbarter Länder in einem Aus- 


maß, daß es bei grenzüberschreitender Migra- 
tion zu Zwischenfällen kommt; 

ii. zwischen den einzelnen Regionen innerhalb 
eines Landes; 

iii. zwischen Stadt und Land; 

iv. in bezug auf das Alter der Betroffenen; 

V. in bezug auf die Ursachen, ob diese überwie- 
gend auf kurz- oder langfristige Arbeitslosig- 
keit oder auf Veränderungen der familiären 
Strukturen und zunehmend individualisierte 
Lebensweisen zurückzuführen sind, an die die 
Bestimmungen der Systeme des sozialen 
Schutzes nicht in entsprechender Form ange- 
paßt wurden; 

vi. infolge der grundlegenden Unterschiede im 
Hinblick auf die Struktur der Wirtschaft in den 
Ländern des Westens und den mittel- und 
osteuropäischen Ländern. Diese Unterschiede 
entstehen durch erhebliche Schwierigkeiten 
beim Übergang der mittel- und osteuropäi- 
schen Länder zu marktwirtschaftlich orientier- 
ten Systemen. 

3. Die Versammlung erkennt an, daß das allgemeine 
Problem der Armut am besten bewältigt werden 
kann, indem Maßnahmen zur Förderung des 
Wirtschaftswachstums ergriffen werden, die breit 
angelegte und vielseitige Ausbildungs- und Fort- 
bildungsmöglichkeiten für Arbeitslose vorsehen 
— nach dem Grundsatz, daß Arbeitslosigkeit auch 
eine Gelegenheit bietet, die Fähigkeiten und 
Begabungen von Menschen zu fördern. 

4. Heute wird jedoch in den meisten europäischen 
Ländern deutlich, daß — unabhängig von der 
Umsetzung solcher Politiken und ihren Auswir- 
kungen — weitere strenge und präzise Maßnah- 
men zur Bekämpfung von extremer und anhalten- 
der Armut erforderlich sind. 

5. Die extreme Armut — die Gegenstand dieser 
Empfehlung ist — bezieht sich auf Lebensum- 
stände, in denen die Betroffenen nicht die Mög- 
lichkeit haben, ein menschenwürdiges Leben zu 
führen und ihre Kinder unter menschenwürdigen 
Bedingungen großzuziehen. 

6. Die Linderung extremer Armut ist daher oft eine 
Voraussetzung dafür, daß den betroffenen Men- 
schen die Integration in die Gemeinschaft und ein 
normaler Zugang zu Erziehung, ärztlicher Versor- 
gung, Sozialversichenmg sowie anderen Dien- 
sten ermöglicht werden können. 

7. Extreme Armut ist in jeder Gemeinschaft — ent- 
sprechend den dort geltenden Normen — für 
diejenigen erkennbar, die in direktem Kontakt zu 
den betroffenen Personen und Familien stehen. Es 
ist daher nutzlos, Definitionen oder Kriterien über 
„Schwellen“ und „Mindeststandards" in Europa 
auszuarbeiten, deren Ziel es ist, der Umsetzung 
strengerer nationaler Maßnahmen auf europäi- 
scher Ebene stärkere Impulse zu verleihen — ent- 
sprechend dem Ziel der vorliegenden Empfeh- 
lung, des Kolloquiums des Europarates über Mar- 
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ginalität und Armut (Straßburg, 3. bis 5. Dezem- 
ber 1991), auf dem auch willkommene Projekte 
imd Programme der Europäischen Gemeinschaft 
vorgelegt wurden, und entsprechend der Erklä- 
nmg von Charleroi, die von der Ständigen Konfe- 
renz der Europäischen Gemeinden und Regionen 
des Europarates abgegeben wurde (7. Februar 
1992). 

8. Es geht also darum, auf Regienmgsebene zu 
bestimmen, 

i. wie die Hilfe für diejenigen, die sich zumeist 
über Vereinigungen und karitative Hilfswerke 
wirksam zur Bekämpfung extremer Armut ein- 
setz en, verbessert und kanalisiert werden 
kann; 

ü. ob die Systeme des sozialen Schutzes angepaßt 
oder erneuert werden müssen, um diesem Ziel 
Priorität zu verleihen. 

9. In den meisten bestehenden Systemen des sozia- 
len Schutzes ist die Auffassung vorherrschend, 
daß diejenigen, die keiner bezahlten Arbeit nach- 
gehen oder nur eine Teilzeitbeschäftigung haben, 
lediglich ein Recht auf entsprechend beschränkte 
und verkürzte Mittel besitzen. Diese Auffassung 
beruht auf dem Grundprinzip, Anreize zum Arbei- 
ten zu geben, und sie beinhaltet eine stillschwei- 
gende Abwertung derjenigen Personen, die 
weder eine bezahlte Arbeit finden, noch die 
Fortbildungsmöglichkeiten nutzen. 

10. Selbst wenn die Systeme des sozialen Schutzes, 
die ausschließlich auf diesen Auffassungen und 
Prinzipien beruhen, entsprechend an die Verän- 
derungen der familiären Strukturen und Lebens- 
weisen angepaßt worden sind, genügen sie nicht 
mehr den grundlegenden Bedürfnissen von 
Gesellschaften, in denen Massenarbeitslosigkeit 
herrscht. Darüber hinaus führen die aktuellen 
Definitionen von „Arbeit" im allgemeineren Sinn 
zu einer Benachteiligung derjenigen Personen, 
die — außerhalb des Wirtschaftssystems — äu- 
ßerst wirksam zum Leben in den Gemeinden bei- 
tragen. 

11. Die Versammlung ist sich der Tatsache bewußt, 
daß es wahrscheinlich unmöglich ist, ein System 
des sozialen Schutzes zu entwerfen, in dem Miß- 
brauch oder fragwürdige Ausnutzung ausge- 
schlossen wären, und daß Marginalität und Aus- 
schluß nicht immer an materielle Umstände 
gebunden sind. 

12. Die Versammlung ist der Ansicht, daß diese 
Probleme auf kommunaler Ebene im Zusammen- 
hang und im Rahmen nationaler Systeme am 
besten bewältigt werden können und daß dieses 
Konzept der Schaffung von Anreizen zwar in den 
Systemen des sozialen Schutzes für bestimmte 
Sozialleistungen und einzelne Formen von Unter- 
stützung beibehalten werden kann, jedoch nicht 
länger auf die Bestimmungen für Hilfeleistrmgen 
an Personen und ihre Famüien angewandt wer- 
den sollte, deren Lebensstandard imter ein als 


menschenwürdig erachtetes Mindestniveau ge- 
sunken ist. 

13. Die Sozialcharta des Europarates sieht bereits vor, 
daß jedem, der nicht über ausreichende Mittel 
verfügt, eine angemessene Unterstützung ge- 
währt werden muß (Artikel 13): 

i. neunzehn der zwanzig Vertragsparteien der 
Sozialcharta, einschließlich der zwölf Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
haben die Bestimmungen dieses Artikels 
akzeptiert; 

ii. dieser Artikel — wenn er im Zusammenhang 
mit extremer, anhaltender und weitverbreite- 
ter Armut, zimehmender Massenarbeitslosig- 
keit, Veränderungen der familiären Struktu- 
ren und Individualisierung der Lebensweisen 
angewandt wird — beinhaltet für diejenigen 
Staaten, die ihn akzeptiert haben, bereits die 
Verpflichtung, ein gesichertes menschenwür- 
diges Existenzminimum für bedürftige Perso- 
nen zum Grundsatz und Ziel ihrer Politik zu 
erklären; 

iii. die Systeme des sozialen Schutzes in Europa 
müssen angepaßt werden, um diese Garantie 
sicherzustellen und im Falle von Streitigkeiten 
die Möglichkeit vorzusehen, zugunsten der 
Betroffenen oder in deren Namen vor einer 
unabhängigen Institution ein Rechtsmittel zu 
ergreifen. 

14. Die Versammlung fordert die Regierungen der 
Mitgliedstaaten des Europarates, die der Emopäi- 
schen Gemeinschaft angehören, auf, im Interesse 
des Fortschritts bei der Schaffung eines „europäi- 
schen Sozialraums": 

i. sicherzustellen, daß in Anwendung der Emp- 
fehlung des Ministerrates der Emopäischen 
Gemeinschaft betr. die gemeinsamen Kriterien 
für ausreichende Mittel und Sozialhilfe in den 
Systemen des sozialen Schutzes (92/411 /CEE) 
den völkerrechtlichen Verpflichtungen, die 
durch den Beitritt zur Sozialcharta des Europa- 
rates entstanden sind, Rechnung getragen 
wird; 

ii. sicherzustellen, daß in Anwendung der Emp- 
fehlung des Ministerrates der Europäischen 
Gemeinschaft betr. die Übereinstimmung der 
Ziele und Politiken des sozialen Schutzes 
(92/442/CEE) die im revidierten europäischen 
Codex des Europarates über soziale Sicherheit 
festgelegten Normen sowie die Bestimmungen 
für einen Beitritt der Gemeinschaft zu diesem 
Vertrag berücksichtigt werden. 

15. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomi- 
tee, im Geiste ihrer jüngsten und sehr begrüßens- 
werten Empfehlung R (92) 4 betr. die Koordinie- 
rung der Dienste in beschäftigungs-, sozial- und 
erziehungspolitischen Bereich zugunsten der Ein- 
gliederung oder der Wiedereingliederung von 
Personen, die sich in Schwierigkeiten befinden: 

i. das Ad-hoc-Expertenkomitee für die Verbes- 
serung der Sozialcharta anzuweisen, den 
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Wortlaut des Artikels 13 zu überarbeiten und 
zu aktualisieren, um denjenigen Personen, die 
nicht über ein Minimum an Mitteln zur Füh- 
rung eines menschenwürdigen Lebens verfü- 
gen, einen besseren Schutz zu gewähren, und 
zu imtersuchen, ob die Schaffimg eines beson- 
deren Artikels über Wohnimgs wesen ange- 
bracht sein könnte; 

ü. den Lenkimgsausschuß für soziale Sicherheit 
in Ausführimg der Empfehlung der 5. Konfe- 
renz der europäischen Minister für soziale 
Sicherheit (Irland, 20. bis 21. Mai 1992) anzu- 
weisen, über die Bedeutung des Europäischen 
Kodex der sozialen Sicherheit als einem nor- 
mensetzenden Instrument für die Staaten Mit- 
tel- imd Osteuropas zu berichten sowie über 
Maßnahmen des Europarates zur Erleichte- 
rung von Fortschritten in diesen Ländern im 
Hinblick auf diese Normen; 

iii. die Lenkungsausschüsse für Sozialpolitik, 
Arbeit imd Beschäftigimg aufzufordern, ihre 
Bemühimgen fortzusetzen imd gegebenen- 
falls gemeinsam vorzugehen: 

a) um den mittel- und osteuropäischen Län- 
dern — im Zusammenhang mit ernsten, 
wirtschaftlichen und finanziellen Schwie- 
rigkeiten imd angesichts dramatisch hoher 
und nie zuvor gekannter Arbeitslosenra- 
ten — bei der Festlegung und Einführung 
von Systemen des sozialen Schutzes zu 
helfen und ihnen im Rahmen internationa- 
ler Unters tützungs Programme den Zugang 
zu den entsprechenden Finanzierungsstel- 
len zu ermöglichen, insbesondere zu den 
Institutionen der Europäischen Gemein- 
schaft, der Europäischen Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung (EBRD) und der 
Gruppe der Industrieländer G-24; 

b) um die Länder bei der Ausarbeitung natio- 
naler Strategien zur Verringerung extre- 
mer Armut sowohl bei der Gesamtbevölke- 
rung als auch bei Risikozielgruppen zu 
unterstützen, auf der Grundlage abge- 
stimmter Hilfsmaßnahmen auf kommuna- 
ler Ebene, nicht nur durch Systeme des 
sozialen Schutzes und die Zahlung von 
Arbeitslosengeld, sondern auch durch den 
Zugang zu Wohnungen (und einen Schutz 
gegen den Verlust der Unterkunft), sowie 
durch den Zugang zu ärztlicher Versor- 
gung, Erziehung und Ausbildung sowie zu 
kulturellen Einrichtungen und Freizeitbe- 
schäftigungen; 

c) um Verträge zu fördern, die auf den einzel- 
nen abgestimmt sind, damit arme oder aus 
der Gesellschaft ausgeschlossene Personen 
ermutigt werden, entsprechend ihren Be- 
dürfnissen Alphabetisierungs-, Ausbil- 
dungs- und Fortbildungskurse zu belegen, 
die ihnen ein menschenwürdigeres Leben 
ermöglichen. 


Tagesordnungspunkt 

Die Veranstaltung sozialpolitischer Debatten 

Berichterstatterin: 

Abg, Doris Havik (Schweden) 


Richtlinie 482 (1992) 

betr. die Veranstaltung sozialpolitischer Debatten 

1. Die Versammlung nimmt Bezug auf ihren Schrift- 
wechsel zwischen dem Präsidenten der Versamm- 
lung und dem Vorsitzenden des Ministerkomitees 
im Hinblick auf die Folgemaßnahmen für die 
Schlußresolution der Ministerkonferenz in Turin 
(21. bis 22. Oktober 1991) über die Aktualisierung 
der Sozialcharta des Europarates, insbesondere im 
Hinblick auf die Anwendung bestimmter im Ände- 
rungsprotokoll vorgesehener Maßnahmen durch 
die Kontrollorgane der Charta, bevor dieses Proto- 
koll in Kraft tritt. 

2. Die Versammlung stellt fest, daß Artikel 13 der 
Sozialcharta des Europarates (über das Recht auf 
medizinische und soziale Unterstützung) Gegen- 
stand einer Untersuchung während des 11. Kon- 
trollzyklus der Charta war. 

3. Im Geiste der Schlußresolution der Ministerkonfe- 
renz in Turin 

i. bestätigt die Versammlung, daß die Schlußfol- 
gerungen ihrer Debatte über extreme Armut 
und den Ausschluß aus der Gesellschaft (7. Ok- 
tober 1992) als Ausdruck ihrer Ansichten 
betrachtet werden kann im Hinblick auf die 
ihrer Meinung nach wichtigste Frage, die vom 
Regierungsausschuß und dem Ausschuß unab- 
hängiger Experten in ihren Berichten über den 
1 1 . Kontrollzyklus (2. Staatengruppe) für den 
Zeitraum 1987 bis 1988 behandelt wurde; 

ii. weist die Versammlung ihren Ausschuß für 
Sozialordnung, Gesundheit und Familie an, 
seine Aufgabe im Hinblick auf die Kontrolle der 
Aktualisierung und der Durchführung der So- 
zialcharta des Europarates weiterhin zu erfül- 
len, indem er in regelmäßigen Abständen wich- 
tige sozialpolitische Debatten veranstaltet. 


Tagesordnungspunkt 

Die Bevölkerungsstruktur der zyprischen 
Gemeinschaften 

Berichterstatter: 

Senator Alfons Cucö (Spanien) 

(Themen: Bevölkerungszuwachs im türkisch-zypri- 
schen Nordteil der Insel — Problem der Einbürgerung 
türkischer Einwanderer — Forderung nach einer 
Volkszählung — Schaffung einer Atmosphäre des 
Vertrauens zwischen den beiden zyprischen Gemein- 
schaften — Anstrengungen des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen zur Wiederherstellung eines von 
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beiden Gemeinschaften akzeptierten Rechtsstaats in 
ganz Zypern) 


Empfehlung 1197 (1992) 

betr. die Bevölkerungsstruktur der zyprischen 
Gemeinschaften 

1. Die Ereignisse von 1974 haben zu einer de-facto- 
Teilung der Insel Zypern in zwei Teile geführt. Fast 
die gesamte griechisch-zyprische Gemeinschaft 
lebt im südlichen Teil, der von der Regierung der 
Republik Zypern kontrolliert wird. Fast die 
gesamte türkisch-zyprische Gemeinschaft lebt im 
Nordteil, der von der türkisch-zyprischen Admini- 
stration kontrolliert wird. 

2 . Nach Angaben der Regierung der Republik Zypern 
wurde die Bevölkerung des südlichen Teils Ende 
des Jahres 1990 auf 575 000 Personen geschätzt, 
während ihre Zahl im Jahre 1974 505 700 Personen 
betrug. Das würde für den Zeitraum zwischen 1974 
und 1990 eine Zuwachsrate von 13,70% bedeu- 
ten. 

3. Den Angaben der türkisch-zyprischen Administra- 
tion zufolge wurde die Bevölkenmg des nördlichen 
Teils Ende des Jahres 1990 auf 171 500 Personen 
geschätzt, während ihre Zahl in 1974 115 600 Per- 
sonen umfaßte. Das würde für den Zeitraum zwi- 
schen 1974 imd 1990 eine Zuwachsrate von 
48,35 % bedeuten. 

4. Angesichts der Tatsache, daß die aufgrund der 
Geburten- imd Sterbequoten errechneten natürli- 
chen Bevölkerungszuwachsraten in beiden Teilen 
der Insel vergleichbar sind, muß der Bevölkerungs- 
zuwachs im Nordteil auf einen erheblichen Ein- 
wandererstrom zurückzuführen sein. 

5. Es ist eine anerkannte Tatsache, daß seit 1975 ein 
Zustrom türkischer Staatsbürger im nördlichen Teil 
Zyperns zu verzeichnen ist, die sich dort dauerhaft 
niedergelassen haben. Die Einwandererwellen 
waren 1975 imd 1977 besonders stark, denn selbst 
nach den niedrigsten Schätzimgen verkörperten 
sie damals 10% der türkisch-zyprischen Bevölke- 
rung. In den darauffolgenden Jahren war ein 
geringerer, jedoch kontinuierlicher Einwanderer- 
strom zu verzeichnen. Auch muß man eine offen- 
kimdige türkische Militärpräsenz im nördlichen 
Teil der Insel feststellen. 

6. Das Ziel der von der türkisch-zyprischen Admini- 
stration im Hinblick auf die türkischen Einwande- 
rer verfolgten Politik besteht darin, deren endgül- 
tige Ansiedelung auf der Insel zu fördern. Die 
Vergabe von Wohnungen, Ländereien imd ande- 
ren Besitztümern an die Einwanderer erfolgt nach 
einem besonderen Verfahren. Die wichtigste Maß- 
nahme besteht jedoch darin, ihnen den Erwerb der 
zyprischen Staatsangehörigkeit und der damit ver- 
bundenen politischen Rechte zu ermöglichen. Die 
Gesetzestexte stellen diesen Bereich in das freie 
Ermessen der Behörden. 

7. Die griechischen Zyprer sind über die Ankunft 
türkischer Einwanderer äußerst beunruhigt. Zu- 


nächst hielten die türkischen Zyprer diesen 
Zuwachs an Arbeitskräften für unentbehrlich. 
Heute haben die zunehmende Anzahl der Einwan- 
derer, ihre Einbürgerung sowie die wichtige 
Bedeutung, die einige von ihnen im politischen 
Leben spielen, zu großen Gegensätzen innerhalb 
der türkisch-zyprischen Gemeinschaft geführt. 

8. Der Aufenthalt und die Einbürgerung türkischer 
Einwanderer, die nach ihrer Niederlassung auf der 
Insel zu Siedlern werden, bilden ein zusätzliches 
Hindernis für eine friedliche und ausgehandelte 
Lösung des Zypernkonflikts. 

9. Folglich empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee: 

i. den Europäischen Ausschuß für Bevölkerungs- 
fragen (CDPO) anzuweisen, in Zusammenar- 
beit mit den betreffenden Behörden eine 
Volkszählung auf der Insel durchzuführen, 
damit die Schätzimgen durch zuverlässige 
Daten ersetzt werden; 

ii. die Behörden der Republik Zypern und die 
türkisch-zyprische Administration aufzufor- 
dern, die Ankunft von Ausländern auf der Insel 
streng zu kontrollieren; 

üi. an die türkisch-zyprische Administration zu 
appellieren, das für den von ihr kontrollierten 
Teil der Insel geltende Einbürgerungsrecht 
erneut zu überprüfen, damit die Anwendimg 
dieses Gesetzes nicht zu einer Veränderung 
der Bevölkenmgsstruktur auf der Insel führt; 

iv. die Schaffung einer Atmosphäre des Ver- 
trauens zwischen den beiden zyprischen 
Gemeinschaften zu fördern; 

V. die Garantiemächte der Republik Zypern auf- 
zuf ordern, die Bestimmimgen der 1959 ge- 
schlossenen Abkommen genau einzuhalten, 
insbesondere im Hinblick auf die Stationie- 
rung von Streitkräften auf der Insel; 

vi. die Türkei aufzufordem, in ihrem Konsulat auf 
Zypern alle türkischen Staatsbürger zu regi- 
strieren, die ihren Wohnsitz in Zypern haben 
und dort eintreffen; 

vü. die Anstrengimgen des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen in vollem Umfang zu 
xmterstützen, um die rasche Wiederherstellung 
eines von beiden Gemeinschaften akzeptier- 
ten Rechtsstaats in ganz Zypern zu errei- 
chen. 


Tagesordnungspunkt 

Die Aktivitäten des Internationalen Komitees 
vom Roten Kreuz (IKRK) 

Berichterstatter: 

Ständerat Michel Flückiger (Schweiz) 

(Themen: Zusammenarbeit zwischen dem IKRK und 
dem Europarat — Europarat als Forum demokratischer 
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Verantwortlichkeit für eine vollkommen neutrale und 
im Dienst der Menschlichkeit stehende Organisation 
— Rolle des IKRK als neutraler Vermittler zwischen 
den Parteien bewaffneter Konflikte — Hindernisse bei 
der Fortsetzung der Arbeiten und Ziele des IKRK — 
Einhaltung der Genf er Abkommen von 1 949 und ihrer 
Zusatz Protokolle von 1977 sowie das für bewaffnete 
Konflikte geltende humanitäre Recht — politische und 
finanzielle Unterstützung des IKRK für humanitäre 
Sofortmaßnahmen vor Ort) 


Entschließung 991,(1992) 

betr. die Aktivitäten des Internationalen Komitees 
vom Roten Kreuz (IKRK) (1989 bis 1991) 

1. Das Mandat des Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz (IKRK) stützt sich auf die Genfer 
Rot-Kreuz- Abkommen von 1949 und deren 
Zusatzprotokolle von 1977. 

2. Diese Texte definieren die Rolle des IKRK als 
neutraler Vermittler zwischen den Parteien 
bewaffneter Konflikte sowie sein Recht, allen 
zivilen xmd militärischen Opfern bewaffneter 
Konflikte Schutz und Beistand zu leisten, und mit 
Zustimmimg der betroffenen Staaten die Kriegs- 
gefangenen, die im Zusammenhang mit den 
bewaffneten Konflikten festgehalten werden, zu 
besuchen. 

3. Die griindlegenden Prinzipien für die Tätigkeit 
des IKRK sind Menschlichkeit, Unparteilichkeit, 
Neutralität, Unabhängigkeit, Freiwilligkeit, Ein- 
heit imd Universalität. 

4. Der entsetzliche Anblick des Schlachtfelds von 
Solf erino, der zur Gründung des IKRK geführt hat, 
hat sich leider während unzähliger Krisen wieder- 
holt; schwerverwundete oder sogar mißhandelte 
Personen, die hilflos dalagen, gab es auch wieder 
während des Kriegs im ehemaligen Jugosla- 
wien. 

5. Im Laufe der letzten Jahre wurde das IKRK bei 
einer zxmehmenden Anzahl von Konflikten 
zur Hilfe gerufen. Darüber hinaus waren diese 
Konflikte gewalttätiger imd grausamer als 
in der Vergangenheit und oft nicht internatio- 
naler Art, weil ihnen interne Unruhen zugrunde 
lagen. 

6. Mehrmals vmrden die Sicherheit der Helfer des 
IKRK beeinträchtigt xmd ihre Einrichtungen und 
Transportmittel beschädigt. Darüber hinaus wei- 
gerten sich die kriegführenden Parteien, dem 
IKRK zu gestatten, den betroffenen Zivilbevölke- 
rimgen Hilfe zu leisten. 

7. Der ideologische Charakter der Konflikte hat die 
humanitären Aktivitäten vor neue Probleme 
gestellt. 

8. Die xmzureichende Kermtnis des internationalen 
humanitären Rechts in einigen mittel- und osteu- 
ropäischen Ländern, in denen Konflikte ausge- 


brochen sind, stellt das IKRK bei der ErfüUimg 
seiner Aufgaben vor Probleme. 

9. Die Versammlung bedauert die verschiedenen 
Hindernisse, die eine wirksame Fortsetzung der 
Arbeiten xmd operationeilen Ziele des IKRK wäh- 
rend der letzten Monate vereitelt haben. 

10. Die Versammlung fordert die Regierxmgen der 
Mitgliedstaaten des Europarates, die beitrittswil- 
ligen Staaten sowie diejenigen Staaten, deren 
Parlamente den Beobachterstatus oder den 
besonderen Gaststatus der Parlamentarischen 
Versammlxmg besitzen oder sich darum bemü- 
hen, auf: 

i. dafür Sorge zu tragen, daß die Genfer 
Abkommen von 1949 und ihre Zusatzproto- 
kolle von 1977, sowie das für bewaffnete 
Konflikte geltende hximanitäre Recht xmter 
allen Umständen eingehalten werden; 

ii. ihre politische Unterstützxmg für das IKRK zu 
geben oder zu verstärken xmd ihre Jahres- 
beiträge für seinen Haushalt zu erhöhen; 

iü. xmverzüglich finanzielle Beiträge zu leisten, 
xim dem IKRK die Ausführxmg hximanitärer 
Sofortmaßnahmen vor Ort zu ermöglichen; 

iv. mitzuhelfen, daß die Öffentlichkeit in allen 
Ländern besser über die aus dem humanitä- 
ren Recht abgeleiteten Verpflichtxmgen xm- 
terrichtet und stärker dafür sensibilisiert 
wird; 

V. in ihren jeweiligen Ländern die Kenntnisse 
über das IKRK und seine Aktivitäten auf 
nationaler Ebene zu fördern; 

vi. die Öffentlichkeit zur Unterstützxmg des 
IKRK xmd der nationalen Gesellschaften des 
Roten Kreuzes zu ermutigen; 

vii. die Zusatzprotokolle von 1977 zu den Genfer 
Abkommen von 1949 xmverzüglich zu ratifi- 
zieren oder ihnen beizutreten, sofern sie dies 
noch nicht getan haben; 

viii. die Zuständigkeit der Internationalen Erkxm- 
dxmgsmission anzuerkermen. 


Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Präsidenten 
des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz, 
Cornelio Sommaruga 

(Themen: moralische Verpflichtung des IKRK zur 
Hilfe der Bevölkerung in Bosnien-Herzegowina — die 
fünf aktuellen Hauptforderungen des IKRK: Wahrung 
der internationalen Menschenrechte, Recht der Opfer 
auf humanitäre Hilfe, Notwendigkeit humanitärer 
Koordination, finanzielle Unterstützung des IKRK, 
Depolitisierung humanitärer Angelegenheiten) 
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Tagesordnungspunkt 

Die auf der 27. Sitzung der Ständigen Konferenz 
der Gemeinden und Regionen Europas (CLRAE) 
verabschiedeten Dokumente 

Berichterstatter: 

Senator Francesco Porisi (Italien) 

(Themen: von der CLRAE ergriffene Maßnahmen zur 
Schaffung demokratischer Strukturen auf kommuna- 
ler und regionaler Ebene in den neuen Mitgliedstaa- 
ten des Europarates — Wunsch der CLRAE nach einer 
Reform ihres Status und nach der Schaffung eines 
repräsentativen Gremiums für die Regionen — von 
der Konferenz auf ihrer 27. Sitzung verabschiedete 
Entschließungen) 


Stellungnahme 164 (1992) 

betr. die auf der 27, Sitzung der Ständigen Konferenz 
der Gemeinden und Regionen Europas verabschie- 
deten Dokumente 

Die Versammlung begrüßt die von der Ständigen 
Konferenz der Gemeinden und Regionen Europas 
ergriffenen Maßnahmen zur Schaffung demokrati- 
scher Strukturen auf konummaler und regionaler 
Ebene in den neuen Mitgliedstaaten des Europara- 
tes. 

Sie teilt daher den berechtigten Wimsch der CLRAE 
nach einer Reform ihres Status und ninrnit ihren 
Wxmsch zur Kenntnis, ein repräsentatives Gremium 
für die Regionen mit Hilfe eines Teilabkommens zu 
schaffen. 

Die Versammlung legt folgende Stellimgnahme zu 
den von der Konferenz auf ihrer 27. Sitzung verab- 
schiedeten Dokumenten vor: 


a) Entschließung 229 über die 3. Konferenz 
der Europäischen Inselregionen 

Die Versammlimg begrüßt, daß sowohl durch natio- 
nale Stellen als auch durch Gemeinschaftsstellen 
zunehmend die besonderen Gegebenheiten und spe- 
ziellen Probleme der Inseln als Faktoren anerkannt 
werden, welche häufig die durch die Randlage dieser 
Regionen bedingten Schwierigkeiten verschärfen. 
Diese Randlage sollte nicht nur bei Unterstützimgs- 
maßnahmen für benachteiligte Regionen berücksich- 
tigt werden, sondern auch ganz besonders bei Maß- 
nahmen der nationalen Regierungen zur Förderung 
von Regionen imd bei Strukturplänen, wobei eben- 
falls dem wirtschaftlichen Potential und dem Umwelt- 
potential Rechnung zu tragen ist. 


b) Entschließung 230 (1992) über die 5. Konferenz 
der Europäischen Grenzregionen 

Die Versammlung unterstützt nachdrücklich diese 
Entschließimg, besonders da ihr Ausschuß für 
Umwelt, Raumordmmg und Kommimalfragen der 


Initiator und die Hauptantriebskraft der fünf bislang 
veranstalteten Konferenzen über Grenzregionen 
war. 

Sie zeigt sich besorgt über das mangelnde Interesse 
des Ministerkomitees an den Problemen der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit zwischen kom- 
mimalen und regionalen Behörden in Europa zu einer 
Zeit, wo der Demokratisierungsprozeß in Mittel- und 
Osteuropa und der Beitritt neuer Mitgliedstaaten zum 
Europarat die dringende Notwendigkeit dieser Art 
von Zusammenarbeit gezeigt haben, durch welche 
wahrscheinlich ein schnelleres Zusammenschmelzen 
zwischen neuen und alten Mitgliedern der Organisa- 
tion herbeigeführt werden wird. 

Die Versammlimg würde es begrüßen, wenn das 
Ministerkomitee eindeutig seine Absicht bekräftigen 
würde, der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
vollste politische Unterstützung zu geben und auch 
die notwendigen Mittel für ihre Förderung zur Verfü- 
gung zu stellen, insbesondere durch Zusatzprotokolle, 
mit denen das Europäische Rahmenabkommen über 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit verstärkt 
und erweitert werden kann. 

In diesem Zusammenhang verweist die Versammlung 
auf den Inhalt ihrer Empfehlung 1144 (1991) betr. die 
Situation von Grenzbewohnern und Grenzgängern 
und ersucht das Ministerkomitee, einen technischen 
Ausschuß anzuweisen, den Entwurf eines Modellab- 
konunens oder Zusatzprotokolls in Absprache mit 
dem Verband Europäischer Grenzregionen (AEBR) 
auszuarbeiten. 

Schließlich möchte die Versammlung ihre eigene 
Forderung erneut bekräftigen imd betonen, daß sie 
die Forderung der Konferenz nach Schaffung eines 
effizienten Informationsbüros für die grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit (Abs. 7.iü) voll und 
ganz unterstützt. Die Schaffung eines derartigen 
Büros wäre nicht nur eine Antwort auf den wiederholt 
zum Ausdruck gebrachten Wunsch der Grenzregio- 
nen selbst und insbesondere der regionalen Behörden 
der neuen Mitgliedstaaten, sondern wäre gleichzeitig 
ein Ausdruck der Übereinstimmung und würde den 
Wunsch des Europarates verdeutlichen, die kommu- 
nale und regionale Demokratisierung in Europa über 
die nationalen Grenzen hinweg zu fördern. Die Ver- 
sammlung würde es begrüßen, wenn das Minister- 
komitee die Generalsekretärin anweisen würde, 
schnellstmöglich konkrete Vorschläge vorzulegen, 
damit ein solches Büro im Jahr 1993 errichtet werden 
kann. 


c) Entschließung 231 über eine Änderung 
der Charta und der Geschäftsordnung 

Nach Anhörung im Dringlichkeitsverfahren hat der 
Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Raumord- 
nung und Kommunalfragen den Präsidenten der Ver- 
sammlung mit Schreiben vom 23. April 1992 darüber 
informiert, daß der Ausschuß keine Einwände gegen- 
über einer Erhöhung der Zahl der Vizepräsidenten der 
CLRAE von vier auf sechs hat, da die beträchtliche 
Erweiterung der Zahl der nationalen Delegationen in 
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der CLRAE berücksichtigt werden muß. Die Ver- 
sammlung kana diese Einstellung bestätigen. 


d) Entschließung 232 über Autonomie, 

Minderheiten, Nationalismus und die 
Europäische Union 

Die Versammlung imterstützt die von der Konferenz 
in Kapitel II ihrer Entschließung festgelegten Grund- 
sätze imd verweist auf ihre eigenen jüngsten Stellimg- 
nahmen m dieser Angelegenheit, insbesondere auf 
ihre Empfehlung 1134 (1990) betr. die Rechte der 
Minderheiten und ihre erst kürzlich verabschiedete 
Empfehlung 1177 (1992) zum gleichen Thema, in der 
die Schaffung eines Vermittlimgsinstruments iimer- 
halb des Europarates vorgeschlagen wird, das in einer 
schlichtenden Funktion bei Konflikten zwischen Min- 
derheiten eingesetzt werden könnte. 

In diesem Zusammenhang weist die Versammlung 
erneut auf ihre verschiedenen Vorschläge und Emp- 
fehlungen an das Ministerkomitee hin: 

i. den Entwurf eines Zusatzprotokolls zur Europäi- 
schen Menschenrechtskonventioni 

ii. die Unterzeichmmg der Europäischen Charta über 
Regional- und Minderheitensprachen; 

iii. die rasche Schaffung eines Vermittlungsinstru- 
ments für Konflikte zwischen Minderheiten. 

Die Versammlung ist bereit, bei einer gemeinsamen 
Kampagne mit der CLRAE und dem Ministerkomitee 
zusammenzuarbeiten, um der Öffentlichkeit verstärkt 
ins Bewußtsein zu rufen, daß ein solidarisches Mitein- 
ander in einem multikulturellen Europa notwendig ist. 
Sie wäre ebenfalls an einer Mitwirkung und an einem 
eigenen Beitrag im Rahmen der vorgeschlagenen 
Konferenz über „Föderalismus, Nationalismus, kom- 
munale Selbstverwaltung und Minderheiten", die 
1993 stattfinden soll, interessiert. 

Schließlich kann die Versammlung den Vorschlag, 
dem Europatag neue Impulse zu verleihen, angesichts 
der Tatsache, daß eine solche Veranstaltung ein 
wirksames Instrument sein könnte, um ein Gefühl der 
europäischen Solidarität unter den Bürgern Europas 
zu erwecken, nxir unterstützen. 


e) Entschließung 233 über die Durchführung der 
Europäischen Charta für kommunale 
Selbstverwaltung 

Die Versammlung kann — nachdem sie die von ihr 
seit ihrer Gründung übernommene Verpflichtimg, die 
Demokratisierung auf kommunaler Ebene imd die 
konummale Selbstverwaltung zu fördern — stets 
beachtet hat, die von der Konferenz erhobene Forde- 
rung nach vollständiger und umfassender Verwirkli- 
chung der Charta über kommunale Selbstverwaltung 
durch alle Mitgliedstaaten und durch die Europäische 
Gemeinschaft nur unterstützen. Die Schaffimg eines 
KontroU- oder ggf. eines Vermittlungsmechanismus 
wäre ebenfalls angebracht. 


f) Entschließung 235 über wichtige Fragen 
betreffend kommunale und regionale 
Gebietskörperschaften 

Die Versammlung teilt die Besorgnis der Konferenz in 
bezug auf die Tendenz vieler Regierungen, den kom- 
mimalen Behörden zwar mehr Befugnisse bei der 
kommunalen Selbstverwaltung zu geben, gleichzeitig 
aber die notwendigen finanziellen Mittel für die 
Ausübung dieser Befugnisse zu reduzieren oder sogar 
gänzlich zu verweigern. 

Sie betont auch die Notwendigkeit einer beträchtli- 
chen Erhöhung der finanziellen Ressourcen des 
Demosthenes Programms zur Unterstützung der 
Bemühungen, die Bürger zu informieren und zur 
schnellen Verwirklichung der Demokratisierung auf 
kommimaler Ebene in den Ländern Mittel- und 
Osteuropas. 

In bezug auf die Rolle der CLRAE und ihrfen Platz 
innerhalb des Europarates verweist sie auf die in ihrer 
Entschließung 224 vom Jahr 1991 vorgelegte Stel- 
lungnahme und vertritt die Ansicht, daß es im Lichte 
der Entwicklimgen der vergangenen Monate aus 
politischer Sicht wichtig ist, daß zumindest den Regio- 
nen mit legislativen imd exekutiven Befugnissen ein 
Sonderstatus — vielleicht in Form eines Teilabkom- 
mens— gewährt wird. Damit erhielten sie volle 
Eigenständigkeit gegenüber der CLRAE in ihrer jet- 
zigen Form sowie die Möglichkeit, sowohl mit der 
Parlamentarischen Versammlung als auch mit dem 
Ministerkomitee imd anderen europäischen Institu- 
tionen in einen Dialog einzutreten. 


g) Entschließung 236 über Stadterneuerungspolitik 
im Hinblick auf die multikulturelle Integration in 
Europa und die Frankfurter Erklärung 

Die Versammlung erkennt die äußerst wichtige Rolle 
der Kommunen bei der Integration von Einwanderern 
und deren Familien voll und ganz an und begrüßt die 
in der Entschließung 236 (1992) der Ständigen Konfe- 
renz der Gemeinden und Regionen Europas (CLRAE) 
enthaltenen Grundsätze und Empfehlungen sowie 
alle von den Kommunen für deren Umsetzung ergrif- 
fenen Maßnahmen. 

Darüber hinaus bekräftigt die Versammlung erneut 
ihre Unterstützung im Hinblick auf die Verleihung 
politischer Rechte auf kommunaler Ebene — wie im 
Übereinkommen des Europarates über die Beteili- 
gung von Ausländem am öffentlichen Leben auf 
kommunaler Ebene vorgesehen — an Einwanderer 
mit festem Wohnsitz, um ihre Integration sowie das 
allmähliche Entstehen einer europäischen Bürger- 
schaft zu fördern. 

Die Versammlung erkennt an, daß es notwendig ist, 
daß der Europarat im Bereich der Einwanderung und 
multikulturellen Integration in Europa verstärkt tätig 
wird, und unterstützt die verschiedenen Vorschläge, 
die auf die Förderung eines diesbezüglichen Erfah-, 
nmgsaustausches zwischen europäischen Städten 
und Regionen gerichtet sind. 
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Die Versammlung hat sich ebenso wie mehrere inter- 
gouvemementale Gremien des Europarates, ein- 
schließlich des CDCC, schon oft zum Thema dieser 
Entschließimg geäußert, z. B. in der Empfehlimg 1089 
(1988) der Versammlung sowie in der Empfeh- 
limg R (84) 18 des Ministerkomitees. 

Der wichtigste Punkt bleibt die Anerkennung der 
praktischen Realitäten einer zunehmend multikultu- 
rellen Gesellschaft in Europa. Das bedeutet nicht, daß 
man den Status der Einwanderungsländer akzeptie- 
ren soll, sondern es erfordert vielmehr, daß man den 
politischen Maßnahmen die Rechte imd Pflichten aller 
Menschen, die in dieser Gesellschaft leben, zugrunde 
legt. Diese Rechte xind Pflichten begiimen in der 
unmittelbaren Nachbarschaft, jedoch enden sie weder 
auf konunimaler noch auf regionaler, nationaler oder 
europäischer Ebene. 

Jedoch stimmt die Versammlimg mit der CLRAE in 
dem Punkt überein, daß wirksamere Maßnahmen für 
eine soziale Integration auf kommimaler Ebene erfor- 
derlich sind. Begriffe wie z. B, Nichtdiskriminierung, 
Kulturpolitik imd interkulturelle Erziehungspolitik 
(die dem mehr negativen „pluralistischen" Konzept 
vorzuziehen sind), Erziehimg im Bereich der Men- 
schenrechte (an Stelle der restriktiven und emotiona- 
len „antirassistischen" Erziehimg), Toleranz und 
Reziprozität müssen gefordert werden. Neue Berichte 
der Versammlimg befinden sich im Vorbereitungssta- 
dium: über Toleranz, über die Ethik der Medien und 
über die dort erfolgende Darstellung der Einwanderer 
sowie über die Integration der Einwanderer und die 
zwischengemeinschaftlichen Beziehungen. Die Rolle 
des Sports sollte ebenfalls berücksichtigt werden. 

Einige Fragen erfordern eine besondere zusätzliche 
Untersuchung wie z: B, die Auswirkungen des Islam 
(s. Empfehlung 1162 der Versammlung und Richtli- 
nie 465 aus dem Jahre 1991), die Situation der Zigeu- 
ner (derzeit Thema einer Untersuchung im Rahmen 
der CLRAE und der Versammlung) oder die Freizü- 
gigkeit auf europäischem Staatsgebiet. 


h) Entschließung 237 über die Charta über eine 
Beteiligung junger Menschen am Leben in der 
Gemeinde und der Region 

Diese Charta transponiert die wichtigsten Prinzipien 
und Aktivitäten des Europarates im Bereich der 
Jugend, einschließlich der Empfehlungen der Ver- 
sammlung, auf kommunale und regionale Ebene. Die 
wichtigste Sorge besteht weiterhin darin, die Jugend 
an allen Aspekten des institutioneilen demokrati- 
schen Geschehens zu beteiligen. Diese Sorge kam 
zum Ausdruck in dem 1985 verfaßten Bericht von 
Herrn Martinez über die Beteüigung der Jugend, s. 
Empfehlung 1019, und wurde in 1990 von Herrn 
Kollwelter erneut bekräftigt, s. Richtlinie 454. Die 
Charta kann als Ausdruck dieser politischen Maßneih- 
men auf der Ebene der Kommunal- und Regionalbe- 
hörden begrüßt werden, 

Mari sollte ebenfalls zu bedenken geben, daß es in 
diesem Bereich keine einzig richtige Lösung oder 
einzig richtige Politik gibt. Alle Initiativen, die eine 


Mitwirkung junger Menschen auf einer offenen und 
demokratischen Grundlage fordern, sollten ermutigt 
werden. Junge Menschen können sowohl wählen als 
auch Jugendorganisationen angehören. 

Die in dieser Charta enthaltenen neuen Ideen im 
Hinblick auf die Institutionalisierung und die Reprä- 
sentation junger Menschen bedürfen einer eingehen- 
deren Untersuchung, bevor sie allgemein in Europa 
gebilligt werden. In der Tat gibt es in ganz Westeuropa 
große Meinungsunterschiede in bezug auf die Reprä- 
sentation junger Menschen im Regierungsprozeß. 

Der Begriff der generationenübergreifenden Zusam- 
menarbeit könnte weiter ausgebaut werden als Mittel 
zur Bekämpfung von Gewalt und Marginalität in 
europäischen Städten. 

Die Charta wirft das Problem der Unterkunft für junge 
Menschen auf, das vom Unterausschuß für Jugend 
und Sport der Versammlung anläßlich eines ihrer 
nächsten Round-Table-Gespräche über pan-europäi- 
sche Zusammenarbeit im Bereich der Jugend behan- 
delt werden wird. 

Für diese und andere Punkte karm die Charta ein 
nützlicher Bezugspunkt sein bei der Diskussion über 
die Beteüigung junger Menschen an der kommenden 
europäischen Konferenz der für Jugendfragen zustän- 
digen Minister, die 1993 in Wien stattfinden wird. 


i) Entschließung 238 (1992) über Raumordnung und 
Schutz der Gewässervorkommen 

Die Parlamentarische Versammlung nimmt mit 
Freude eine Übereinstimmung der Ansichten zwi- 
schen ihr und der CLRAE hinsichtlich der Frage der 
regionalen Entwicklung und des Schutzes der Gewäs- 
servorkommen zur Kenntnis. Bei der Vorbereitung 
und Einleitung seines Aktionsprogramms hat der 
Ausschuß für Umwelt ebenso wie die Ständige Konfe- 
renz betont, wie notwendig es ist, die Rolle der 
kommunalen und regionalen Behörden beim Gewäs- 
serschutz hervorzuheben. Darüber hinaus hat der 
Ausschuß ebenso wie die Ständige Konferenz aner- 
kannt, daß der Wasserpreis sowohl Investitionen als 
auch Betriebskosten der zuständigen Wasserwirt- 
schaftsbehörden berücksichtigen sollte und daß auch 
die Gewässergüte und die relative Wasserknappheit 
sowie die Aufbereitungskosten berücksichtigt werden 
sollten. Die Versammlung unterstützt nachdrücklich 
den Wunsch der Konferenz nach Weiterentwicklung 
und Verbesserung der Fortbildungsprogramme für 
Führungskräfte, technische Berater und alle anderen 
Personen im privaten und öffentlichen Sektor, die mit 
der Wasserbewirtschaftung befaßt sind. In diesem 
Zusammenhang vertritt sie auch die Ansicht, daß auch 
für die gewählten Vertreter Fortbüdungsmöglichkei- 
ten angeboten werden sollten. Die Fortbildung deije- 
nigen, die im Bereich der Wasserbewirtschaftung 
beschäftigt sind, — insbesondere der gewählten Ver- 
treter und Mitarbeiter der kommunalen und regiona- 
len Gebietskörperschaften — sollte die Entschei- 
dungsträger in die Lage versetzen, die richtige Wahl 
zu treffen. 
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Die Versammlung begrüßt die in bezug auf Raumord- 
nung und Gewässerschutz festgelegten Gnmdsätze 
und unterstützt diesen Ansatz. 

Die Parlamentarische Versammlung begrüßt eben- 
falls den Wimsch der Konferenz, sich an den Aktivi- 
täten der Versammlung im Rahmen ihres Aktions- 
programms „Europa's Binnengewässer" zu beteili- 
gen. In Anbetracht der Tatsache, daß diese gesamteu- 
ropäische Konferenz, an der die CLRAE teilnehmen 
möchte, einen ausschließlich parlamentarischen Cha- 
rakter besitzt, hofft die Versammlung, daß ihre 
Zusammenarbeit mit der CLRAE sich im wesentlichen 
auf die Sdhlüsselfrage der Rolle und Zuständigkeiten 
der kommimalen und regionalen Behörden konzen- 
trieren wird sowie auf die Ressourcen, die sie benötigt, 
um eine effiziente Wasserbewirtschaftung zu gewähr- 
leisten. 

Die Versammlung unterstützt die an das Ministerko- 
mitee gerichtete Forderung, die Europäische Konfe- 
renz der für Raumordnimg zuständigen Minister 


(CEMAT) aufzufordem, eine vergleichende Studie 
über Wasserwirtschaftsinstitutionen und Raumord- 
nung durchzuführen. 


j) Entschließung 239 über Trinkwasservorkommen 
und -güte in Europa: die Rolle der kommunalen 
Behörden 

Die Parlamentarische Versammlung begrüßt diesen 
Beitrag, der eine Ergänzimg zu ihrer eigenen Befas- 
sung mit dem Problem der Wasserbewirtschaftung 
darstellt. Da sie von der Notwendigkeit überzeugt ist, 
daß angemessene Programme erarbeitet werden müs- 
sen imd es nützlich ist, diese auch durchzuführen, ist 
die Parlamentarische Versammlung erfreut, diesen 
Bericht als einen Beitrag zu ihrem Aktionsprogramm 
anzusehen und ihre Zusammenarbeit mit der CLRAE 
fortsetzen zu können. 
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